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FRiTz Hesse: 
Wo steht die deutsche Außenpolitik? 


Jede Revolution ist eine vorübergehende Erscheinung. Sie wird abgelöst durch 
einen evolutionären Zustand; in ihm zeigt das aus der Revolution entstandene neue 
Staatsgebilde das Bestreben, sich zu konsolidieren und auf reformerischem Wege 
das grundsätzlich Neue den Gegebenheiten anzupassen. 

Das gilt auch für die nationalsozialistische Revolution in Deutschland. Schwer war 
es nur, zu entscheiden, wann die einzelnen Phasen der Revolution zu verzeichnen 
waren. Bis auf die Tatsache des Anfanges — der sich stets genau bestimmen läßt — 
ist es auch bei der deutschen Revolution nicht leicht gewesen, zu sagen, wann 
der revolutionäre Prozeß abgeschlossen war. Das galt besonders für die Über- 
gangszeit, in der wir uns befanden. Wesen und Ziel der nationalen Revolution stan- 
den zwar fest, nicht aber die Einzelheiten der Politik. 

Das war auch der Hauptgrund, warum das Ausland in seiner Stellungnahme so 
außerordentlich verschieden sich zum neuen Deutschland stellte. Wenn schon wir 
Deutschen selbst noch kein endgültiges Bild von ihm gewonnen hatten, so war erst 
recht nicht vom Ausland zu verlangen, daß es sich „vernünftig“ zur deutschen 
Revolution einstellte, solange diese nicht abgeschlossen war. Der Zustand der Ge- 
wöhnung an bestimmte politische Vorstellungen spielt ja überdies in der Politik eine 
außerordentliche Rolle, so daß jedes neue geschichtliche Ereignis, wie auch jede 
neu auftretende geschichtliche Person stets erst einer gewissen ‚Anlaufszeit“ be- 
dürfen, um von ihrer Umwelt richtig gewertet zu werden. Die vielfach schiefen 
Vorstellungen des Auslandes über die nationalsozialistische Revolution in Deutsch- 
land sind daher nichts Ungewöhnliches. Sie sind nur eine natürliche Folge der 
psychologischen Trägheitsmomente im Leben der Völker, mit denen jedes neue 
Ereignis zu rechnen hat. Daß Revolutionen eine schlechte Presse haben, ist also 
durchaus natürlich — wie es auch selbstverständlich ist, daß dieser Zustand wieder 
verschwindet, sobald eine Konsolidierung der Verhältnisse eingetreten ist und wie- 
der das Verständnis für die wesentlichen Vorgänge einsetzt. 

Von außenpolitischer Bedeutung ist allein die Frage, inwiefern die revolutionäre 
Schrecksekunde in der Lage war, dauernde Veränderungenindenaußen- 
politischen Beziehungen zu schaffen, die ja stets trotz allem geopoli- 
tisch sachlich bedingt bleiben. So sehr die Personen in der Politik zu wechseln 
pflegen, so beständig pflegen andererseits die sachlichen Probleme zu sein, von 
denen aus die politischen Beziehungen bestimmt werden. Von Belang bleiben revo- 
lutionäre Vorkommnisse für die Außenpolitik allein, soweit sie in das Sachliche 


hineinzuwirken vermögen. 


u 
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Um das für Deutschland feststellen zu können, muß man sich aber zunächst über 
die historisch-politische Lage klar werden, in der sich Deutschland befand, als die 
nationale Revolution einsetzte. 

Das natürliche System der deutschen Außenpolitik war noch 
immer durch einen einzigen Grundsatz bestimmt: durch die Not- 
wendigkeit, die Revision des Versailler Vertrages mit den Mit- 
teln fortzusetzen, die uns der Versailler Vertrag selbst ge- 
lassen hat. Denn es war keineswegs etwa so weit, daß wir behaupten könnten, daß 
Versailles mit seinem ganzen System der wirtschaftlichen, militärischen und außen- 
politischen Hemmungen beseitigt war, als die deutsche Revolution im Januar 1933 
einsetzte. Im Gegenteil, wir befanden uns mitten in einem Großkampf, in dem 
nicht weniger als drei große Komplexe von Fragen des Versailler Systems inter- 
national zur Aussprache standen: a) Die Frage der wirtschaftlichen Aus- 
wirkungen von Versailles (Kriegsschulden und Privatschulden), b) die Ent- 
waffnungsfrage und c) der ganze Komplex der territorialen Fragen, 
die man mit den Worten Saarfrage, österreichische Frage, Korridor- und sudeten- 
deutsche Frage und ostdeutsche Minderheitenfrage kennzeichnen kann. 

Die populäre Vorstellung, daß mit Lausanne die Reparationsfrage gelöst sei, 
und daß damit wenigstens eine der wichtigsten Folgewirkungen der Annahme des 
Versailler Friedensdiktates beseitigt sei, ist keineswegs zutreffend. Es ist zwar 
richtig, daß Lausanne dafür Sorge getragen hat, daß zur Zeit keinerlei Tributzah- 
lungen Deutschlands mehr geleistet werden müssen, aber als endgültig abgeschlos- 
sen kann damit der mit der Reparationsfrage zusammenhängende Komplex noch 
keineswegs gelten. Ganz abgesehen davon, daß die Lausanner Abmachungen als 
solche von den Parlamenten nicht ratifiziert worden sind, ist auch noch für Deutsch- 
land die Frage der internationalen privaten Verschuldung zu lösen. Bisher ist 
für diese Frage nur ein Provisorium gefunden worden, da alle Stillhalteabkommen 
und Moratorien für diese Fragen sich nur auf eine vorübergehende Zeit beziehen, 


aber keinerlei Endregelung vorsehen. Solange aber nicht geklärt ist, in welchem 


Umfange Deutschland in der Lage ist, seine privaten Schuldverpflichtungen zu 
erfüllen, und solange nicht abzusehen ist, wenn dies geschehen kann, ist eines 
der wichtigsten Probleme der wirtschaftlichen Folgen des Versailler Diktates 
nicht geklärt. Hinzu kommt, daß wahrscheinlich aus der Abstimmung im Saar- 
gebiet, die Deutschland mit Sicherheit einen Anspruch auf volle Rückgabe des 
Saargebietes geben wird, sich auf Grund des Versailler Vertrages weitere Geld- 
forderungen Frankreichs ergeben ‚werden, die bekanntlich im Lau- 
saner Vertrag nicht abgegolten worden sind. 

Diese ganzen Fragen sind allerdings durch die nationale Revolution nur wenig 
berührt worden, da sie zur Zeit für die deutsche Außenpolitik ruhen und inter- 
nationale Verhandlungen über sie nicht stattfinden. Immerhin muß man sich klar 
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darüber sein, daß sie vor dem Beginn der Revolution nicht abgeschlossen waren; 
es muß also unvermeidlich zu einer Neuaufrollung kommen, so- 
bald die internationale Lage hierfür reif geworden ist. Die Frage allerdings, ob 
sich das Ausland in diesen wirtschaftlichen Fragen zum nationalsozialistischen 
Deutschland anders stellen wird, als es das gegenüber dem vorherigen Deutsch- 
land tat, ist wohl zu verneinen; die finanzpolitischen und wirtschaftlichen Gesichts- 
punkte, die unwirtschaftliche Zahlungen als nicht erwünscht erscheinen lassen, sind 
durch die Revolution unberührt geblieben. Ob eine kommende verhandlungstak- 
tische Lage sich für die deutsche Außenpolitik schwieriger oder leichter stellen wird, 
als das bisher der Fall war, läßt sich nicht übersehen; das wird von den jeweiligen 
Umständen abhängen. 

Klar übersehen lassen sich die Folgen der nationalsozialistischen Revolution auch 
noch nicht auf dem zweiten Fragengebiet, das von Versailles her offengeblieben ist: 
der sogenannten Abrüstungsfrage. Hier ist eine weit verbreitete falsche Ansicht 
zu bekämpfen, die etwa vermeint, daß die nationalsozialistische Revolution die 
Aussichten auf ein Gelingen der Abrüstungskonferenz erschwert habe. Tatsächlich 
liegen hier die Dinge so, daß die deutsche Forderung auf Gewährung der recht- 
lichen Gleichberechtigung — der erst nach klarer Weigerung der Siegermächte: ab- 
zurüsten die Forderung der tatsächlichen gleichen Bewaffnung folgen könnte — 
bereits vor dem Gelingen der nationalen Revolution auf ein Verhandlungsgeleise ge- 
schoben war, das Schwierigkeiten verhieß. Das lag nicht an der deutschen Haltung, 
sondern lag daran, daß eine Einigung der beiden Mächte, zwischen denen tatsächlich 
im echten Sinne des Wortes um Abrüstung gerungen wird — Frankreich und Italien —, 
durch die vermittelnde englisch-amerikanische Gruppe sich nicht hatte erzielen 
lassen, nachdem die deutschen Wünsche im Grundsatz zugesagt worden waren. 
Lediglich ein falsches Spiel der Franzosen vermochte es, zunächst unter dem Ein- 
druck der ersten Chokwirkung des Ausbruchs der nationalsozialistischen Revolution 
in Deutschland, diesen Tatbestand zu verhüllen, bis die Rede des deutschen 
Reichskanzlers, die klar den Friedenswillen Deutschlands zum Ausdruck brachte, 
wieder klare Einsicht in die tatsächlichen Verhältnisse vermittelte. Die Vertagung 
der Abrüstungskonferenz hat daher nur insoweit mit der nationalsozialistischen 
Revolution etwas zu tun, als sie einen vorübergehenden Vorwand für eine Ver- 
schiebung der Verhandlungen für die Gegenseite erbracht hat. Dieser Zustand ist 
aber erklärlicherweise ebenso wie die Revolution selbst vorübergehender Natur, so 
daß in wenigen Monaten zweifellos wieder die sachliche Konferenzlage hergestellt 
ist, die vom Ausgangspunkte an bestand. Die Chancen eines nationalsozialistischen 
Deutschland, in der Rüstungsfrage den für Deutschland selbstverständlichen Stand- 
punkt. der Gleichberechtigung durchzusetzen, sind aber zweifellos nicht geringer 
geworden, als das vorher der Fall war. Im Gegenteil, die Geschlossenheit des natio- 


nalen Willens, die im nationalsozialistischen deutschen Staat dem Auslande gegen- 
29* 
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übertritt, verbessert die deutschen Aussichten auf schrittweise Erreichung der tat- 
sächlichen Gleichberechtigung. Allerdings wird man dabei nicht vergessen dürfen, 
daß der Kampf um die militärische Gleichberechtigung Deutschlands ebenso wıe 
der grundsätzliche Kampf um die Reparationen sich nicht in wenigen Monaten 
entscheiden läßt, sondern zweifellos ebenso bis zur Erringung des endgültigen Zieles 
viele Jahre dauern kann. Die Tatsache, daß die Abrüstungskonferenz über ein 
Jahr dauert, braucht also in keiner Weise beunruhigend zu sein. Gerade das ist 
ein, vom geopolitischen Standpunkt aus gesehen, verhältnismäßig kurzer Zeitraum. 
* 

Die Saarfrage wird zu dem Zeitpunkt aktuell, den der Friedensvertrag von 
Versailles vorgesehen hat. Er bestimmt eindeutig, daß die Saarbevölkerung am 
ı5. Januar 1935 darüber zu entscheiden hat, ob sie zu Deutschland zurückkehren 
oder ob sie zu Frankreich gehen will. Es besteht selbstverständlich deutscher- 
seits kein Anlaß, aus irgendeinem Grunde eine Verzögerung dieser Entscheidung 
herbeizuführen. Die Frage, ob nun etwa die Stimmung des Saargebiets, in 
dem ja noch immer die in Deutschland längst verschwundenen Parteien re- 
gieren, durch das Verschwinden des Parteienstaates im negativen Sinne be- 
einflußt werden wird, läßt sich aber zweifellos schon heute entscheiden: das 
nationalsozialistische Deutschland wird, das läßt sich sicher voraus- 
sagen, auf die Bevölkerung des Saargebietes die gleiche eindeu- 
tige Anziehungskraft ausüben, die Deutschland als Heimatland 
von jeher ausgeübt hat. Die Versuche der Franzosen, eine separatistisch- 
marxistische Bewegung im Saargebiet hervorzurufen, werden an dieser Tatsache 
nichts ändern. 

Gegenüber dieser klaren Lage im Saargebiet hat die französische Politik zweifel- 
los in den ersten Monaten auf einem anderen Gebiete, nämlich in Österreich, zu- 
nächst einen Anfangserfolg zu erzielen vermocht. Der aus innenpolitischen Grün- 
den von der Regierung Dollfuß vom Zaun gebrochene Streit mit der österreichi- 
schen NSDAP. hat seine psychologische Rückwirkung auch auf das deutsch-öster- 
reichische Verhältnis gehabt, so daß hier für die deutsche Außenpolitik gewisse 
Schwierigkeiten entstanden sind. Es hieße aber wohl das Schwergewicht der Tat- 
sachen verkennen, wenn man den Zustand, wie er sich etwa Juni-Juli 1933 in Öster- 
reich darstellte, als etwas Dauerndes ansehen wollte. Dieser Zustand trägt zweifellos 
alle Kennzeichen eines Überganges an sich, der nicht von langer Dauer sein kann. 
Die innerpolitische Entwicklung in Österreich wird und muß von diesem Zustande 
aus sich zu etwas Neuem entwickeln, von dem noch nicht zu sagen ist, wie es aus- 
sehen wird. Das Triumphgeschrei der Franzosen, daß „L’An- 
schluß“ ausgelöscht sei, beruht auf einer völligen Verkennung 
der Tatsachen. Wie es dem Wesen des Nationalsozialismus zuwiderläuft, ande- 
ren Staatsvölkern eine fremde Regierungsform aufprägen zu wollen, so wider- 
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spricht auch der Anschlußgedanke, wie ihn Frankreich versteht, — als Vergewalti- 
gung eines fremden, widerstrebenden Volkskörpers — den Grundsätzen national- 
sozialistischer Politik. Ein solcher „Anschluß“ würde ja immer nur das äußere An- 
gliedern eines in vielem anders gearteten Volkskörpers bedeutet haben, würde eine 
Fülle schwierigster innerpolitischer Fragen mit sich bringen, die kaum anders als 
mit Gewalt gelöst werden könnten. Eine solche Notwendigkeit herbeizuführen, 
kann aber kaum der Sinn einer vernünftigen Politik sein, die so sehr aus dem Geist 
der Volksgemeinschaft geboren ist wie die nationalsozialistische. Wie die Öster- 
reicher Deutsche sind, so wird auch bei ihnen der deutsche Staatsgedanke des 
Nationalsozialismus sich durchsetzen. Daß die Chokwirkung der nationalsozialisti- 
schen Revolution auf den christlich-sozialen Dollfuß und seinen Kreis selbstver- 
ständlich ganz besonders stark sein mußte, besagt noch nichts für den Prozeß, 
der eines Tages im österreichischen Volke einsetzen wird und den man wohl am 
besten als Auswirkung der Anziehungskraft des neugeordneten deutschen Staats- 
wesens bezeichnen wird. 

Um eine ähnlich diffizile Lage handelt es sich auch für die Deutschen in der 
Tschechoslowakei. An der nationalsozialistischen Gesinnung des überwiegenden Tei- 
les der sudetendeutschen Bevölkerung hat sich durch den Erfolg der national- 
sozialistischen deutschen Revolution nichts geändert. Nicht zu leugnen ist dabei 
allerdings: die Lage dieser Minderheit ist politisch erschwert worden, als die 
nationalsozialistische Revolution in Deutschland gesiegt hat. Denn die deutsche 
Minderheit in der Tschechoslowakei wird durch diese Tatsache, das läßt sich nicht 
bestreiten, vor die grundsätzliche Frage gestellt, wie sie sich zum tschechoslowaki- 
schen Staat als solchen stellen soll. Das heißt aber nichts anderes, als daß diese 
deutsche Minderheit stärker als bisher gezwungen ist, ihre Stellung zum Staats- 
wesen der Tschechoslowakei zu überprüfen. Insofern bedeutet das vielleicht für den 
tschechoslowakischen Staat mit seinen unzweifelhaft deutschfeindlichen Tendenzen 
einen vorübergehenden Gewinn: der tschechische Staat, der an dem Nationalı- 
tätenproblem ähnlich scheitern wird, wie das seinerzeit bei der österreichisch-ungari- 
schen Monarchie der Fall war, erhält die Chance einer vorübergehenden Konsoli- 
dierung geboten, die sich zunächst als Stärkung des tschechischen Staatswesens aus- 
wirken kann. Das heißt allerdings auch, daß zugleich damit für die Politik des 
Deutschen Reichs eine Möglichkeit geboten wird, sich mit der Tschechoslowakei zu 
verständigen und damit eine neue Basis für die deutsche Politik im Südosten 
Europas zu gewinnen — wenn die Tschechen es wollen! Gewinn und Verlust der 
deutschen Außenpolitik stehen also in diesem Falle zumindest gleich. 

Das gilt auch für die schwierigste der territorialen Fragen, die uns aus dem Ver- 
sailler Friedensvertrag verblieben sind, die Korridorfrage. In seiner großen Frie- 
densrede hat der deutsche Reichskanzler sehr deutlich umrissen, daß Deutschland 
nicht daran denkt, den polnischen Staat zu vernichten, und daß gerade das national- 
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sozialistische Deutschland sich der Fehler bewußt ist, die die Politik der euro- 
päischen Kabinette mit den Teilungen Polens beging. Das heißt selbstverständlich, 
daß die Lösung der Korridorfrage von Deutschland nicht als akut angesehen wird, 
ohne daß deswegen die grundsätzlichen Ansprüche aufgegeben werden. Die Erklä- 
rung des Kanzlers hat daher sehr viel dazu beigetragen, das deutsch-polnische Ver- 
hältnis zu entspannen. Sie hat Warschau den Vorwand für den Kriegszug nach 
Ostpreußen genommen, der zu Beginn der nationalsozialistischen Revolution in 
vielen Köpfen in Warschau spukte. Die wirtschaftlichen Verhandlungen werden 
daher ein Weiteres tun können, um das deutsch-polnische Verhältnis zu be- 
reinigen, wie ja auch der nationalsozialistische Wahlsieg in Danzig entgegen der 
Annahme der Ententemächte nicht zu einer erneuten Verschlechterung, sondern im 
Gegenteil zu einer Verbesserung der Beziehungen geführt hat. Die Tatsache, daß es 
für eine konsolidierte nationalsozialistische Regierung keine drängenden Probleme 
in der Außenpolitik gibt, hat sich hier also bereits positiv ausgewirkt. 

Den deutschen Minderheiten im Osten Europas hat die nationalsozialistische Re- 
volution zunächst neue Drangsale gebracht, wie ja überhaupt dem gesamten Aus- 
landsdeutschtum unter der ersten psychologischen Wirkung der Revolution. Das ist 
allerdings — wie gerade das polnische Beispiel zeigt — kein Dauerzustand, sondern 
ebenso eine vorübergehende Erscheinung, wie etwa die Unterdrückung der NSDAP 
in Österreich. Die Tatsache der inneren Festigung Deutschlands nach der Revolution, 
die zu erwarten steht, wird mit Sicherheit dazu beitragen, dem Zustand der Dauer- 
verfolgung ein Ende zu machen, in dem sich diese Minderheiten ja auch schon vor 
der nationalsozialistischen Revolution in Deutschland befunden haben. Im Gegen- 
satz zu den früheren Regierungen kann die neue Regierung Deutschlands für die 
deutschen Minderheiten mehr tun als die früheren: sie beruht auf dem Führer- 
grundsatz und braucht auf wirtschaftliche Interessenten keine Rücksicht zu nehmen; 
infolgedessen kann sie auch Opfer bringen. Zur Entmutigung ist für das Deutsch- 


tum in diesen Gebieten somit nicht der mindeste Anlaß gegeben, im Gegenteil — 


gerade die grundsätzlich neue Art nationalsozialistischer Außenpolitik wird es er- 
möglichen, die Minderheiten stärker zu schützen als bisher. 


* 


Dieser Überblick zeigt, in wie hohem Maße die unmittelbaren Aufgaben der 
deutschen Außenpolitik noch immer durch das System von Versailles bestimmt 
sind. Die unmittelbare Frage, die sich an diese Feststellung knüpfen muß, lautet 
daher: Gibt es einen Weg, der uns schneller über das Versailler 
System hinwegbringt, als die Methoden des Verhandelns und 


der psychologischen Beeindruckung? Das heißt die Frage stellen, ob 


Deutschland bündnisfähig geworden ist, und wieweit auf militärischem oder auf 
wirtschaftlichem Gebiete Möglichkeiten gegeben sind, die eine Zusammenarbeit 
Deutschlands mit einer der anderen Großmächte gestatten. 
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Die psychologische Voraussetzung für eine solche „Bündnispolitik“ ist durch 
die nationalsozialistische Revolution nicht etwa zerstört, sondern geradezu erst 
geschaffen worden. Ganz abgesehen von der militärischen Bewertung Deutsch- 
lands als Bundesgenosse — es ist klar, daß Deutschland, wenn es von einem ein- 
heitlichen und beständigen Willen geleitet wird, ein ganz anderer Faktor der Welt- 
politik ist, als das bisherige, fast jedes Vierteljahr von einer anderen Regierung 
geleitete Deutsche Reich. Obwohl eine gewisse Einheitlichkeit der außenpolitischen 
Linie auch den vornationalsozialistischen deutschen Regierungen nicht bestritten 
werden kann, ist es doch eben ein Unterschied, ob das Ausland mit kaleidoskopartig 
wechselnden Gruppierungen und Persönlichkeiten zu rechnen hat, oder ob es mit 
einer beständigen Regierung verhandeln kann, deren Grundsätze und Persönlich- 
keiten feststehen. Aber ebenso selbstverständlich ist es auch, daß sich das erst all- 
mählich auswirken kann; und weiter bleiben für das Ausland auch die eigenen 
Probleme bestehen, wie sie nun einmal zur Zeit gegeben sind. Das heißt aber nichts 
anderes, als daß die geopolitischen Grundzüge der Außenpolitik der 
anderen Mächte mitbestimmend sein müssen für die Politik, die 
Deutschland treiben kann. 

Ein kritischer Beobachter wird hier nicht um die Feststellung herum kommen, 
daß es während der Dauer der nationalen Revolution so etwas wie eine „splendid 
isolation“ Deutschlands gegeben hat, die einmal aus den erwähnten psychologischen 
Ursachen herrührte, zum anderen aber durch die eigentümliche politische Lage 
bestimmt war, in der sich die einzelnen Großmächte befanden. Eine Änderung 
dieses Zustandes wird, darüber darf man sich nicht täuschen, nach Beendigung 
der Revolution nur möglich sein, wenn sich die politischen Voraussetzungen 
ändern, die zu diesem Abdriften der Großmächte vom revolutionären Deutschland 
geführt haben. Das sind nicht nur psychologische, sondern auch wirtschaftliche und 
militärische Umstände, die bei jedem Lande verschieden liegen. 

So ist es eine Selbstverständlichkeit, daß das deutsch-französische Verhältnis 
durch die nationalsozialistische Revolution sich nicht hat bessern können. Die 
marxistisch-pazifistische Propaganda hatte es vor der Revo- 
lution zum Teil verstanden, den Tatbestand des deutsch-fran- 
zösischen Gegensatzes zu verschleiern. Dieser Schleier ist durch die Er- 
eignisse der letzten Monate zerstört worden — vor allem durch die Taktik der 
französischen Presse, die jede Illusion über die Ansichten Frankreichs vernichten 
mußte. Diese Feststellung heißt natürlich nicht, daß etwa eine Steigerung des 
deutsch-französischen Gegensatzes bis zur offenen Feindschaft erwünscht ist. 
Aber es heißt, daß weder in Deutschland noch: in Frankreich jemand über die 
Gegensätzlichkeit der Interessen im unklaren ist. Das schafft selbstverständlich eine 
labile Situation, die es unter Umständen mit sich bringen kann, daß akute 
Meinungsverschiedenheiten zwischen den beiden Ländern noch häufiger als bisher 
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zu verzeichnen sein werden. Jedoch braucht es nicht die Folgen zu haben, daß 
sich die Beziehungen zwischen den beiden Ländern :weiter verschlechtern. Im 
Gegenteil, die Einsicht in die Notwendigkeit eines deutsch-französischen Interessen- 
ausgleichs, der für den Frieden Europas eine Notwendigkeit darstellt, wird durch 
die Klarstellung des Verhältnisses der beiden Länder zueinander an Eindruckskraft 
weiter gewinnen. Sobald einmal in Frankreich die ausreichende psychologische Be- 
ruhigung eingetreten ist, wird man über diese Frage zweifellos auch mit den Fran- 
zosen wieder sprechen können! Bis zu diesem Zeitpunkte allerdings darf man sich 
keiner Täuschung über das Verhältnis Frankreichs zu Deutschland hingeben, wobei 
hervorgehoben werden muß, daß die Verantwortung für die Fortentwicklung dieses 
Verhältnisses ausschließlich in Paris liegt. Daß die deutsche Entwicklung keine 
direkten französischen Interessen berührt, braucht nicht besonders hervorge- 
hoben zu werden. Aber wieweit diese Ansicht sich in Frankreich selbst Bahn 
brechen wird, ist noch nicht zu übersehen, da man sich dort zunächst einmal als 
Verteidiger der Demokratie und des demokratisch-parlamentarischen Regimes 
fühlt, und aus diesem psychologischen Grunde heraus eine grundsätzliche welt- 
anschauliche Gegnerschaft gegen das „faschistische“ Deutschland empfinden zu 
müssen glaubt. 

Ähnlich, wenn auch besser, liegen die Verhältnisse in England, wo auch ein ab- 
sterbendes liberal-demokratisches System im nationalsozialistischen Prinzip Deutsch- 
lands glaubt, eine geistige Haltung bekämpfen zu müssen, die der englischen ent- 
gegengesetzt sei. Die Tatsache überdies, daß sehr starke Strömungen faschistischer 
Art in England selbst in Erscheinung treten, haben dazu geführt, daß die öffentliche 
Meinung in England den Nationalsozialismus schon deshalb bekämpfen zu müssen. 
glaubt, weil sonst die eigene liberale Position gefährdet werden könnte — eine Hal- 
tung, welche die Erklärung für das merkwürdige Verhalten der englischen Presse 
und des englischen Unterhauses ohne weiteres gibt. Wichtiger als diese, wahrschein- 
lich allmählich wieder verschwindende Haltung ist aber die Tatsache, daß man in 
England geteilter Ansicht über die einem wiedererstarkten Deutschland gegenüber 
einzunehmende Haltung ist. 

Die Nachkriegspolitik der Engländer gegenüber Deutschland ist nur zu verstehen, 
wenn man sich klar darüber wird, daß England niemals während dieser ganzen. 
Zeit aus Deutschfreundlichkeit gehandelt hat. Wenn England sich für 
Deutschland eingesetzt hat, wie z.B. im Ruhrkampf, im letzten Stadium 
der Reparationsfrage und in ähnlichen Fällen, so nur, weildiesim Interesse 
Englands selbst lag. Es glaubte, die Politik des übermächtigen Frankreichs. 
durchkreuzen zu müssen, weil diese Politik England selbst geschadet haben würde: 
— und hat in allen Fällen, in denen die Dinge anders lagen, sich als unzuverlässig, 
erwiesen. Jedenfalls sind nur ganz wenige Fälle zu verzeichnen, in denen Groß- 
britannien ein guter Mittler für Deutschland war. An dieser durchaus verständlichen. 
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grundsätzlichen Haltung hat sich durch die nationalsozialistische Revolution nichts 
geändert. Die Tendenz, sich auf sich selbst zu beschränken, sich nicht um die Inter- 
essen fremder Mächte zu kümmern, ist aber inzwischen — durch außerhalb der 
deutschen Machtsphäre liegende Vorkommnisse — in England noch mehr bestärkt 
worden, als das bisher schon der Fall war. Die realistisch denkende Kriegsj ugend, die 
ohnehin in England frankophil ist, und die Nachwirkungen der Kriegserziehung 
auf die jungen Männer, die jetzt in England beginnen werden, Politik zu treiben, 
wird diese Tendenz der Selbstbeschränkung auf englische Aufgaben noch mehr ver- 
stärken. Das bedingt von vornherein eine gewisse Kühle des Verhältnisses, die vor 
allen Dingen sich dann auswirken wird, wenn die Frage zur Erörterung steht, ob 
England eine Stärkung der deutschen Macht in Europa zulassen soll. Zweifellos wird 
England sich in diesem Falle stets nur dann positiv einstellen, wenn es glaubt, dies 
sei für die englische Politik selbst günstig. Das heißt aber nichts anderes, als daß die 
Aussichten auf eine Bessergestaltung des deutsch-englischen 
Verhältnisses stetsdann gegeben sein werden, wenn Deutschland 
den Engländern etwas zu bieten haben wird. 

Der Grundzug zur Beschränkung auf national-autarke Aufgaben bestimmt selbst- 
verständlich auch die Beziehungen der Vereinigten Staaten zu Deutschland. Das 
vornationalsozialistische Deutschland hat in den Vereinigten Staaten vor allen Din- 
gen soviel Sympathien genossen, weil die amerikanische Finanzwelt ein Interesse 
daran hatte, Anleihen in Deutschland zu placieren, und damit ein Interesse, die 
Kurse der in Deutschland untergebrachten Anleihen möglichst hoch zu halten. Das 
war nur möglich, indem eine deutsch-freundliche Stimmung gepflegt und erhalten 
wurde. Inzwischen hat die Weltkrise die Möglichkeit, weitere amerikanische An- 
leihen in Deutschland unterzubringen, zerstört, ja sogar die Aussichten, daß 
Deutschland die erhaltenen Anleihen zurückzahlen wird, vielleicht ungewiß gestaltet. 
Infolgedessen ist das amerikanische Interesse an dem deutschen Geschäft kleiner 
als bisher geworden. Dazu kommt, daß Amerika unter allen Ländern der Welt 
wohl dasjenige ist, das den größten Prozentsatz an jüdischer Bevölkerung enthält, 
eine Tatsache, aus der sich gewisse psychologische Störungsfaktoren selbstverständ- 
lich ergeben müssen. Die Grundrichtung der amerikanischen Politik, die sich im 
übrigen auch von sich aus von Europa fort und auf den eigenen Kontinent hin 
orientiert, läßt es weiter als wahrscheinlich erscheinen, daß die Monroedoktrin 
Deutschland gegenüber ihre besonderen Auswirkungen haben wird. Die Loslösung 
Amerikas von den europäischen Mächten wird sich zwangsläufig auch auf das 
deutsch-amerikanische Verhältnis solange auswirken müssen, als dieser Grundsatz 
bleiben wird. 

Selbstverständlich hat die nationalsozialistische Revolution auch auf das deutsch- 
russische Verhältnis ihre Auswirkungen haben müssen. Was von den psychologi- 
schen Auswirkungen der Revolution, von ihrer Chokwirkung gesagt wurde, gilt 
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hier in ganz besonders hohem Maße; denn der Übergang zum nationalsozialisti- 
schen Staat mußte eine Steigerung der weltanschaulichen Gegensätze zwischen dem 
deutschen und dem russischen Reiche mit sich bringen. Die Vernichtung des 
Bolschewismus in Deutschland war für die Träumer am Kreml, 
dienoch immer eine Weltrevolution, und diese zuerstin Deutsch- 
land, erwarteten, wohl mit der härteste Schlag, der ihnen seit 
langem versetzt wurde. Und so sehr die amtliche russische Außenpolitik ihre 
Zusammenhänge mit der kommunistischen Internationale leugnet, so wenig ist zu 
bestreiten, daß der Schlag, der dem Kommunismus in Deutschland versetzt wurde, 
in Moskau am allertiefsten empfunden wurde. Darüber wird man psychologisch 
so bald in Moskau nicht hinwegkommen; es ist kein Zweifel, daß an die Stelle der 
falschen Freundschaft, die Sowjetrußland bisher für das bürgerliche Deutschland 
empfand, eine offene Gegnerschaft getreten ist. In einer ganzen Fülle von politischen 
Fragen werden wir daher auf den Gegner Rußland stoßen, und es wird einer langen 
Zeit bedürfen, bis das deutsch-russische Verhältnis von dieser psychologischen Be- 
lastung wieder befreit sein wird. Man muß sich allerdings klar darüber sein, daß 
Deutschland gegenüber russischen Versuchen, die über leere Demonstrationen 
hinausgehen — als solche leere Demonstrationen sind z. B. die neuen russischen 
Ostpakte zu bewerten —, nicht ohne Gegenmittel ist. Von einem wirtschafts-poli- 
tischen Gesichtspunkte aus gesehen, ist die Entwicklung des deutsch-russischen Ver- 
hältnisses also durchaus noch nicht als aussichtslos anzusprechen. 

Gegenüber den geschilderten Tendenzen der großen Mächte, von Deutschland ab- 
zudriften, hat die nationalsozialistische Revolution jedoch bei einem Lande klar 
zu einer eindeutigen Besserung der Beziehungen geführt: Italien. Das faschistische 
Italien und sein Führer, Mussolini, empfinden die nationalsozialistische Revolution 
mit Recht als verwandt, und das ohnehin in den letzten Jahren immer besser ge- 
wordene deutsch-italienische Verhältnis hat durch die nationalsozialistische Revo- 
lution eine weitere Besserung erfahren. Hier liegen Keime für eine künftige 
Zusammenarbeit, wie sie das vornationalsozialistische Deutschland nicht gekannt hat; 
sie sind daher als positives Ergebnis der deutschen Entwicklung anzusprechen. 
Wie wertvoll diese neue Freundschaft ist, zeigt der Abschluß des Viermächte- 
paktes — dessen Sinn darin besteht, eine Blockbildung gegen Deutschland un- 
möglich zu machen. Wobei man aber das deutsch-italienische Verhältnis nicht über- 
mäßig belasten soll, da auch Italien Realpolitik zu treiben gezwungen ist, auf die 
wir deutscherseits Rücksicht zu nehmen haben, wenn wir das deutsch-italienische 
Verhältnis fruchtbar erhalten wollen. Die aufrichtige Freundschaft, die beide Völker 
verbindet, wird dann ihre Früchte schon tragen. 

y * 

Diese Übersicht der Beziehungen Deutschlands zu den Großmächten zeigt, daß 
auch hier das System von Versailles noch nicht ganz überwunden ist. Allerdings ist 
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es gelungen, den eisernen Ring, den Paris um Deutschland gelegt hatte, an einem 
entscheidenden Punkte zu durchbrechen und damit die Aussichten für eine grund- 
sätzliche Neugestaltung der deutschen Außenpolitik in der Zukunft zu gewinnen. 

Die Neugestaltung wird sich zunächst in der Hauptsache auf wirtschaftlichem 
Gebiet bewegen müssen. Sie wird infolgedessen stärker als bisher diejenigen Länder 
berücksichtigen müssen, bei denen der deutsche Außenhandel für beide Teile gleich- 
mäßig fruchtbringend ist, das heißt vor allem den europäischen Südosten; denn 
weder die überseeischen Gebiete noch der europäische Westen sind in der Lage, der 
deutschen Ausfuhr weiterhin noch Märkte zu bieten, und nur noch Ostasien kann 
hierfür gewisse Aussichten eröffnen. Doch wäre, dies zu schildern, Aufgabe einer 
Sonderbetrachtung, die über den Rahmen dieser Ausführungen hinausgehen müßte, 


%*%* *, 
Der Süd-Ostraum 


Der Südostraum ist zweifelsohne ein geopolitisches Sondergebiet, das durch eine 
gewisse geographische Einheit gebunden ist, aber seine entscheidende Charakteristik 
durch die geopolitische Lage, die historische Entwicklung und die politische Pro- 
blemstellung erhält. Der Südosten oder wie er bezeichnenderweise in der neueren 
angelsächsischen Terminologie im gesamten genannt wird — der Balkan —, ist die 
Schütterzone, die zwischen Europa und Asien eingeschoben das Vorfeld für die 
Patrouillenkämpfe beider Kontinente seit jeher abgegeben hat. Über den Balkan 
sind die Völkerströme Asiens gekommen, hier haben sich die entscheidenden Zu- 
sammenstöße in militärischer und religiöser Hinsicht zwischen Asien und Europa 
abgespielt; über den Balkan ist der mitteleuropäische Vorstoß nach dem Osten vor- 
getragen worden, der mit der bayerischen Kolonisation im 9. Jahrhundert in Ungarn 
beginnt, in der Kolonisation des deutschen Ritterordens in Siebenbürgen, Anfang 
des ı3. Jahrhunderts, eine schicksalgebende Wendung erfahren hat und in der 
französischen Bündnis- und italienischen Imperiumspolitik von heute seine noch 
immer nicht abgeschlossene Fortsetzung findet. 

Das Zusammentreffen der größten geschichtsbildenden Faktoren im Südosten 
mit einer im wahrsten Sinne des Wortes verheerenden Wirkung hat diesem Raum 
das Gepräge gegeben, das er heute trägt: Ein Wirrwarr von völkischen Splittern 
und Kulturinseln, die infolge der geopolitischen Eigenart des Raumes stets von 
einem gewissen Einigungsbestreben erfüllt sind, die Lösung des Problems aber nur 
immer auf die Formel „Alle gegen Alle“ bringen können. Dieses Durcheinander 
von Völkern, Religionen und Sprachen, Rassen und Kulturen hat naturgemäß seine 
Teile immer eine rehabilitierende Anlehnung an eine der umliegenden Großmächte 
suchen lassen; denn damit war die Erringung einer entscheidenden Position im 
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Südostraum wenigstens in den Bereich des Möglichen gerückt. Keine der Groß- 
mächte hat jedoch — und das ist vielleicht die Tragik dieses Raumes — jemals 
ihren Beziehungen zu Südoststaaten eine volle offizielle Betonung zuteil werden 
lassen; sie haben immer der offiziösen Seite den Vorrang gegeben — eine der Ur- 
sachen der inneren Unruhe und Unsicherheit bei den Südostvölkern. Als logische 
Folge reagieren sie ihre, wie man fast sagen könnte, Verdrängungskomplexe in 
einer religiösen, staatlichen oder nationalen Ideenüberspitzung ab. 


* 


Auch die Nachkriegspolitik hat an diesen Dingen nichts geändert. Die Zertrüm- 
merung und Balkanisierung der österreichisch-ungarischen Monarchie, die bis dahin 
eine Ruhe verbürgende deutsche Herrschaft im Südosten ausübte, hatte die ent- 
balkanisierende Bedeutung der Gründung Südslawiens und Großrumäniens auf- 
gehoben. Dabei sehen wir davon ab, daß auch die Gründung dieser beiden balka- 
nischen Großstaaten keineswegs eine Einigung oder Flurbereinigung im Südosten 
darstellte, sondern bloß die Verschiebung der alten Probleme auf eine neue Basis. 

Frankreich hat versucht, den Südosten durch den Hinweis auf ein angebliches 
deutsches Schreckgespenst für sich zu organisieren und durch Schaffung der Klei- 
nen Entente den Südosten einer Einigung entgegenzuführen. Aber trotz des Aus- 
baues dieser Kleinen Entente zur sogenannten Fünften Großmacht ist es wohl kaum 
gelungen, die vielseitigen Fragen aus ihrer historischen Begründung zu entwurzeln 
und sie der Lösung näherzubringen — ja man hat sogar ein neues Problem von 
größter Bedeutung geschaffen: Die Tatsache, daß sowohlin Jugoslawien 
wie in Rumänien das östlich-orientalisch orientierte Altreich 
über die westlichen Gebiete die Herrschaft übernommen hat. 
Dieser Umstand birgt derart viel Konfliktstoff in sich, daß er den vielleicht vor- 
handenen guten Willen zur Regelung der zwischenstaatlichen Fragen so ziemlich 
durch die innerpolitischen Reibungen absorbiert; daher sind die zwischenstaatlichen 
Einigungsbestrebungen nicht über die akademische Debatte hinausgekommen. Zahl- 
reiche Konferenzen der Kleinen Entente und die diversen Pakte haben nicht ver- 
hindern können, daß Rumänien als romanischer Staat sich in Gesellschaft der 
Tschechoslowakei und Südslawiens angesichts des russischen Druckes nicht sonder- 
lich wohl fühlt; es sucht seine eigenen Wege zu gehen, die es bis jetzt in die Ein- 
flußsphäre des faschistischen Italiens wiesen. Frankreich hat den rumänisch-italieni- 
schen Freundschaftspakt nicht verziehen und durch den polnisch-russischen und 
französisch-russischen Nichtangriffspakt im Grunde das Land preisgegeben. 


* 


Es ist kein Wunder, daß der feinhörige Außenminister der Tschechoslowakei, 
Dr. Benesch, das Knistern im Gebälk der Kleinen Entente rechtzeitig vernahm; er 
versucht, feine Fäden nach dem faschistischen Italien zu spinnen, das zur Über- 
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raschung aller die Konzeption einer italienisch orientierten Kleinen Entente — 
Tschechoslowakei, Polen, Rumänien —- lancierte. Gleichzeitig zeigte man in Rom 
ziemlich deutlich Verärgerung über die ungarische Revisionspolitik, die merk- 
würdigerweise ihre Spitze gegen Italien (Rückforderung von Fiume) und Österreich 
(Rückforderung des Burgenlandes) richtete. Diese Einstellung Ungarns mußte 
zwangsweise die dualistische Restaurationskombination zu Fall bringen und bei den 
Italienern große Bedenken gegen die trialistische Lösung erwecken, um so mehr, 
als auch die kroatische Frage sich nicht ganz in der von Italien gewünschten Rich- 
tung entwickelt. 

Jugoslawien versuchte nun, diese Konstellation seinen eigenen Plänen dienstbar 
zu machen, die auf die Wiederherstellung der panslawistischen Bewegung unter 
jugoslawischer Führung gerichtet sind. Die Änderung der serbisch-orthodoxen Kir- 
chenverfassung mit ihrer Umstellung von einer nationalen Begrenzung auf eine 
internationale Expansion, die Organisierung der Karpatorussen in einer von Belgrad 
geleiteten Eparchie, die Versuche, die tschechisch-nationale Kirche zum Anschluß 
an die serbische zu gewinnen und die Besuche Belgrader Kirchenfürsten in Sofia 
haben natürlich keine sonderliche Gegenliebe bei den Tschechen gefunden, die sich 
ihrerseits selbst als Führer einer möglicherweise neu erwachenden panslawischen 
Politik sehen. Im Gefüge der Kleinen Entente kracht es also ziemlich deutlich, und 
es ist eigentlich eine Farce, daß ein italienischer Mißerfolg im mittleren Donau- 
becken die Ursache der Erschütterung der französischen Positionen im Südosten ist. 


* 


Italien hat aus dieser Entwicklung reichlich Nutzen gezogen, weil es sich von 
seiner illusionären Konzeption einer trialistischen Donaumonarchie infolge der 
größeren Elastizität seiner Außenpolitik viel schneller zurückziehen konnte als 
Frankreich von seinen theoretisierenden Donauplänen, wie sie im Tardieu-Plan oder 
in Stresa formuliert wurden. Italien scheint ganz neue Bahnen gehen zu wollen, 
wie der überraschend herausgebrachte Plan eines sogenannten ‚Meerengen-Locarno“ 
zwischen Italien, Griechenland, Bulgarien, Rumänien, Rußland und der Türkei 
lehrt. Italien hätte damit ein für allemal die Wünsche der Serben nach einem Groß- 
Südslawien mit Einschluß Bulgariens, den Plan einer südslawisch-griechischen 
Zollunion und die französische These von der Fünften Großmacht zu Fall gebracht. 
Zweifelsohne wäre dadurch aber auch das französisch-russisch-polnische Vertrags- 
system stark erschüttert und die französische Stellung im Rücken Deutschlands und 
Italiens zu einer italienischen Rückendeckung geworden. Rom sucht im selben 
Augenblick unbedingt folgerichtig, einen Adriapakt abzuschließen, der als Nicht- 
angriffsvertrag zwischen Italien und Jugoslawien letzteres aus einer aktiven Ost- 
politik ausschließen und den Wert des Meerengenbündnisses erhöhen soll. Jugo- 
slawiens Gegenstoß zur Erhaltung der Kleinen Entente, der sich erst einmal auf 
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den Minderheitenvertrag mit Rumänien (Bereinigung der Minderheitenfragen im 
serbischen und rumänischen Banat) beschränkt, dürfte ziemlich verpuffen, denn die 
Anziehungskraft Frankreichs ist durch die Zurückziehung seiner finanziellen Unter- 
stützung im Südosten eine sehr geringe geworden. Trotz des Großmachtübereinkom- 
mens der Kleinen Entente melden sich bereits Kräfte innerhalb dieser drei Staaten, 
die nicht mehr rein machtpolitische, sondern geopolitische Ursachen haben. Rumä- 
nien ist seit der Klarstellung mancher Ziele in Ungarn nicht mehr so unbedingt 
darauf erpicht,. einem Verband anzugehören, der seine ursprüngliche und eigent- 
lichste Spitze gegen Ungarn richtet. Es ist durchaus nicht unmöglich, daß die wirt- 
schaftlichen Tatsachen, die sich an die Bedeutung des Donauweges knüpfen, zu 
einer gemeinsamen ungarisch-rumänischen Erörterung der zwischen beiden Staaten 
liegenden Mißverständnisse führen wird. Diese Hoffnung knüpft sich selbstverständ- 
lich an die Person des ungarischen Ministerpräsidenten Gömbös, der durch einige 
ausgezeichnete Schachzüge bewiesen hat, daß er sich durch die übersteigerten Re- 
visionsgedanken mancher ungarischer Kreise in seinen realen Erwägungen nicht 
stören läßt. Die Reise Gömbös’ nach Berlin und seine Teilnahme mit Reichs- 
kanzler Hitler am S.A.-Treffen in Erfurt haben klar dokumentiert, daß er sich 
nicht durch frankophile Illusionen von den wirtschaftlichen Notwendigkeiten ab- 
bringen läßt; andererseits hat die von ihm veranlaßte Stärkung der Stellung Horthys 
und die deutliche Absage an die legitimistische Auffassung der Habsburger- 
Restauration wesentlich zur Bereinigung der Atmosphäre im Donaubecken beige- 
tragen. Die eindeutige Donaupolitik Gömbös’ scheint auch anläßlich seines Besuches 
in Wien deutliche Spuren hinterlassen zu haben — eine Tatsache, die nicht so ganz 
auf der französischen Linie liegen dürfte. Österreich ist gegenwärtig die 
einzige absolut frankophil orientierte Domäne des Quai d’Orsay 
im Südosten. Verläßlicher für die französische Politik als die Tschechei oder 
Polen, verhindert sie eine organische Gestaltung der Südostpolitik. Gömbös’ Besuch 
in Wien hat gezeigt, daß die natürlichen, man könnte fast sagen biologischen Grund- 
lagen der Politik auch im Donauraum zum Durchbruch drängen, und daß vor 
allem die Bildung eines bloc agraire (Sinaya-Kombination, Schlagwortprägung von 
Schober!) ein wirtschaftliches Unding ist; bei dem gegenwärtigen Bestreben nach 
wirtschaftlichen Austauschgroßräumen hat er keine Existenzberechtigung. Die 
Ausstrahlungen des in der neuen ungarischen Politik und in den deutsch-ungarischen 
Wirtschaftsverhandlungen zum Ausdruck gebrachten Willens zur organischen Rege- 
lung der Donauprobleme werden auf die Dauer den Franzosen kaum die Berech- 
tigung lassen, die von Litwinow in London abgeschlossenen Randstaatenverträge als 
Erfolg der Pariser Politik zu buchen: die heute noch als Zukunftsmusik erschei- 
nende rumänisch-ungarische Frontstellung gegen die slawische Flut führt, wenn sie 
Wirklichkeit geworden ist, die russischen Schutzverträge auf das Maß einer inner- 
politischen Propagandamaßnahme der Sowjets zurück. 
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Wenn diesen Verträgen und speziell dem Ostpakt überhaupt eine außenpolitische 
Bedeutung zukommt, dann trägt sie in erster Linie russische Züge. 
Allerdings hat dies Rußland sich stark von der Tätigkeit der Komintern entfernt: 
es ist das alte Mütterchen Rußland mit rötlich angehauchtem Gesicht wieder aus 
der Versenkung aufgetaucht. 

Der Panslawismus ist überhaupt wieder stark gefragt. Er dürfte unter Umständen 
die große Mode werden, wenn Rußland in Ostasien etwas freiere Hand bekommt 
und Frankreich nicht mehr ganz so begehrt ist wie einst. Schuld an dieser Entwick- 
lung trägt aber unbedingt Frankreich, das einerseits mit der Schöpfung der Kleinen 
Entente den panslawischen Gedanken konserviert hat und andererseits mit dem Ab- 
schluß des französisch-russischen Paktes die Sowjets in den Augen der kleinen 
slawischen Staaten wieder bündnisfähig machte. Damit gab es selbst den Anstoß zur 
Erweckung alter Reminiszenzen. Für den stillen Beschauer hat der neue Panslawis- 
mus neben der für Europa tragischen Seite auch eine komische, die sich in dem 
ehrgeizigen Streben der drei Staaten: Rußland, Tschechoslowakei und Jugoslawien 
unı die Führung offenbart. Jede dieser Mächte hat eine eigene Konzeption des Pan- 
slawismus. Von südslawischer Seite dürfte sie angesichts der italienischen Agilität 
sehr schnell wieder auf die großsüdslawische Idee zurückgeschraubt werden. Bul- 
garien allerdings macht einen sturmreifen Eindruck, denn die bulgarische Ableh- 
nung eines Grenzschutz- und Militärbündnisvertrages zwischen der Türkei, Griechen- 
land und Bulgarien hat eine für Sofia sehr unangenehme und auf die Dauer 
unerträgliche Mißstimmung in Ankara und Athen erzeugt; auch Rom dürfte nicht 
sonderlich über dieses Ausbrechen erfreut gewesen sein. Bulgarien gehört aber auch 
nicht dem Ostpaktsystem an und lehnt die Kleine Entente ab, so daß es vielleicht zu 
frei in der Luft schwebt, um nicht trachten zu müssen, schnell festen Boden unter 
den Füßen zu gewinnen. Man wird nun auch die Äußerung des ersten Delegations- 
führers Bulgariens auf der Weltwirtschafts- und der Abrüstungskonferenz, Malinow, 
verstehen: er erklärte, Bulgarien sei genötigt, seine Politik der hinhaltenden Freund- 
schaft mit aller Welt aufzugeben. Es müsse sich für eine fest umrissene Außen- 
politik entschließen, weil sich ganz Europa in Gruppierungen aufteile, bei denen 
Bulgarien nicht draußen bleiben könne. 

Es werden sich zwar in Sofia starke revisionistische Hemmungen gegen den An- 
schluß an eine dieser Gruppierungen geltend machen, aber die freundliche Reaktion 
Malinows auf den Ostpakt und der wohl sichere Eintritt Bulgariens in das Meer- 
engen-Locarno lassen auf eine Schaukelpolitik schließen, die nicht mehr auf dem 
Olymp diktatfeindlicher Unnahbarkeit beruht. 

Interessant sind die Bemühungen von slawischer Seite um Bulgarien, die sehr 
aufschlußreiche Ausblicke auf die ganze Lage im Südosten geben. Benesch, der sich 
neuerdings bemüht, einen „Block der Sieben“ (Tschechoslowakei, Polen, Rumänien, 
Litauen, Lettland, Estland) zustande zu bringen, möchte gern Bulgarien in diese 


460 AUFSÄTZE Heft 8 


Konstellation hineinbringen, während, wie schon oben erwähnt, Jugoslawien seine 
Ambitionen in der Richtung zum Schwarzen Meer keineswegs aufgibt und Rußland 
die kommende Anerkennung der Sowjets durch die Kleine Entente den Bulgaren 
als die panslawische Peitsche präsentiert, die durch freiwilligen Beitritt versüßt 
werden kann. Frankreich, das die Klaviatur des Ostens trotz der Mißerfolge noch 
immer recht gut spielt, möchte wieder seinerseits mit Hilfe Titulescus und Jeftitsch’ 
Bulgarien der fünften Großmacht nähern, um die Idee der Kleinen Entente zu 
unterstützen. Diese beiden Staaten, Rumänien und Jugoslawien, sind natürlich 
nicht ganz abgeneigt, Frankreich die gewünschte Schützenhilfe zu leisten; denn 
man kann ja niemals wissen, wozu es gut ist, wenn man auch sonst eigene Wege 
geht. In diesem französischen Konzert spielt auch Polen eine Geige; sie ist be- 
kanntlich auf die Melodie vom Baltikum bis zum Schwarzen Meer abgestimmt. 
Schließlich fehlt aber auch England nicht, das mit einer begründeten Sorge die 
Gefahr eines Blocks von Küste zu Küste in irgendeiner Form sieht und daher in 
Sofia bereits das Einhalten der alten intransigent-allerweltsfreundlichen Haltung 
nahegelegt hat. 


* 


Der Wettlauf im Südosten birgt sehr viel von dem Zündstoff, der seinerzeit zu 
Serajewo und zum August ıgıl4 geführt hat. Er verbirgt nichts anderes als ein 
gegenseitiges Abtasten der Großmächte und ist so eine Art Spiel mit Versuchsballons 
zwischen den Großmächten untereinander. Am deutlichsten kommt diese Tatsache 
in der bulgarischen Lage zum Vorschein. 

Hier treffen sich auf einem bereits sehr gefährlichen Boden zwei Mächte, die 
bisher sehr vorsichtig ihre Differenzen am Rande ihrer Freundschaftssphäre im 
vorderen Orient ausgetragen haben: Italien und England; hat sich da Italien auf 
dem Steigbügel des französischen Freundschaftsangebotes bereits in den Sattel unab- 
hängiger Seemachtspolitik geworfen? 


Aber wir wollen nicht real sprechen, denn Realitäten sind augenblicklich nicht 
gangbare Münze in der Südostpolitik. Das wirre Gedränge verrät eine Flucht in die 
Illusionen, die vielleicht eine Folge der Diskrepanz zwischen Wollen und Können 
ist oder auch einem Mangel an Erkenntnis bei den leitenden Staatsmännern ent- 
springen kann. Die neueste Form der Politik speziellim Südostraum 
scheint der Zuschnitt auf Kirchturmradius zu sein, was vielleicht 
mit einer in großen Staaten schon erlebten Lösung des Generationenproblems zu- 
sammenhängt. Es steht außer Zweifel, daß sich auch im Südosten innerhalb der 
Völker neue Dinge nach Formung drängen, deren vorgezeichneter Entwicklungsweg 
für die alten Politiker keine andere Rettung übrigläßt als das demokratisch sehr 


laue Ausweichen auf den fiktiven Weg der Politik. Man nennt das: Vogel-Strauß- 
Politik. 
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Die Tatsache, daß sich Volksbewegungen leichter nach außen hin verständigen 
als nach innen, ist für die Advokaten in der Politik ein Greuel. Es darf uns daher 
die offizielle Reaktion, die wir z. B. in Rumänien, Bulgarien und Griechenland 
auf gewisse Strömungen erleben, nicht wundernehmen: Man führt den Kampf 
gegen das Unbegreifliche und hat, was man sich gar nicht scheut 
kundzutun, auch eine gewisse Sorge um das Geschäft. 

Vom deutschen Standpunkt aus könnte man es sich ruhig leisten, die Entwick- 
lung der Dinge als objektiver Beobachter zu registrieren. Vorausgesetzt, daß die Zeit 
für eine Sicht geeignet wäre, die die Grenzen unseres Kontinents nicht überschreitet. 
Aber heute vollzieht sich eine Umwandlung, die keineswegs bloß auf den einen 
oder den anderen Raum beschränkt bleibt, sondern die den ganzen Globus erfaßt: 
Die Gefahr, von Spengler drohend verkündet, daß das Abendland wahrhaft unter- 
geht. Es ist müßig, über das Vordringen der farbigen Völker zu sprechen, es ist 
überflüssig, über die Schäden der Herabwürdigung Deutschlands in Übersee durch 
die Friedensverträge zu debattieren; die Tatsachen sind bekannt, und ihre Wirkun- 
gen sind Freund und Feind vollbewußt. Aber man zögert, die täglich neuen Konse- 
quenzen anzuerkennen, weil sie ein Übermaß an Tragik enthalten, das 
für den europäischen Menschen scheinbar bereits unerträglich 
geworden ist. Vor einem solchen Falle stehen wir augenblicklich. Man ist sich 
offenbar noch gar nicht darüber klargeworden oder man hat zumindest noch nicht 
die Schlußfolgerung im Handeln aus der Tatsache gezogen, daß zwischen den zwei 
autochthonen asiatischen Großmächten Rußland und Japan faktisch eine reinliche 
Scheidung der Interessensphären eingetreten ist, womit sie sich beide gegenseitig 
Rückendeckung geben und ihre volle Stoßkraft nach der Richtung ihrer traditio- 
nellen imperialistischen Konzeption frei machen. Wenn wir auch von Japans Gang 
nach dem Süden absehen können, weil er wohl nicht unmittelbar die Geschicke 
Zwischeneuropas beeinflussen wird, so bleibt noch immer in ihrer ganzen Wucht 
die Richtung Westen im russischen Reiche bestehen, die vielleicht angesichts der 
inneren Verhältnisse in der UdSSR. gegenwärtig im allgemeinen nicht sehr ernst 
genommen wird, die aber mit eiserner Zähigkeit, von dem Glauben an die höhere 
Sendung des Russentums getragen, verfolgt wird. 

Staatsmänner sollen Jahrzehnte, ja Jahrhunderte überschauen, und sie sollten 
eigentlich nicht daran scheitern, daß sie auf den Sand einer im Moment ungefähr- 
lichen Lage ihr Ideengebäude aufbauen. Vor allem sollten die Staatsmänner des 
Südostens sich niemals in dem beruhigenden Gedanken wiegen, daß jenseits des 
Dnjestr der Expansionsdrang auf den Nullpunkt gesunken sei. Aber drüben voll- 
zieht sich die Politik in Jahrhunderten, während sie in Mitteleuropa meist nur nach 
Jahren und im Südosten oft nur mit Wochen und Tagen rechnet. Und darin liegt 
die ungeheure Gefahr für Europa verborgen; denn wenn wir die täglichen Sorgen 


zum Inhalt der Politik schlechthin aufbauschen, dann kann tatsächlich der 
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Südosten wieder einmal das Aufmarschgebiet Asiens werden, 
ohne daß ein Wien wie 1683 Einhalt gebieten könnte. 

Mit anderen Worten: Es wird sich auch im Südosten die Überzeugung Bahn 
brechen müssen, daß eine Politik, wie sie von manchen demokratischen Parteien so 
gern geübt wird, auch für die Staatspolitik unhaltbare Zustände schafft und daß 
die Grundlagen der Außenpolitik organischer, man möchte fast sagen biologisch be- 
stimmter Natur sind, über die hinwegzusetzen eine Gefahr für den eigenen Be- 
stand, aber nicht unbedingt für den des anderen bedeutet. 


voN WALDEYER-HARTZ: 


Verbietet Deutschlands geographische Lage ein Hinaustreten auf See? 


Der im Maiheft veröffentlichte Aufsatz von Wulf Siewert: Die „geographischen 
Grundlagen der deutschen Seestellung‘‘ hat in Marinekreisen starkes Aufsehen erregt. 
Viele Zuschriften und ein Gegenaufsatz im Nachrichtenblatt der Marine-Offiziers- 
Vereinigungen legen davon Zeugnis ab. Wir haben darum den Verfasser dieser Ent- 
gegnung, Kapitän 2. See a. D. von Waldeyer-Hartz gebeten, den gegenteiligen 
Standpunkt bei uns zu vertreten. 


Allerdings haben wir das Gefühl, die Ausführungen von Siewert seien nicht ganz 
in dem Sinn aufgenommen worden, in dem sie geschrieben sind. In dieser Zeitschrift 
wurde nie und wird nie dem „schwächlichen Verzicht“ das Wort geredet. Und nichts 
hat auch Siewert ferner gelegen als der Ruf zur Schwäche. 


Aber sind wir nicht im Augenblick schwach und wehrlos? Und ist nicht eben die 
Aufgabe die: unseren neugewonnenen nationalen Willen so anzusetzen, daß er uns zu 
der Stellung in der Welt führt, die uns zukommt? Gewiß entscheidet nicht die geo- 
graphische Lage allein über unser Schicksal, sondern die nationale Kraft des Reichs- 
körpers. 

Aber Waldeyer-Hartz selbst führt aus, daß England zu drei Malen schon diese 
aufstrebende Kraft der Deutschen zerbrochen hat: als es die Hanse zerschlug, dann 
mit der Kontinentalsperre und wieder im Jahre 1914, als unser stolzes und friedliches 
Übersee-Reich binnen weniger Tage einfach ausgelöscht wurde, weil der Engländer das 
Weltmeer beherrschte und nicht wir. 


Manches wäre den nachfolgenden Ausführungen entgegenzusetzen; im Kreise 
geopolitisch geschulter Leser erübrigt es sich. Wo es wünschenswert schien, haben wir 
unsere Bemerkungen in Kursiv an den Fuß der Seite gestellt. Es kommt heute nur 
auf das eine an: den Blick zu schärfen für die harten Tatsachen, wie sie uns als 
Aufgabe und als Schicksal mitgegeben wurden. Wo in der Außenpolitik der Kampf 
anzusetzen ist, der unser Element sein muß: ob in Richtung auf den Kontinent, ob 
auf das Meer hinaus, — das ist eine Frage der eigenen Kraft und der Schwäche- 
punkte der anderen. Sie kann nur aus dem Genie des Führers und aus einer Volks- 
leistung über dem Durchschnitt ihre Lösung finden. Die Schriftleitung. 
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Im Maiheft 1933 der „Geopolitik“ hat Wulf Siewert in seinem Aufsatz „Die 
geographischen Grundlagen der deutschen Seegeltung“ in einer Form Stellung zu 
unserer Frage genommen, die nicht unwidersprochen bleiben darf. Siewert selbst 
verwahrt sich zwar dagegen, als habe er ‚einen Verzicht auf Seemacht für Deutsch- 
land predigen wollen“. In Wirklichkeit sind seine Ausführungen jedoch an mehr als 
einer Stelle ganz dazu angetan, solchen Verzicht schmackhaft zu machen. 


Der Umstand, daß Größe und Bedeutung der hansischen Seemacht ihren Zenith 
erreichten, als der Genuese Christoforo Colombo ‚eine neue Welt auffuhr“, wie es 
damals in Deutschland hieß, hat die Mär entwickelt und erhalten, die Entdeckung 
Amerikas habe hansischem Unternehmungsgeist das Rückgrat gebrochen. In Wirk- 
lichkeit waren es jedoch das staatliche Erstarken Englands und der Niederlande, 
nicht zum mindesten aber auch das überraschende Ausbleiben der Heringszüge in 
der Ostsee, was den stolzen Handelsaufstieg der deutschen seefahrttreibenden Städte 
fast jäh unterbrach. Es ist nun nicht so, als habe seit jener Zeit die deutsche Flagge 
wegen des weiten Anmarschweges die Weltmeere gemieden. Im Gegenteil, einen 
deutschen Seehandel hat es so gut wie ununterbrochen gegeben. Der Große Kurfürst 
belebte ihn neben Schaffung einer Kriegsflotte stark, noch kräftiger blühte er aber 
unter der Regierung Friedrichs des Großen und seiner Nachfolger auf Preußens 
Thron. Im letzten Regierungsjahr Friedrich Wilhelms I. betrug der Umsatz des 
Stettiner Handels 300000 Taler, im letzten Regierungsjahr seines Sohnes, der der 
in Emden gegründeten Asiatischen Kompanie sein besonderes Interesse zuwandte, 
waren daraus 4,5 Millionen geworden! Der Kriegssturm von 1806 brachte den Zu- 
sammenbruch. Napoleon zwang das besiegte Preußen an seine Seite, England sperrte 
daraufhin Ems, Weser, Elbe und Trave, Schweden die übrigen Ostseehäfen. Hun- 
derte von preußischen Prisen, durch keinen Flottenschutz gedeckt, fielen in eng- 
lische und schwedische Hände. Und es blieb ein mehr als kläglicher Trost, wenn ein 
Zeitgenosse aus jenen Tagen schrieb: „Wir erstaunten über die großen Verluste, 
denn wir hatten gar nicht gewußt, daß wir einen so bedeutenden Handel betrieben!“ 


Es war eine Selbstverständlichkeit, bedingt durch die geographische Lage ihrer 
Länder, vornehmlich aber auch von der Gunst machtpolitischer Verhältnisse unter- 
stützt, daß sich von allen germanischen und halbgermanischen Völkern die Hol- 
länder und Briten als erste auf die von der spanischen und portugiesischen Seefahrt 
erschlossenen Weltmeere hinausbegaben und die Herrschaft auf See an sich rissen. 
(Wobei nicht übersehen werden soll, daß der Norweger Erik der Rote bereits im 
Jahre 983 Grönland entdeckte, das seitdem eine stattliche Reihe von norwegischen 
Auswanderern anlockte, so daß ıı2/| in Grönland ein Bistum gegründet wurde mit 
16 Kirchen und » Klöstern.) Deutschland folgte mit achtunggebietender Kraft dem 
Vorgehen Englands und Hollands erst sehr viel später nach. Diese Verzögerung 
war in erster Linie durch die politische Entwicklung Deutsch- 
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lands, nicht durch seine geographische Lage bedingtt). Stellten sich 
die Verhältnisse anders dar, dann wäre es schlechterdings unverständlich, warum 
nach Gründung des Deutschen Reiches der Seegedanke mit Macht aufblühte. An der 
geographischen Lage unseres Vaterlandes hatte sich nichts geändert; hingegen hatte 
seine politische Gestaltung einen erklecklichen Wandel durchgemacht. Nicht die 
Materie „Land und Grenzen“, sondern der deutsche Mensch hatte 
zur See gedrängt?). Und dieses Drängen ist ganz gewiß kein Zufall. 

Es läßt sich vielmehr aus der Geschichte ohne Mühe nachweisen, daß Teile unserer ger- 
manischen Vorfahren von jeher auf dem Salzwasser heimisch waren wie kaum ein anderes 
Volk. Wenn das Deutschland von heute trotz dem schweren Zusammenbruch von 1918 mit 
allen seinen jammervollen Folgeerscheinungen bereits wieder an vierter Stelle unter den 
seehandeltreibenden Völkern steht, hinter England, den Vereinigten Staaten von Amerika und 
Japan, wenn es Schiffe baut, die nicht nur das regste Interesse der Welt, sondern auch rück- 
haltlose Anerkennung finden, wenn es in vielen schiffbautechnischen Fragen bahnbrechend 
vorgeht, wenn es vor allen Dingen aber in der Kriegs- und Handelsmarine Offiziere und 
Besatzungen aufweist, die den Vergleich mit niemandem zu scheuen brauchen, so sind dies 
alles Tatsachen, die eindeutig klar beweisen, daß wir für die See geboren sind, daß alt- 
germanisches Seefahrtblut noch immer durch unsere Adern pulst. 

Wenn es so wäre, wie Siewert ausgeführt hat, daß eine starke Seemacht nur von 
einem Inselvolk in günstiger strategischer Lage geschaffen und aufrechterhalten 
werden könne, dann wäre Englands und Japans Stellung für alle Zeiten gesichert. 
Dem ist aber beileibe nicht so. Erlebt doch gerade unsere Zeit den starken Abstieg 
britischer Seemacht, deren Höhepunkt am Tage von Trafalgar (1805) erreicht 
wurde. Auch hier gilt das Wort: an Englands geographischen Verhältnissen hat 
sich nicht das geringste geändert, trotzdem welkt seine Größe als die einer alle 
Meere beherrschenden Seemacht dahin. Die geographische Lage eines Landes darf 
nicht das Vorrecht für sich in Anspruch nehmen, das Maß der Wehrhaftigkeit auf 
See zu bestimmen. Es spricht vielmehr eine Reihe von anderen Fragen und Be- 
dingungen mit, anderen Spitze heldische Kraft und heldischer Geist 
stehen. Vielleicht werden beide dort am besten gepflegt und am stärksten ge- 
fördert, wo die Ungunst der Materie herrscht und Schwierigkeiten schafft, wo die 
geopolitischen Verhältnisse einer Entwicklung zur Größe zu widerstreben scheinen. 

Unumwunden ist zuzugeben, daß die seestrategische Lage Deutschlands unter 
dieser Ungunst leidet. Zwar nicht unbedingt, denn die deutschen Küsten sind leicht 
zu verteidigen; wohl aber in der Hinsicht, daß Deutschland abseits der Weltmeere 
in einem Erdenwinkel liegt, während andere Staaten vom Atem der freien See 
umbraust werden. Seltsam bleibt nur, daß diese von Vorzügen nicht verwöhnte Lage 


1) Ist nicht die politische Entwicklung Deutschlands auch nur aus seinem geographischen 
Aufbau und seiner Lage zu verstehen? 2) Weil der deutsche Mensch das handelnde Element 
in der deutschen Geopolitik ist. Hier muß auf eine grundsätzliche Tatsache hingewiesen 
werden. Es ist ein Irrtum, der geopolitischen Wissenschaft in dieser Form geographischen 
Materialismus vorzuwerfen: die Gesamtheit des Staates, Volkskörper also und Raum sind 
ihr Gebiet, nicht die politischen Kräfte des Raumes allein, wie der Verfasser annimmt. 
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Deutschland in keiner Weise davon abgehalten hat, vor und nach dem Weltkriege 
einen Überseehandel zu betreiben, der für beide Zeitabschnitte als groß und stark, 
ja als führend bezeichnet werden darf). 

Gewiß wird man einwenden, dies trifft für Friedenszeiten zu. Haben wir es 
aber nicht erlebt, daß mit Kriegsausbruch nahezu der gesamte deutsche Übersee- 
handel versandete, ja daß auch die mächtige deutsche Flotte in die Flußmündungen 
der deutschen Ströme verbannt wurde und in ihrer freien Beweglichkeit, jedenfalls 
in der Weltmeerfahrt, stark gehemmt war? Daß Hilfskreuzer, die die feindlichen 
Sperrlinien durchbrachen, ihr Leben nur vom Aufbringen fremder Schiffe fristen 
konnten, da es deutsche Stützpunkte im Auslande nicht gab? Ja, in der Tat, so war 
es! Trotzdem soll man sich vor voreiligen Schlüssen hüten; insonderheit davor, als 
sei es von vornherein ein verfehltes Unternehmen, wenn das durch seine geogra- 
phische Lage gehemmte deutsche Volk nach wie vor auf See hinaus strebt. Die 
Ereignisse des Weltkrieges sind für die Klarstellung dieser Frage nicht beweis- 
kräftig. Gesetzt den Fall, die Vereinigten Staaten von Amerika hätten eine strikte 
Neutralität gewahrt, dann wäre Englands Seemacht aller Wahrschein- 
lichkeit nach bereits im Sommer 1917 vor der deutschen See- 
macht zusammengebrochen?). An Zeugnissen, daß es trotz der ausgesprochen 
wohlwollenden Neutralität Amerikas dicht davor stand, gebricht es nicht. Ohne 
fremde Hilfe wäre England dem Würgegriff des U-Bootkrieges erlegen. Darüber 
hinaus verlor es aber auch sonst an Seemacht, je länger der Krieg dauerte. 

Admiral Beatty, der Nachfolger Jellicoes im Kommando über die Grand Fleet, hat im 
Januar 1918 vor dem englischen obersten Kriegsrat freimütig erklärt, daß er es unter den 
gebotenen Umständen nicht mehr für angebracht hielte, eine Seeschlacht gegen die deutsche 
Hochseeflotte anzustreben; einmal, weil die britische Flotte infolge der starken Beanspruchung 
ihrer Geschwader durch den Handelsschutz zahlenmäßig zu schwach sei, dann aber auch aus 
Gründen der Materialunterlegenheit. Skagerrak, wo alle Gunst der Sichtigkeit den britischen 
Schiffen zur Seite gestanden hatte, wirkte somit kräftig nach. 

Von unserem Standpunkt aus ist außerdem zu betonen, daß noch ein Drittes 
hinzukam, was Englands Seemachtstellung schwächte: auch die strategische Lage 
hatte sich zu unseren Gunsten verschoben! Wulf Siewert behauptet zwar das Gegen- 
teil, er befindet sich aber im Unrecht. Die ständige Erweiterung der durch Minen 
verseuchten Seegebiete brachte uns den Engländern von Monat zu Monat näher. 
Innerhalb der Minenfelder wurde ein Straßennetz offengehalten. Ein Zusammen- 
spiel der Kräfte der Hochseeflotte mit den deutschen Seestreitkräften der flandri- 
schen Küste versprach somit immer größeren Nutzen. Selbst die britische Flotten- 


1) Darin lag eben der Mangel an geopolitischem Verständnis: einen Seehandel zu ent- 
wickeln, der aus unserer geographischen Lage heraus nicht zu schützen war und darum dem 
Zugriff jedes der großen Räuber zur See offen lag. 2) Es war aber bei der geographischen 
Lage Deutschlands — die wirksame Gegenpropaganda ausschloß — und bei der Wehrlosig- 
keit auf dem Weltmeer nicht anzunehmen. daß Amerika neutral blieb, und gerade der 
U-Bootskrieg mußte es hervorlocken! 
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leitung erkannte an, daß Deutschland hierdurch in die Lage versetzt sei, auf der 
inneren Linie von seinen Häfen aus günstiger zu operieren als in den ersten Kriegs- 
jahren. Demnach war es also durchaus nicht so, daß „England in Scapa Flow blieb 
und den Seeraum wirken ließ“, wie Siewert uns lehrt; im Gegenteil, En gland 
lebte trotz der Gunst seiner geographischen Lage seit ıg917 in 
wachsender Sorge, wie essich vor der Macht der deutschen Flotte 
seiner Haut erwehren könne. 

Siewert verkennt überhaupt die Bedeutung und das Wirken der deutschen Flotte 
während des Weltkrieges. Wenn er schreibt, sie „erschöpfte sich in kleineren Unter- 
nehmungen, beschoß die englische Küste und organisierte endlich den U-Bootkrieg“, 
so wird diese Form der Darstellung der gewaltigen Arbeitsleistung, die tatsächlich 
aufgewandt wurde, in keiner Weise gerecht. Ist es nicht völlig abwegig, selbst für 
den Laien, den U-Bootkrieg unter den Begriff ‚„Reizmittel, die die Engländer nicht 
hervorlockten“, einzubeziehen? In Wahrheit war das U-Boot die furcht- 
barste Waffe des Weltkrieges für England. Daß man ihr nicht erlag, 
hing an einem seidenen Faden. Und diesen Faden verdankte man allein der ameri- 
kanischen Hilfe. Nach allem kann es nicht wundernehmen, wenn Siewert zu dem 
völlig schiefen Endergebnis gelangt, ‚die militärische Kraft Englands wäre auf See 
ungeschwächt geblieben, während die Aktionsfähigkeit der deutschen Flotte immer 
mehr eingeengt worden sei“. Das ist das Urteil eines Laien, der außerdem noch 
die Dinge unter dem besonderen Gesichtswinkel betrachtet, den Beweis zu erbringen, 
daß Deutschlands geographische Lage seine Seegeltungsbestrebungen aufs stärkste 
hemmet). 

Ich bin der letzte, der es ableugnet, daß der Sperrbalken der britischen Inselwelt 
die Nordsee stark verriegelt, daß die Gunst der strategischen Lage ausgesprochen 
auf Englands Seite stand, als wir mit ihm auf See die Klingen kreuzten. Wenn es 
jemals wieder zu einem Kriege zwischen England und Frankreich kommen sollte, 
dann erwüchsen der britischen Flotte in Bekämpfung des U-Bootkrieges vor der 
weit ausgedehnten atlantischen Küste Frankreichs, aber auch im Kanal und im 
Mittelländischen Meere ganz andere Aufgaben als die, die in der Nordsee zu bewäl- 
tigen waren; hier ein enger Schlund, dort breiteste Küstenausdehnung. Man darf 
aber nicht so weit gehen, wie Siewert es leider getan hat, aus der geographischen 
Lage Deutschlands Schlüsse zu ziehen, die sich für schwachmütige Leute geradezu 
verhängnisvoll auswirken können, Schlüsse, die vor allen Dingen falsch sind. Es 
trifft nicht zu, daß die Entwicklung Deutschlands vom Agrarstaat zum Industrie- 
staat von Anfang an „eine schwere Gefahr für die deutsche Sicherheit“ bedeutet 
habe. Zumindest ist diese Feststellung meines Erachtens nur bedingt richtig. Auch 


1) Im Sinne der Untersuchung von Siewert genügte es durchaus, daß die englische Flotte 


überhaupt da war. Solange sie nicht völlig niedergekämpft war, blieb uns das freie 
Meer verschlossen, die Hungerblockade effektiv. 
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dem rein agrarisch eingestellten Deutschland hat es von jeher an Neidern und Fein- 
den nicht gefehlt!). Es läßt sich daher durchaus darüber streiten, ob der ‚reine 
Agrarstaat relativ unabhängiger vom Auslande war als der Industriestaat Deutsch- 
land“. Es wirkt auch nicht überzeugend, wenn Siewert ausführt: „Da Deutschland 
im Herzen Europas lag, geriet es in einen unlösbaren Konflikt zwischen Kontinen- 
tal- und Seemachtpolitik.“ So materiell darf man die Dinge denn doch nicht be- 
trachten. Auch ich bin der Auffassung, daß es ein schwerer Fehler der deutschen 
Außenpolitik war, gleichzeitig auf See hinauszustreben und eine ausgesprochene 
Expansionspolitik nach dem Nahen Osten zu betreiben, die ihren schärfsten Aus- 
druck im Bau der Bagdadbahn fand. Hierdurch haben wir Rußland an Englands 
Seite getrieben. Wir sind vor allem aber dem britischen Leu nicht nur auf dem 
Wasser, sondern auch zu Lande auf den Leib gerückt, indem wir in eines seiner 
empfindlichsten Interessengebiete, in das Glacis zwischen Mittelmeer und Indischem 
Ozean, eindrangen. Es kann kaum einem Zweifel unterliegen, daß wir uns damit 
eine Last aufbürdeten, die unsere Kräfte überstieg. Der Einbruch in russisches 
und britisches Interessengebiet neben dem Hinausstreben auf die See war zuviel. 
Eines von beiden hätte hintanstehen müssen. Nach meinem Dafürhalten war die 
ungefährlichere Expansion die auf See hinaus, weil sie die russischen Kreise nicht 
berührte, sondern nur England zu schaffen machte. Vor allem aber deshalb, weil 
unsere Seegeltungsbestrebungen kein anderes Ziel verfolgten, als mit dem groß- 
britischen Reich, nicht zu dessen Schaden, zu einem gesunden modus vivendi zu 
kommen. Um eine Gegnerschaft gegen England war es den Schöp- 
fern der deutschen Flotte, Kaiser Wilhelm II. und Großadmiral 
von Tirpitz, nieund nimmer zutun. Im Gegenteil, siebeanspruch- 
ten auf See nichts weiter als die Anerkennung berechtigter 
Wünsche und wären nach Durchführung des Flottengesetzes im 
Jahre 1920 aller Wahrscheinlichkeit nach bereit gewesen, mit 
England ein Bündnis einzugehen?). Daß diese Politik alles andere, nur 
keine abenteuerlichen Ziele aufwies, hat der Kriegsverlauf gelehrt. England 
stünde heute aller Voraussicht nach um vieles stärker und vieles 
angesehener da, wenn die deutsche Flotte noch eine achtung- 
gebietende Macht darstellte und nicht ihr Ehrengrab in Scapa 
Flow hätte suchen müssen. 

Siewert hat durchaus recht, wenn er unser Vorgehen nach zwei Fronten, nach 
dem Balkan und Kleinasien und auf See hinaus, verurteilt. Dieses Vorgehen hat 
ohne Frage bestimmend dazu beigetragen, den Ring der Entente zusammenzu- 


1) Aber der Industriestaat konnte nur leben vom Austausch über See. Wurden diese 
Fäden abgeschnitten, und sie mußten bei jedem Krieg mit England abgeschnitten werden, 
war unser Bestand gefährdet. 2) Ein wehrhafter Staat wartet aber nicht, bis seim Gegner so 
stark geworden ist, daß er sich mit ihm einigen muß ! Und für England waren wır Gegner. 
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schmieden. Diese Entwicklung war aber nicht durch unsere geographische Lage im 
Herzen Europas bedingt!). Sie fällt vielmehr einem rein politischen Vorgehen zur 
Last, das sich keine Grenzen steckte, indem es neben dem dringend notwendigen 
Hinaustreten auf See auch im Nähen Osten zumindest wirtschaftliche Vorteile ein- 
zuheimsen gedachte. Ich bin überzeugt, daß es uns tatsächlich nur auf wirtschaft- 
liche Gewinne ankam. Rußland und England wird man es jedoch nicht verübeln 
können, wenn sie hinter unserem Vorgehen machtpolitische Ziele witterten. 

Wenn Siewert in diesem Zusammenhang behauptet: ‚Man ist versucht, zu sagen, 
Deutschland habe schon ıgı2 den Krieg verloren“, so wirkt auch dieses Wort nicht 
gerade überzeugend. Es genügt, darauf hinzuweisen, was oben über die schwere Be- 
drängnis angeführt wurde, in die England durch das Vorhandensein und Wirken 
der deutschen Flotte geriet, um solche Lehren zu entkräften. Nicht minder abwegig 
ist es, wenn Siewert erklärt, auch „Rußlands Kampf um Zugänge zur offenen See, 
der sich durch seine ganze Geschichte zöge, sei wegen der ausgesprochen ungünsti- 
gen Küstenlage des Riesenreichs eine einzige Kette von Fehlschlägen gewesen: Kron- 
stadt, Sebastopol, Wladiwostock und Port Arthur, alle diese Häfen seien leicht zu 
blockieren und wirkten wie Mausefallen. Klassisches Ende eines falschen Plans: 
Tschuschima.“ Man wird ohne weiteres zugeben müssen, daß auch diese Beweis- 
führung hinkt. Im russisch-japanischen Seekriege haben in erster Linie die stärkere 
Initiative und die bessere Flottenschulung der Japaner über einen morschen Geg- 
ner triumphiert?). Hätten die personellen Kräfteverhältnisse anders gelegen, wäre 
Japan rein militärisch in der Hinterhand gewesen, dann hätten die „leicht zu blok- 
kierenden russischen Häfen“ (was im übrigen für Port Arthur nicht einmal zu- 
trifft) überhaupt nichts zu sagen gehabt. 

Auch die Behauptung von Siewert, ‚es sei Tatsache, daß die deutsche Seemacht 
infolge falscher Führung und Auffassung zusammenbrach“, kann nicht unwider- 
sprochen bleiben. Tatsache ist vielmehr, daß das landesverräterische Treiben jener 
pazifistischen Schwächlinge deutscher Zunge, die um des Götzenbildes „Marxismus“ 
willen eine Fortsetzung des Krieges und ein Sichbehaupten Deutschlands nicht 
wünschten, durch Entfesselung schwerer Meutereien an Bord das Flottenschwert 
stumpf machten und zerbrachen. 

Schließlich befremdet auch die Art und Weise, wie Siewert gegen jede aktive 
Kolonialpolitik auftritt. War es nötig, Sätze wie diesen niederzuschreiben: ‚Nur als 
englischer Vasallenstaat (wie Holland und Portugal) könnte Deutschland solche 
Pläne durchführen“? 

Ich komme zum Schluß. Zunächst liegt es mir am Herzen, dem Herausgeber 
dieser Blätter dafür zu danken, daß er mich zu einer Erwiderung aufgefordert hat. 


1) Sondern durch die geopolitische Unkenntnis unserer Führung. 2) Gerade in diesen 
Tatsachen zeigte sich die Überlegenheit des seegewohnten Inselvolkes, noch dazu in den hei- 
mischen Gewässern, gegen das kontinentalste Volk der Erde. 
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Ich darf dabei versichern, daß ich die Größe und Bedeutung der geopolitischen 
Wissenschaft voll zu würdigen weiß. Sie leistet uns beim Erkennen geschichtlicher 
Zusammenhänge wertvollste Dienste. Darüber hinaus kann sie aber auch die reine 
Politik aufs stärkste befruchten. Voraussetzung bleibt jedoch meines Erachtens, daß 
sich die Geopolitik dessen bewußt bleibt, eine Wissenschaft zu sein, die ausgespro- 
chen der Praxis helfen soll, was Herr Professor Haushofer von jeher und mit allem 
Nachdruck angestrebt hat. Ausführungen wie die von Siewert verlieren sich leider 
ins doktrinäre Gebiet und stiften darum nur geringen Nutzen. 

Deutschlands geographische Lage zu den Weltmeeren ist gewiß nicht günstig zu 
nennen. Dennoch scheint es völlig verfehlt, bei wissenschaftlichen Untersuchungen 
die Berechtigung unseres Hinaustretens auf See auch nur im geringsten in Zweifel 
zu ziehen; selbst wenn sich die Zweifel darauf beschränken sollten, die Schwierig- 
keiten des Hinaustretens anschaulich zu machen. Nach wie vor gilt für uns 
das alte Römerwort, aufgelebt zu einem stolzen Bekenntnis der 
Hanse: 

„Seefahrt ıst not! 


CoLin Ross: 
Das französische Canada 
(Nachdruck verboten.) 
1. Die iberische „Monroedoktrin“. 
Montreal, im Juni. 

Die Bezeichnung ‚Französisches Canada“ ist irreführend, aber es gibt einstweilen 
keine bessere. Der Teil Canadas, in dem französisch gesprochen wird, hat mit 
Frankreich nichts anderes gemein als die Sprache, und auch die nur bedingt; denn 
es ist ein Französisch des ı8. Jahrhunderts, das zunächst nicht ohne weiteres ver- 
ständlich ist. 

Das französische Canada ist in seiner ganzen politischen wie kulturellen Struktur 
nur verständlich durch seine Geschichte. Diese Geschichte aber ist, wie überhaupt 
die ganze geschichtliche Entwicklung des nordamerikanischen Kontinentes, eine 
etwas dunkle Angelegenheit, wenigstens für die meisten Europäer. Die springen von 
Columbus unvermittelt auf die ‚„Mayflower“ oder gar gleich auf den amerikani- 
schen Unabhängigkeitskrieg über. Neben der dramatischen Eroberung von Mexiko 
und Peru fällt die weniger dramatische, aber für uns viel wesentlichere Erschlie- 
ßung Canadas und Nordamerikas völlig unter den Tisch. Und die Unorientiertheit 
darüber, wie auf neuen Räumen neue Völker entstanden oder im Entstehen begrif- 
fen sind — keineswegs so einfach wie das die amerikanische Geschichtsschreibung 
darstellt —, ist mit schuld, wenn die deutsche Öffentlichkeit der letzten Entwick- 
lung Amerikas teilweise verständnislos gegenübersteht. 


; 


s k » 
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Zunächst einmal muß man die Lücke überbrücken, die zwischen Columbus und 
den fix und fertigen Vereinigten Staaten klafft, muß man sich klarmachen, daß 
es im Grunde ein Vermessungsfehler war, der die Besiedlung Amerikas überhaupt 
erst ermöglichte, wenigstens dessen, was wir gewöhnlich unter „Amerika“ verstehen: 
die Vereinigten Staaten — oder richtiger, das von Germanen und Franzosen er- 
schlossene und besiedelte Nordamerika im Gegensatz zu dem von Südeuropäern 
kolonisierten Südamerika. 

Wenn wir Europäer uns heute über die Monroedoktrin beklagen, die ganz 
Amerika den Amerikanern vorbehält, so vergessen wir, daß Europa einst eine 
Doktrin aufstellte, die nicht nur Amerika, sondern die ganze Welt den Europäern 
vorbehielt, das heißt nicht einmal allen Europäern, sondern lediglich den beiden 
Staaten der Iberischen Halbinsel, Spanien und Portugal. 

Diese europäische oder vielmehr „iberische Monroedoktrin“ basierte auf dem 
Vertrag von Tordesillas. Er wurde 1494 nach den ersten großen Entdeckungen des 
Bartholomäus Diaz und Christoph Columbus geschlossen und teilte die ganze Erde 
in eine spanische und eine portugiesische Zone. Die Trennungslinie lief 400 Leguas 
östlich der Azoren. Ganz Amerika gehörte also zur spanischen Zone mit Ausnahme 
Brasiliens und — eben infolge eines Vermessungsfehlers — auch Neufundlands und 
Labradors. 

Keine der beiden Mächte durfte in der Zone der anderen Kolonien anlegen, sie- 
deln oder auch nur Handel treiben. Und die übrigen Länder? — Die zählten über- 
haupt nicht. Denen erging es wie dem Poeten im Schillerschen Gedicht, die waren 
eben zu spät gekommen. 

Hinter diesem wohl selbstsüchtigsten und engherzigsten Abkommen, das je ge 
schlossen wurde, stand die vereinigte Macht der beiden damals bedeutendsten See- 
mächte, von denen die eine unter Karl V. bald darauf überhaupt die Weltmacht 
wurde. Außerdem aber trat hinter ihn infolge der päpstlichen Sanktion auch die 
ganze Autorität der Kirche, und das hieß damals fast noch mehr als die größte 
Flotte und die bestgerüsteten Heere. 

Und so wäre wahrscheinlich die gesamte Weltgeschichte anders verlaufen, zum 
mindesten die Geschichte der Erschließung und Besiedlung Amerikas, wäre nicht 
durch eben diesen Vermessungsfehler ein Loch in den Panzer gekommen, der die 
Neue Welt gegen den Neid und die Eroberungslust der andern Länder abschloß. 


Spanien war fest entschlossen, die Möglichkeiten, die ihm der Vertrag von Tordesillas gab, 
voll auszunützen. Und es hatte auch die Macht dazu. In seiner Zone duldete es keine fremden 
Kolonisten und keinen fremden Handel. Mit Portugal stand es ungünstiger. Es hielt zwar 
in seiner eigentlichen Zone, in Afrika und Ostindien, fremde Konkurrenten fern, aber bereits 
in Brasilien hatte es die größte Mühe, die Franzosen und Holländer wieder hinauszuwerfen, 
die sich hier zeitweise festsetzten. So war es kaum imstande, sich um das Gebiet zu küm- 
mern, das ihm der Tordesillasvertrag im hohen Norden zugesprochen; zum mindesten des- 
interessierte sich Portugal, nachdem die Erkundungsfahrt Corte Reals nach Neufundland 
und Labrador festgestellt hatte, daß in diesem kalten, nebeligen Lande nichts zu holen sei, 
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wenigstens nicht das, was die Portugiesen und Spanier damals auf der ganzen Welt suchten: 
Gold und Gewürze. 

Der Bericht Corte Reals an die portugiesische Krone soll sehr kurz gewesen sein. Er 
lautete „Aca nada“, das heißt: ‚dort ist nichts“, Von diesem Ausspruch soll der Name 
„Canada“ herrühren. Das stimmt nun allerdings kaum, und die Bezeichnung Canada kommt 
jedenfalls von dem gleichnamigen indianischen Wort her, das soviel wie Niederlassung 
bedeutet. Aber das ist ja schließlich auch belanglos; wichtig ist, daß der Portugiese dieses 
Gebiet weder besetzte noch sicherte, und daß so ein Loch entstand, durch das 
die andern europäischen Mächte in Amerika Fuß fassen konnten. Das 
waren insbesondere England und Frankreich, die längst auf eine Gelegenheit lauerten, sich 
auch ihren Anteil an den Schätzen der Neuen Welt zu sichern. 

England hatte ja, fast gleichzeitig mit Columbus, Cabot über den Atlantischen Ozean 
geschickt, der bereits 1497/98 Neufundland und die Labradorküste entdeckte, also bevor noch 
Columbus das Festland Amerika gesichtet. Somit gebührt auch der Ruhm dieser zweiten Ent- 
deckung des amerikanischen Kontinents den Germanen, wie ihnen der der ersten im 
zehnten Jahrhundert zukommt. 

England begnügte sich zunächst mit den reichen Fischgründen der Neufundlandbänke. 
Sein Gold wurde der Codfisch. Allerdings war es nicht leicht in einer Zeit, die restlos vom 
Goldfieber besessen war, Interesse für Schellfischfang zu erwecken, und die Männer, die 
die ersten Fischexpeditionen nach den Neufundlandbänken ausrüsteten, hatten erhebliche 
Mühe, die erforderlichen Summen aufzutreiben. Aber als bekannt wurde, daß die Gewässer 
um Neufundland so fischreich waren, daß man nur einen Korb ins Wasser zu tauchen brauchte, 
um ihn gefüllt mit Fischen wieder herauszuziehen, kamen Fischer aus der ganzen Welt, vor 
allem aus der Bretagne und der Normandie. Frankreich wurde Englands gefährlichster 
Konkurrent. Schließlich einigte man sich dahin, daß England der Osten, Frankreich der 
Westen Neufundlands als Interessenzone zugesprochen wurde. 

Spanien verfolgte mit äußerster Unruhe dieses Eindringen der Westmacht in die Neue Welt, 
es suchte mehrfach Lissabon zu Protest und Abwehr zu bewegen, aber da die Portugiesen 
nichts taten, ihre Zone zu sichern, so unternahm auch Spanien schließlich nichts, zumal es 
ja auch um dieser wertlosen Länder im rauhen, nebeligen Norden willen wirklich nicht 
dafürstand. 

Da die Franzosen auf der Westseite Neufundlands saßen, gerade gegenüber der Mündung 
des St. Lorenz, so mußten sie mit der Zeit fast zwangsläufig Canada entdecken. Das geschah 
denn auch bereits ı524, zu der Zeit, als Cortez gerade Mexiko erobert hatte. Verrazano fuhr 
die ganze nordamerikanische Küste entlang, nahm sie für den König von Frankreich in Besitz 
und nannte sie Nova Francıia. 

Aber erst volle zehn Jahre später entdeckte und befuhr Cartier den St. Lorenz. Spanien 
war von der Fahrt Cartiers aufs äußerste beunruhigt. Es schickte ihm eiligst einige Karavellen 
nach und protestierte heftig in Lissabon dagegen, daß Portugal eine Verletzung des Vertrages 
von Tordesillas duldete. 

Portugal tat wieder nichts, seine Rechte zu wahren; Spanien aber verfolgte die Angelegen- 
heit weiter und erzwang von Frankreich einen ausdrücklichen Verzicht auf alle Kolonial- 
tätigkeit. Frankreich hielt sich daran, nicht aber die Franzosen. Schon vorher hatten fran- 
zösische Korsaren Pernambuco geplündert. Bald darauf erfolgte die Gründung von Fort 
Coligny in der Bucht von Rio de Janeiro und schließlich die französische Floridaexpedition 
mit der Anlage von Charlesfort. 

Aber alle diese Versuche, in die spanische wie in die portugiesische Zone einzudringen, 
scheiterten. Überall wurden die Nichtiberer wieder hinausgeworfen. Nur im Neufundlandloch 
konnten sie sich festsetzen. Hier war keine Abwehr. Von hier aus wurde Canada entdeckt 
und besiedelt. Und ohne den Präzedenzfall Neufundland wären auch die englischen, hollän- 
dischen und schwedischen Siedelungen an der Küste der heutigen Vereinigten Staaten kaum 
möglich gewesen. Das Loch im Tordesillasvertrag hat schließlich der Weltgeschichte eine 
andere Wendung gegeben, als damals vorauszusehen war. 
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Warum diese alten und wenig bekannten historischen Details heute aktuell sind? 
Auch heute glauben manche Staaten, die Welt wäre endgültig verteilt und ge- 
schlossene Verträge wären ewig und unabänderlich. Die Weltistniem als end- 
gültig verteilt, sondern immer und von jeher unter die Völker 
immer wieder neu verteilt worden. Und kein Vertrag ist je ewig und un- 
abänderlich gewesen. Es kommt nur darauf an, das Loch in ihm zu finden, wie die 
Franzosen und Engländer es seinerzeit im Vertrag von Tordesillas fanden, der sie 
endgültig und unabänderlich von den Schätzen und Reichtümern der Welt auszu- 
schließen schien. 


3. Frankreichs verlorenes Reich. 


Als wir die Neufundlandbänke passierten, trafen wir einen französischen Segler. 
Er hatte Boote ausgesetzt, um zu fischen. Einst kamen ganze Flotten von Fisch- 
seglern jedes Jahr aus der Normandie und der Bretagne hierher, heute kommen 
kaum noch welche. Vielleicht war diese Bark überhaupt die letzte. Es lohnt nicht 
mehr. Heute ist es rentabler, von der Neufundlandküste aus zu fischen. Und selbst 
für die Neufundländer ist der Codfischfang kein Geschäft mehr. 

Einige Stunden später fuhren wir an Miquelon vorbei. Miquelon ist eine kleine, 
unscheinbare Insel, kaum mehr als eine braune, kahle Klippe. Und trotzdem eilten 
wir an die Reeling und schauten fasziniert nach dem trostlosen Eiland hinüber. Es 
ist heute noch französisch. Es ist der letzte Rest, der Frankreich von seinem ein- 
stigen kolonialen Imperium blieb, einem Reich, das sich fast über den ganzen nord- 
amerikanischen Kontinent erstreckte, das von der Sankt-Lorenz-Mündung bis an die 
des Mississippi reichte. 

Als Frankreich den Frieden von Paris schließen mußte, der den großen englisch- 
französischen Kolonialkrieg des ı8. Jahrhunderts beendete, war alles, was es von 
seinem gewaltigen Besitz in Nordamerika retten konnte, seine alten Fischereirechte 
auf den Neufundlandbänken. Und um für seine Fischer dort wenigstens einen Stütz- 
punkt zu behalten, setzte es im Friedensschluß die Belassung der Insel Miquelon 
durch. Sie ist so klein und unbedeutend, daß sie für England wirklich keine Rolle 
spielte. In Amerika wie Europa hat wohl kaum jemand eine Ahnung von ihr, und 
wahrscheinlich wissen selbst die meisten Franzosen nichts davon, daß sie in Nord- 
amerika noch Territorialbesitz haben, daß ein winziges Stückchen Canadas heute 
noch französisch ist. 

Was Frankreich im Frieden von Paris verlor, waren nicht nur die altfranzösischen 
Siedlungen am Sankt-Lorenz-Strom, nicht nur die Pelze Canadas, der Handel am 
Mississippi und die Baumwollkulturen in Louisiana, es war die große Chance, 
einen ganzen Kontinent französisch werden zu lassen statt eng- 
lisch oder wenigstens sich mit den Engländern in ihn zu teilen. | 

An sich hatte Frankreich in Amerika die Vorhand vor England. Die Franzosen 
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waren zuerst da. Als die Engländer sich noch mit den Kabeljauen Neufundlands 
begnügten, fuhr Verrazano die gesamte nordamerikanische Küste entlang und 
annektierte sie für den König von Frankreich. Man mag diese reichlich großzügige 
Form der Annexion völkerrechtlich für ungültig halten, allein Cook hat es später 
in Australien, auf Neuseeland und im Pazifik nicht anders gemacht. 

Allerdings nützten die Franzosen den Vorsprung aus. Sie ließen beinahe ein 
Jahrhundert verstreichen, ehe sie sich am Sankt Lorenz festsetzten. Dann war es 
ihnen hier zu kalt und zu unwirtlich. Sie hätten lieber weiter südlich gesiedelt, und 
so entsandten sie eine Expedition die atlantische Küste hinunter. Aber damit kamen 
sie aus dem sicheren „Loch von Neufundland“ heraus, aus der portugiesischen Zone 
in die spanische. Und die Spanier paßten auf. Spanien hatte von Mexiko aus Er- 
kundungsexpeditionen an der pazifischen wie an der atlantischen Küste hinauf- 
geschickt, Kalifornien, Texas und Florida entdeckt und besetzt. Von der Besetzung 
der weiter nördlich liegenden Gebiete nahm Spanien Abstand. Es lohnte sich nicht 
für eine Macht, die über die Silber- und Goldminen von Mexiko und Peru gebot 
und über die fruchtbaren tropischen Gebiete von ganz Mittel- und Südamerika. 
Aber es duldete trotzdem nicht, daß sich irgendeine andere Nation in seiner Zone 
festsetzte. Die französische Expedition, die gelandet und die Feste Charlesfort ge- 
baut hatte, wurde angegriffen und bis auf den letzten Mann niedergemacht. 

Die Engländer gingen vorsichtiger vor. Gilbert, der auf Neufundland die erste 
englische Verwaltung einrichtete, hätte auch lieber ein wenig weiter südlich ge- 
siedelt. Aber er fürchtete die Spanier. 

Der erste englische Kolonisationsversuch in der spanischen Zone Nordamerikas 
scheiterte wie der französische. Die britischen Sıedler, dıe sich Ende des ı6. Jahr- 
hunderts auf der Insel Ronake gegenüber der virginischen Küste niedergelassen 
hatten, gingen zugrunde wie die Franzosen in Charlesfort. Spanien brauchte nicht 
einmal seine eigenen Schiffe und Truppen bemühen, die Indianer besorgten die 
Niedermetzelung, da England — eben aus Furcht vor Spanien — diesen ersten Ko- 
-lonisationsversuch nicht genügend deckte. 

Erst unter Jakob I., dem Nachfolger der Königin Elisabeth, gelang es England, 
auf dem nordamerikanischen Kontinent festen Fuß zu fassen. Dazu schloß es erst 
einmal Frieden mit Spanien und entsandte als zweites eine Expedition nach Nord- 
amerika, was dem Friedensvertrag strikt zuwiderlief. Allein Jakob I. war so vor- 
sichtig gewesen, diese Expedition nicht von der Regierung aus zu entsenden, son- 
dern von einer Privatgesellschaft, der London Companie. So gelang es, Spanien, 
das sofort protestierte, mit Ausflüchten hinzuhalten, daß es sich um ein privates 
Unternehmen handelte. Spanien war kriegsmüde. Es griff nicht sogleich durch wie 
im Falle Charlesfort, und so vermochte die London Companie in Virginien die 
ersten Niederlassungen anzulegen. 

Wenn die Franzosen so den Vorsprung von fast einem Jahrhundert, den sie vor 
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den Engländern besaßen, auch nur sehr ungenügend ausgenützt hatten, so verfüg- 
ten sie doch immer noch über die unvergleichlich günstigere geopolitische Position. 
Sie waren es, die die entscheidenden strategischen Punkte und Verbindungslinien 
in der Hand hatten. 

Die Engländer saßen an der Küste, in ihrem Rücken das Apalachengebirge, das 
für sie lange eine unübersteigbare Schranke bildete. Den Franzosen aber stand ein 
wunderbarer Wasserweg zur Verfügung, oder vielmehr ein System von Wasserwegen, 
das in das Herz Amerikas führte, nach Süden bis an den Mexikanischen Golf, nach 
Norden bis in die Arktis und nach Westen bis an das Felsengebirge. Wer Zeit hat 
und die Mühe nicht scheut, ab und zu sein Boot kurze Strecken zu tragen, kann 
von Montreal aus im Kanu den größten Teil Amerikas bereisen. 

Die Franzosen hatten diesen Vorteil bald heraus. Während die Neuengländer 
noch an der Küste festsaßen und sich dort mit den Indianern herumschlugen, waren 
die französischen Canadier schon an den großen Seen. Von dort erreichten sie den 
Mississippi, fuhren ihn bis zur Mündung hinunter, und, indem sie ein System von 
Forts und befestigten Stationen anlegten, hatten sie die Engländer im Rücken um- 
gangen und von aller weiteren Ausdehnung abgeschnitten — vorausgesetzt, daß ihre 
Sperrlinie hielt. 

Sie hielt nicht. Und damit kommen wir zu dem entscheidenden Unterschied 
zwischen englischer und französischer Kolonisation und zu dem schwachen Punkt 
aller französischen Kolonialpolitik, aller; denn er gilt auch heute noch, gilt heute 
für das afrikanische Imperium Frankreichs wie einst für sein amerikanisches. 

In Frankreich war Kolonisation nie Angelegenheit des ganzen 
Volkes, sondern immer nur Sache einiger weniger. Ganz Canada, 
ganz Französisch-Amerika ist die Gründung von ein paar tausend Normannen und 
Bretonen. Dieser geringe Bevölkerungsdruck, der hinter der französischen Koloni- 
sation in Amerika stand, zwang es zu einer von der englischen grundverschiedenen 
Kolonialpolitik, die allerdings auch auf dem Unterschied der Rassen und des Volks- 
charakters beruht. Die paar tausend Franzosen in Canada und am Mississippi hätten 
ein so riesiges Reich natürlich nie zu erobern noch zu halten vermocht, hätten sie 
sich den Eingeborenen gegenüber so ablehnend und feindlich verhalten, wie das 
die Engländer taten. Die Engländer kamen von vornherein als die Feinde der In- 
dianer nach Amerika. Die frommen Puritaner, die den lieben Gott stets im Munde 
führten, prägten das Wort: Nur ein toter Indianer ist ein guter Indianer. 

Die Franzosen aber kamen als Freunde des Roten Mannes. Natürlich konnten sie 
nicht mit allen Indianern in Frieden leben. Da sie mit den Huronen Freundschaft 
schlossen, wurden die Irokesen ihre erbitterten Feinde. Aber wo es ging, suchten 
die Franzosen auf gütlichem Wege auszukommen. Sie traten dem Indianer ohne 
Rassenvorurteil gegenüber. Sie behandelten ihn als gleichberechtigt. Sie scheuten 
sich nicht, Indianerinnen zur Frau zu nehmen, und an ihren Beratungsfeuern saßen 
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die Gouverneure Ludwigs mitten unter den Rothäuten. Ja, mehr als einmal haben 
Kavaliere des großen Ludwig mit den Häuptlingen befreundeter Stämme gemein- 
sam den Kriegstanz getanzt. 

Dank dieser Eingeborenenpolitik haben wenige Zehntausende von Franzosen vie- 
len Hunderttausenden von Engländern jahrhundertelang Widerstand leisten können. 
Aber schließlich war sie doch der Grund, warum Frankreich verlor und England 
siegte. Die eingeborenenfreundliche Politik der Regierung zusammen allerdings mit 
der allgemeinen Auswanderungsunlust der Franzosen verhinderte, daß sich in 
Canada eine ähnlich zahlreiche Kolonistenbevölkerung herauswuchs wie in Neu- 
england. So wurde das französische Amerika schließlich durch die rein zahlen- 
mäßige Überlegenheit des englischen erdrückt. 

Man kann Canada nicht bereisen, ohne auf Schritt und Tritt an den englisch- 
französischen Machtkampf erinnert zu werden, dessen Spuren in diesem traditions- 
treuen Lande viel stärker in Erscheinung treten als in den benachbarten Vereinigten 
Staaten. Und unwillkürlich fragt man sich, was geworden wäre, hätte das Schicksal 
für das Lilienbanner entschieden. „Wenns“ und ‚Abers“ in der Geschichte sind 
immer eine heikle Sache, aber so viel läßt sich doch sagen, daß dann nicht nur ein 
französisch sprechendes Amerika entstanden wäre statt eines englisch redenden, son- 
dern etwas heute kaum Übersehbares; denn es wäre ja keine rein französische Kultur 
auf amerikanischem Boden entstanden, sondern eine französisch-indianische Misch- 
kultur, ähnlich wie in Südamerika eine spanisch-indianische. Heute ist Südamerika 
in seiner Kultur europäisch, obgleich — wenigstens in weiten Teilen — sein Blut 
noch überwiegend indianisch ist. Hätte aber die gleiche Rassenmischung auch in 
Nordamerika stattgefunden, so wäre es leicht möglich, daß Amerika in seiner Ge- 
samtheit heute nicht weiß empfinden würde, sondern rot, und das bedeutete für 
die ganze Welt, und vor allem für die Weltstellung der weißen Rasse, eine von 
Grund aus andere Konstellation. 

Das alles sind keineswegs nur müßige historisch-theoretische Erörterungen, son- 
dern solche von praktischer Bedeutung. Zum mindesten könnten sie diese bald er- 
halten. Was sich vor 200— 300 Jahren in Amerika abgespielt hat, 
das vollzieht sich heute vor unseren Augen. Frankreich hat sich an Stelle 
des verlorenen ein neues koloniales Imperium aufgebaut, und zwar mit genau den 
gleichen Mitteln. Wieder ist es nur eine kleine Elite des französischen Volkes, die 
überhaupt Interesse an überseeischen Fragen hat, geschweige denn an praktischer 
kolonialer Betätigung. Sein afrikanisches Reich wurde genau wie das amerikanische 
in erster Linie durch eine geschickte Eingeborenenpolitik gewonnen und gesichert. 
Indianer haben Canada für Frankreich erobert, Berber und Neger Nord- und West- 
afrika; zum mindesten haben die farbigen Kontigente und Bundesgenossen bei der 
Eroberung und Behauptung beider eine große Rolle gespielt. 


Freilich mußten die Franzosen einen Preis dafür zahlen: den Verzicht auf jeden 
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Rassenstolz und die Gewährung prinzipieller Gleichberechtigung der Farbigen. Der 
Wert seines afrikanischen Kolonialreiches läßt sich für Frankreich kaum über- 
schätzen, aber wenn man sieht, welche Rolle die Farbigen in Südfrankreich und 
vor allem in Paris spielen, taucht doch die Frage auf, ob dieser Preis nicht zu 
hoch war. 

Wie Frankreich einst trotz seiner Eingeborenenpolitik oder vielleicht auch wegen 
ihr Amerika nicht halten konnte, so in Zukunft vielleicht nicht Afrika. Die Rolle, 
die in Amerika die Engländer spielten, werden in Nordafrika möglicherweise ein- 
mal die Italiener übernehmen, die wirklich siedeln, Fuß fassen und sich eine 
zweite Heimat gründen, wo der Franzose, trotzdem er sich mit dem Eingeborenen 
vermischt, im Grunde nur Gast bleibt, vor allem weil er sich nicht entschließen 
kann, in genügender Zahl seine Heimat zu verlassen. 

Allein so groß auch die Analogie zwischen dem französischen Amerika und 
Afrika ist, die ganze Weltkonstellation hat sich seitdem von Grund aus geändert. 
Wie sich Frankreich zu den Indianern stellte, war eine Angelegenheit, die nur 
Frankreich anging, allenfalls England. Aber die langsame Anbahnung einer franko- 
negroiden Mischkultur in Nordafrika ist ein Problem, das ganz Europa und die 
gesamte weiße Rasse berührt. 


3. Frankreichs preisgegebene Söhne. 


Anläßlich der Pariser Kolonialausstellung im Jahre 1931 nahmen an der üblichen 
Parade des ı4. Juli, des französischen Nationalfeiertages, auch Abteilungen in den 
alten Uniformen der verschiedenen Kolonialregimenter teil. An der Spitze dieses 
historischen Teiles der Parade marschierte das Regiment Carignan, die erste fran- 
zösische Kolonialtruppe, die im Jahre 1665 nach Canada entsandt worden war. Selt- 
sarı genug wirkte deren Uniform aus der Zeit des Dreißigjährigen Krieges mit den 
breiten Hüten und Lederkollern nach all dem Khaki der modernen Kolonialtrup- 
pen, die eben vorbeimarschiert waren, und ihre altertümlichen Musketen und Arke- 
busen nach Schnellfeuergeschützen und Maschinengewehren. 

Das Regiment Carignan erinnerte sehr eindrucksvoll an die ruhmreiche fran- 
zösische Kolonialgeschichte und die Tatsache, daß Frankreich einmal Canada besaß 
und drauf und dran gewesen, aus Amerika einen französischen Kontinent zu 
machen. Allein die Pariser, die sich bisher so beifallsfreudig gezeigt und die den 
Kolonialtruppen, vor allem den Spahis und Senegalesen, begeistert zugejubelt hat- 
ten, verhielten sich merkwürdig gleichgültig und uninteressiert und fingen erst 
wieder an zu klatschen, als ein Negerregiment aus Haiti in den Uniformen der 
napoleonischen Zeit vorbeizog. Die seltsame Vorliebe, ja beinahe hemmungslos Be- 
geisterung der Franzosen, insbesondere der Pariser, für ihre schwarzen und braunen 
Truppen, ist eine Tatsache, die man registrieren muß, auch wenn man sie nicht 
verstehen kann. Sie findet ihre Erklärung wohl in dem nervösen Unsicherheitsgefühl 
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der heutigen Franzosen, das sie ständig einen Überfall befürchten läßt. Und so 
sehen sie in ihrer schwarzen Armee einen Sicherheitsfaktor und Beschützer, ähnlich 
wie die Römer der ausgehenden Kaiserzeit in ihren germanischen und asiatischen 
Hilfstruppen. 

Canada aber hat der Durchschnittsfranzose von heute völlig 
vergessen. Vielleicht will er auch nicht an das Verlorene erinnert werden sowie 
an die peinliche Tatsache, daß Frankreich seine besten Söhne, die in der Neuen 
Welt Unerhörtes geleistet und errungen, so schmählich preisgegeben hat. 

Eine Preisgabe aber war es von Anfang an. Das offizielle Frankreich hat nicht 
einen seiner großen Söhne gedeckt, die ihm in der Neuen Welt ein riesiges Reich 
zu gewinnen trachteten, wenn ihm diese Deckung politisch Unbequemlichkeiten 
kostete. 

Mit Verrazano fing es an. Verrazanos Fahrten und Entdeckungen eröffneten 
Frankreich die gleichen Möglichkeiten in Nordamerika wie sie Columbus für 
Spanien in Mittel- und Südamerika erschloß. Aber Frankreich behandelte seine 
großen Entdecker noch schlimmer als Spanien den Genuesen. Es gab ihn einfach 
preis und duldete, daß die Spanier ihn als Piraten aufknüpften. Dieses schmähliche 
Fallenlassen der eigenen Leute, wenn dadurch Unbequemlichkeiten für das Mutter- 
land vermieden werden konnten, wiederholte sich in der Folge immer wieder. Im 
Frieden von Crepy, der die Fehden Franz I. mit Karl V. beendete, verzichtete 
Frankreich nicht nur auf alle koloniale Tätigkeit, sondern gab alle seine Unter- 
tanen als Korsaren preis, die es wagten, die hohe See zu befahren. 

Frankreich mochte zu seiner Entschuldigung anführen, daß es durch die Über- 
macht der Feinde zu diesem schmählichen Verzicht gezwungen worden war. Franz I. 
war geschlagen, und die Truppen Karls V. standen vor Paris. Aber dafür gibt es 
keine Entschuldigung, daß Frankreich in der Folge trotzdem wieder neue Expedi- 
tionen seiner Untertanen nicht nur duldete, sondern förderte. Ging die Sache aber 
schief, so wollte es mit Männern nichts mehr zu tun haben, die von Frankreichs 
Feinden als Piraten und Korsaren behandelt wurden. So ging die französische Sied- 
lung in der Bucht von Rio wieder zugrunde, und so duldete Frankreich, daß seine 
Soldaten und Offiziere, die es zur Gründung einer Kolonie an der Floridaküste 
selbst hinausgeschickt hatte, von den Spaniern nicht nur gefangen, sondern Mann 
für Mann als Verbrecher hingerichtet wurde. 

In dieser Treulosigkeit gegenüber seinen eigenen Söhnen liegt vielleicht der tiefe 
Grund für den völligen Zusammenbruch des ersten französischen Kolonialreiches. 
Frankreich ließ es von Anfang an an der genügenden Unterstützung und vor allem 
an dem genügenden Nachschub fehlen. Alles in allem sind nach ganz Canada kaum 
mehr als 20000 Franzosen ausgewandert. Diese 20000 französischen Canadier hat- 
ten sich bei Beendigung des Siebenjährigen Krieges auf 65 000 vermehrt. Und diese 


65 000 Menschen gab Frankreich mit dem Frieden von Paris preis! das heißt, Frank- 
a 
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reich zog nicht nur alle seine Soldaten, Offiziere und Beamten aus Amerika zu- 
rück — das mußte es ja wohl oder übel! —, nein, auch der gesamte Adel, die 
ganze Intelligenz, überhaupt alle besseren Klassen verließen Canada und Louisiana. 
Was blieb, waren nur die Bauern und der Klerus! 

Diese Tatsache bestimmte die weitere Entwicklung des französischen Canada und 
insbesondere der Frankocanadier. Wissen die Franzosen nicht mehr viel von Canada, 
so wissen die französischen Canadier noch weniger von Frankreich, oder vielmehr, 
sie wollen nichts von ihm wissen. Als Deutscher erfährt man zu seiner großen Über- 
raschung immer wieder, daß die Frankocanadier gar nichts mit Frankreich zu tun 
haben wollen. Für die Bauern ist Frankreich einfach das gottlose Land, das Priester 
und Mönche vertrieben hat, und der Gebildete verzeiht ihm nicht, daß es sich um 
seine Söhne in Amerika jahrhundertelang nicht kümmerte. 

Es ist eine Tatsache, die sich immer und überall wiederholt und die bei allen 
kolonialen Plänen und Unternehmungen niemals vergessen werden sollte, daß ein 
neuer Boden und eine neue Sonne auf die Dauer unweigerlich ein 
neues Volk erstehen lassen. Karthago hatte schon nach kurzer Zeit nichts 
mehr mit Tyrus gemein, die griechischen Kolonien in Unteritalien und Sizilien 
nichts mit den Stadtstaaten in Hellas, aus denen sie hervorgegangen. Der in Austra- 
lien oder Südafrika geborene Engländer fühlt sich heute schon als Australier bzw. 
Südafrikaner und nicht als Brite. Bereits der nächste Weltkonflikt wird erweisen, 
daß das Britische Empire lediglich eine Fiktion ist, und daß die Dominien eigene 
Staaten sind, die nur insoweit mit dem Mutterland konform gehen, als dessen Inter- 
essen sich auch mit den ihren decken. 

Im Falle Französisch-Canadas aber kommt zu den Einwirkungen des fremden 
Bodens und Klimas und zu der kulturellen Vernachlässigung durch das Mutterland 
noch der scharfe religiöse Gegensatz hinzu. Canada ist ausgesprochen ultramontan 
und klerikal, Frankreich atheistisch und areligiös, wenigstens für den französischen 
Kanadier. Das genügt, um seine Sympathie für die ursprüngliche Heimat auf den 
Nullpunkt sinken zu lassen. ; 

Zum erstenmal trat diese Abneigung und antifranzösische Haltung der fran- 
zösischen Canadier im Weltkrieg in Erscheinung, zur peinlichen Überraschung 
Frankreichs. Die Frankocanadier wollten von dem Krieg gegen Deutschland nichts 
wissen. Und der Klerus unterstützte sie in dieser Haltung. „Das ist nicht euer 
Krieg“, sagten die Priester von der Kanzel herab. Dazu kommt allerdings noch die 
antibritische Einstellung der französischen Canadier. Es wäre zu viel, von einem 
ausgesprochenen Gegensatz der beiden Rassen in Canada zu sprechen. Im großen 
ganzen kommen sie erstaunlich gut miteinander aus, aber doch nur weil sie wenig 
gemeinsame Interessen und infolgedessen wenig Reibungsflächen haben. Mehr oder 
weniger lebt jede Rasse für sich. Aber gerade deswegen hatten die französischen 
Canadier wenig Neigung, sich in einen Krieg hineinziehen zu lassen, den sie von 
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Anfang an für einen speziell britischen hielten, der für die Handelsinteressen Groß- 
britanniens geführt wurde. 

So setzte sich auch die Provinz Quebec, inı der das französische Canadiertum massiert 
ist, von Anfang an der Einführung der allgemeinen Wehrpflicht entgegen. Die Franko- 
canadier ließen sich nur sehr schwer zum Eintritt in das Heer bewegen, und als 
schließlich die Wehrpflicht eingeführt wurde, versteckten sich die jungen Leute massen- 
weise in den Wäldern, um ihr zu entgehen. In Quebec und Montreal aber kam es zu 
schweren Unruhen, zu deren Unterdrückung Militär aufgeboten werden mußte. 

Diese Einstellung seiner canadischen Söhne hat Frankreich zu einer Änderung 
seiner Haltung ihnen gegenüber gebracht. Es bemüht sich jetzt um sie. Seit dem 
Kriege schickt es eine wachsende Zahl von Professoren, Rednern, Künstlern und 
Schriftstellern hinüber, um französische Kulturpropaganda zu treiben. Aber ob die 
französischen Bemühungen den erwünschten Erfolg haben, ist doch sehr zweifel- 
haft, oder vielmehr, es ist kaum zweifelhaft — im negativen Sinne. 

Es ist für Frankreich zu spät, seine verlorenen Söhne zurückzugewinnen, selbst 
in kulturellem Sinne. Sie haben sich selbständig gemacht, sind ein eigenes Volk 
geworden. Das einzige, was ihnen dazu noch fehlte, ist ein Name, der dies klar 
erkennbar ausdrückt, und eine eigene Sprache. Aber genau wie die Nachkommen 
der holländischen Bauern in Südafrika beides prägten und schufen, so werden es 
auch die der französischen im Verlauf der weiteren Entwicklung tun. 


Das gepiante deutsche Autostraßennetz 


Zu diesem Plan, der allerdings sicher noch nicht die endgültige Gestaltung enthält, ist von 
der Geopolitik aus manches zu bemerken. In einem der nächsten Berichte wird Dr. Albrecht 
Haushofer sich eingehender mit diesem sehr bedeutsamen Plan der Regierung auseinandersetzen. 

Die Schriftleitung. 
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ALBRECHT HAUSHOFER: 
Berichterstattung aus der atlantischen Welt 


Das politische Spottbild ist in Ländern, in denen es mit einiger Freiheit gehand? 
habt werden kann, immer noch die kürzeste Ausdrucksform politischen Urteils. Wir. 
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“uries MORGENTHAU 
Drawn especially for RECOVERY 


MacPharaoh’s Traum 
„Becovery‘‘ VII. 1933. 
Ram-ses Macdonald: ‚‚Da kamen aus dem Sumpf sieben magere Männer ohne Arbeit und sieben Kapitalisten, 
rosig und wohlgenährt. Und wahrlich, die sieben mageren Männer aßen auf die sieben fetten Kapitalisten‘“, 
Joseph (R. B.) Ben-nett (kanadischer Ministerpräsident): „Dies ist die Deutung ‚deines Traumes, o Mac 


Pharaoh! So viel Weizen wird auf der Erde sein, daß es unmöglich ist, ihn zu verkaufen, und alle Welt wird 
daran Hungers sterben“, 
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setzen daher an den Beginn dieses Berichts eine Zeichnung aus der englischen Zeit- 
schrift ‚Recovery‘ vom 30. Juni 1933, die unter dem Titel ‚‚MacPharaoh’s Dream“ 
eine spöttische Vorschau (oder soll man schon sagen: einen melancholischen Toten- 
spruch?) für die Weltwirtschaftskonferenz bringt. Diese ist vertagt, und nur die 
wenigsten Teilnehmer werden daran zweifeln, daß diese Vertagung nur eine milde 
und versöhnliche Form des Endes ist. In den Zeitungen steht zu lesen, daß die 
Konferenz an der starren Haltung Amerikas gescheitert sei. Zweifellos ist Roosevelt 
die Umschaltung wirtschaftspolitischer Binnenwünsche auf die Außenpolitik nicht 
in den Formen gelungen, mit denen man sich in der Welt beliebt macht. Experi- 
mente nach innen sind manchmal möglich, wo sie nach außen gefährlich sind. Die 
Wirtschaftspolitik, die Roosevelt treibt, ist zugegebenermaßen ein großes Experi- 
ment. Wenn es scheitert, können und sollen ihm andere folgen. Wenn man in einer 
Periode solchen Herumtastens große Weltkonferenzen beschickt, dann muß man 
zum mindesten dafür sorgen, daß die Sprache der Delegierten auf diesen Konferen- 
zen klug und einheitlich gelenkt wird. Das ist nicht geschehen. Die amerikanische 
Delegation ließ eine Unsicherheit und Gespaltenheit erkennen, die in dieser Form 
auf internationalen Konferenzen selten ist; so haben es die andern Länder leicht ge- 
habt, die Schuld des Scheiterns auf Amerika zu schieben. Daß sie nur bei sehr ein- 
seitiger Behandlung so eindeutig festgelegt werden kann, ist selbstverständlich. Wir 
verweisen auf unseren letzten Bericht, in dem wir einige der tieferen Gründe für 
das Versagen der Weltwirtschaftskonferenz angedeutet hatten. 

Welche Aufgaben eigentlich vor einer Weltwirtschaftskonferenz stehen, das kön- 
nen wir wieder einmal an Zahlen erläutern, die von J. B. Condliffe in einem Auf- 
satz „‚Vanishing World Trade“ (‚Foreign Affairs“ 1933, Seite 645) gegeben werden. 
Darin wird der Verfall des Welthandels an den Einfuhr- und Ausfuhrziffern der 
wichtigsten Länder dargestellt, indem, gemessen an dem Wert von 1929, die Minde- 


rung in Prozenten ausgedrückt wird. Wir führen einige der wichtigsten Länder an: 


Minderung (+ = Mehrung) in Prozenten von 1929 
der 
Einfuhr Ausfuhr 


1930 1931 1932 1930 1931 1932 
BSOWJELUNIONERL ae +20 +25 24 +13 423 39 
China (ausschl. Mandschurei) 23 34 50 36 66 73 
apa ee le eolsnee. 25 41 60 27 4% 62 
Britisch-Indien ............ 28 51 61 22 33 70 
Vereinigte Staaten........- 28 51 69 27 54 69 
NEE ee 22 53 69 25 51 63 
SUGATLIKARER ee seltene .a.e 23 36 61 14 25 28 
NUSELANENML en erte aeenen 38 73 74 29 47 34 
Neuseeland ...............» 15 56 69 21 46 58 
Britisch-Malaya............ 20 51 69 29 59 75 
CHiloReereeer elengene hrese.eie.nleiere 12 55 87 42 59 84 
Argentinienen.oeoerounonce 24 57 74 43 53 64 
BIaASIHENE Rees. 39 68 75 31 48 63 
Nat 16 48° 66 38 51 65 
ENIgeriene een ee 0 5 27 13 8 6 


Brankreich van 10 27 49 14 39 61 
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Minderung (+ = Mehrung) in Prozenten von 1929 
der 


Einfuhr w Ausfuhr 
1930 1931 1932 1930 1931 1932 
Italien 0% freue en are sera 18 46 62 18 33 55 
SPANIEN res 2 -+ 18 43 93 + 16 53 65 
Englandeeraera en er eteicte 14 34 58 22 50 64 
Niederlande.entseu .u.2. 000 12 31 53 14 34 57 
SChWOIZE rem oo ne 4 19 36 15 35 62 
SCHWweden ee ea ne ?) 25 55 14 42 64 
BINMIONGR ee ea nor 25 54 70 16 36 56 
POolenenm ee Seine siereiaene.enn 23 53 73 13 33 62 
Tschechoslowakei .........- 24 44 63 14 36 64 
TÜNDArDese heller eo slarelern Sole 21 49 68 12 45 68 
Oßterreich”, 2 esenerepeee 16 34 57 14 39 65 
Deutsches Reich........... 23 50 66 38 51 65 


In diesen nackten Zahlen ist ein großer Teil der Wirtschaftsnöte aller Länder 
enthalten. Es wäre reizvoll, diese Ziffern im einzelnen zu untersuchen, sich zu 
fragen, welche Gründe für gewisse Abweichungen von der allgemeinen Regel anzu- 
nehmen sind. Man würde dann für die Sowjetunion die gewaltsame Ausdehnung 
des Handelsvolumens in den ersten beiden Jahren des Fünfjahresplanes anführen 
können. Man würde die Ziffern von Südafrika von dem Wert des Goldexports zu 
befreien haben. Man würde feststellen können, daß der Außenhandel am stärksten 
geschrumpft ist in den tropischen Monokulturgebieten und in den Industriestaaten, 
in denen die großen Stapelindustrien zu Hause sind. Man würde aus diesen Zahlen 
bestätigt bekommen, daß es freundlichere Inseln inmitten der allgemeinen Depres- 
sion gibt; aber es handelt sich immer nur um Unterschiede des Ausmaßes, nicht der 
Sache. Auch Frankreich und die Schweiz haben im Jahre 1932 nur mehr zwei 
Fünftel ihres Exports von 1929 gehabt! 

Zu gleicher Zeit veröffentlicht Lloyds Register-Jahrbuch für 1933/34 eine neue 
Statistik über die Entwicklung der Handelsflotten der Welt. Danach lassen sich reiz- 
volle Vergleiche anstellen. Die Handelsflotten einiger wichtiger Länder hatten (in 
Millionen Tonnen): 


1914 1923 1933 1914 1923 1933 
England arena 18,89 19,12 18,59 Japan era 1,90 3,60 4,26 
Vereinigte Staaten 2,03 13,43 10,09 | Deutsches Reich..... 5,14 2,51 3,89 
Für 1933 ergibt sich folgende Rangordnung der Handelsflotten: 
England Se ne dene 18,59 Deutsches Reich ....... 3,89 
Vereinigte Staaten..... 10,09 Frankreich een. 3,47 
Japan Ira EVEN 4,26 NEN Senesasscse 3,09 
Norwegen en een 4,08 


Die Handelstonnage der Welt ist von 1923 auf 1933 immer noch um fast 7% (über 
4 Millionen Tonnen) gewachsen. Es stehen heute ungefähr 66 Millionen Tonnen zur 
Verfügung. Man halte diese Ziffer mit den Ziffern des Außenhandels zusammen — 
Schrumpfung auf rund ein Drittell Kann man sich wundern, daß die Schiffahrt 
in den meisten Ländern am Ende ihrer Kraft ist? Das wäre Stoff genug für eine 
Weltkonferenz| 
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. Zur gleichen Zeit, wo in London nur mehr die Reste der Weltwirtschaftskonfe- 
renz verblieben sind, ist auch die Abrüstung einem anhaltenden Sommerschlaf ver- 
fallen. Henderson reist mit wohlgemeinten Vorschlägen von einer europäischen 
Hauptstadt zur andern, ohne daß ein Ergebnis davon zu erwarten wäre. Nur ‘an 
einer Stelle hat der Abrüstungsgedanke einen Fortschritt erzielt: die englische Re- 
gierung hat sich, widerwillig und verklausuliert genug, bereit erklärt, auf eine bis- 
her zäh verfochtene Forderung zu verzichten: nämlich auf das Recht, zu kolonialen 
Polizeizwecken Bombenflugzeuge zu behalten. Mit diesen hat man durchaus positive 
Erfahrungen gemacht: sehr unfriedliche in den Bergen Kurdistans und der indi- 
schen Nordwestgrenze, wo man Aufstände damit niederwarf; friedlichere in Tschi- 
tral und Ladak: auf Flügen, die dazu bestimmt waren, die freundschaftlichen Be- 
ziehungen mit entfernten Bergstämmen zu fördern, indem man ihnen bewies, wie 
schnell erreichbar sie bei jeder Anwandlung unfreundlicher Gesinnungen sein wür- 
den. So fällt es den Kolonialbehörden schwer, auf diese Waffe Verzicht zu leisten. 
Sir Austen Chamberlains unbestechliche Weisheit aber hat die englische Regierung 
davon überzeugt, daß man anderen Ländern den Verzicht auf Bombenflugzeuge 
nicht schmackhaft machen könne, wenn man sich selbst derartige Waffen vorbe- 
halte. Bekanntlich ist es eine eigene Sache um den Aktionsradius von Flugzeugen; 
man weiß nie, wohin sie fliegen können — besonders wenn man Sir Austen darin 
recht gibt, daß Waffen, wenn sie nur vorhanden sind, ohne Rücksicht auf be- 
stehende Verträge im Falle der Not verwendet werden. (Gedanken, die auch im 
Zusammenhang mit dem großartig durchgeführten Geschwaderflug Balbo’s mehr 
gedacht als ausgesprochen werden!) 

Papier ist geduldig. Wir könnten unseren ganzen Bericht anfüllen mit Nach- 
richten über Vertragsverhandlungen zwischen so ziemlich allen europäischen Staa- 
ten, vor allem in der Osthälfte unseres kleinen Erdteils. Sowjetrußland hat das 
System seiner Ostpakte um neue Glieder vermehrt. Auch Finnland und Rumänien 
gehören nun zu dem Ring der friedlichen Nachbarn. Die bessarabische Frage ist 
nicht gelöst; sie ist übergangen worden. Immerhin ist man im Kreml an dieser 
Stelle von einer früheren Haltung abgewichen; wir vermuten dabei Zusammen- 
hänge mit inneren Spannungen zwischen der Moskauer Zentrale und dem ukrai- 
nischen Bundesglied. Die Rückgliederung Bessarabiens ist für die Ukraine eine 
lebensnähere Forderung als für Moskau; denn Ukrainer stehen unter rumänischer 
‚Herrschaft; für die Moskauer Zentralregierung ist die bessarabische Frage nicht so 
dringend — besonders in einer Zeit, in der man aller Autonomie der Nationali- 
täten mißtraut. Für die Sowjets ist Bessarabien in erster Linie der mögliche Aus- 
gangspunkt einer Revolutionierung Südosteuropas und Mitteleuropas gewesen: die 
Stelle des Grenzumzugs, an der jederzeit ein „legaler““ Krieg begonnen werden 
konnte. Verringert sich aus Gründen, die in Europa oder in Rußland selbst liegen 
können, die Aussicht auf einen Vorstoß des Bolschewismus nach Westen, so wird 
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Bessarabien weniger wichtig, und man kann stillschweigend darüber hinweggehen. 
Es gibt keinen Vertrag, der nicht unter der Klausel ‚rebus sic stantibus‘‘ abge- 
schlossen wird. Die bessarabische Frage wird zu gegebener Zeit wieder auftauchen, 
vielleicht als Teilstück einer größeren ukrainischen. 

Ein besonderer Aufsatz von *** unterrichtet in diesem Heft über das Kräfte- 
spiel in Südosteuropa. Wir verweisen dabei auf die seltsame Zwischenlage 
Bulgariens und auf die Dardanellenschwenkung der italienischen Politik, nachdem 
sich das Gebiet der mittleren Donau für mehr als eine Macht als ein schwieriger 
Irrgarten erwiesen hat. Zu ergänzen haben wir die Tatsache, daß der Eifer, 'Ver- 
handlungen zu führen, auch Vorderasien erfüllt. Dort verhandeln zur Zeit die 
arabischen Staaten von Palästina über Transjordanien und Syrien nach Irak (unter 
Ausschluß von Hedschas und Nedschd, und natürlich nicht ohne Kenntnis der 
beschirmenden Westmächte) über ein engeres wirtschaftliches Zusammengehen. 
In aller Stille ist der Streit zwischen England und Persien über die große 
südpersische Petroleumkonzession der Anglo-Persian beigelegt worden. Ein Ver- 
trag ist im allgemeinen dann gut, wenn beide Teile ihren Vorteil haben. In 
diesem Sinn ist der neue Vertrag der Anglo-Persian gut zu nennen. Die persische 
Regierung sichert sich ein höheres Maß an Einkünften und eine gewisse Stabilität 
dieser Einkünfte; die englische Gesellschaft (die bekanntlich zum größten Teil der 
englischen Regierung gehört) sichert sich eine um mehrere Jahrzehnte verlängerte 
Dauer des Konzessionsvertrages. So können beide Teile zufrieden sein. 

In der gleichen Sitzung des Völkerbundes, in der der Streitfall zwischen der bri- 
tischen und der persischen Regierung als beigelegt bezeichnet wurde, hat man sich 
auch an der Regelung des Streitfalls zwischen Kolumbien und Peru erfreut. Das 
Verdienst an dieser Regelung kommt freilich nicht dem Völkerbund, sondern einem 
gewaltsamen Regierungswechsel in Lima zu; was freilich nicht hindert, daß sich 
„alle übrigen Ratsmitglieder zu der erzielten Einigung beglückwünschten“. So der 
Bericht über die Tätigkeit des Völkerbundes im Mai 1933, Band XII, Nr. 5 
(73. Tagung des Völkerbundsrats), S. 186. 

Dem gleichen Bericht entnehmen wir ein hervorragendes Dokument der Völker- 
bunddiplomatie, die Darstellung des Streitfalls zwischen Bolivien und Paraguay. 
Wir bringen diesen Bericht im vollständigen Wortlaut, weil wir unseren Lesern 
Gelegenheit geben wollen, einmal im einzelnen zu verfolgen, wie solch ein Streit- 
fall (über dessen geopolitische Vorraussetzungen schon mehrfach berichtet wor- 
den ist) von Genf aus geschlichtet oder nicht geschlichtet wird. 


„Am ı0. Mai teilte die bolivische Regierung dem Generalsekretär mit, daß Paraguay am 
gleichen Tage Bolivien den Krieg erklärt habe, und zwar in einem Augenblick, wo sowohl 
seitens der Neutralenkommission als auch seitens der Nachbarländer Boliviens und Paraguays 
neue Schritte zugunsten des Friedens begonnen hätten. Unter diesen Umständen habe sich 
Paraguay außerhalb des Völkerbundpaktes gestellt und sich den in Artikel ıb vorgesehenen 
Sanktionen ausgesetzt. 
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Am ı2. Mai antwortete die Regierung von Paraguay, der die bolivische Mitteilung zugestellt 
worden war, daß Paraguay den Kriegszustand mit Bolivien erklärt habe, nachdem die Nach- 
barländer in Anbetracht der Haltung dieses Landes darauf verzichtet hätten, ihre guten Dienste 
zur. Verfügung zu stellen. Die paraguayische Regierung bestätigte noch einmaı ıhre Anerken- 
nung der Schiedsgerichtsbarkeit als Mittel zur Regelung des Streitfalles und drang daraut, 
daß die Grundlagen und Modalitäten des Schiedsverfahrens erst dann in Erwägung gezogen 
würden, wenn die Feindseligkeiten eingestellt wären und wenn die Gewißheıt bestehe, daß sie 
nicht wiederaufgenommen würden. 

Die bolivische Regierung erklärte am ı3. Mai, daß sie nach wie vor bereit sei, ihren 
Gebietsstreit mit Paraguay einem Schiedsverfahren zu unterwerfen; damit es aber ein wirk- 
liches Schiedsverfahren sei, müsse Paraguay von sich aus angeben, was es als seinen Besitz 
im Chaco betrachte, da Bolivien bereits das gleiche getan habe. 

Am ı5. Mai trat der Völkerbundrat zu einer außerordentlichen Tagung zusammen, um die 
Lage zu prüfen. Er hörte die Vertreter der beiden Parteien und beauftragte das Dreierkomitee, 
das den Streitfall bereits früher verfolgt hatte, eine Lösung des Konflikts zu suchen. 

Am 20. Mai legte das Dreierkomitee dem Völkerbundrat einen Berichtsentwurf vor, in 
dem zunächst daran erinnert wurde, daß es Aufgabe des Völkerbundsrats sei, eine Lösung des 
Streitfalles zu finden, da die beiden Länder auf Grund des Völkerbundpakts verpflichtet seien, 
den Streitfall mit friedlichen Mitteln zu regeln. Zwecks Durchführung dieser Verpflichtung 
wurde in dem Berichtsentwurf folgendes Verfahren in Empfehlung gebracht: 

‚Die beiden Regierungen würden die endgültige Regelung des Streitfalles einer unpartei- 
ischen Autorität anvertrauen, die ihre Befugnisse aus einem für die beiden Staaten verbind- 
lichen Vertrag, nämlich dem Völkerbundpakt, herleiten würde. Diese Autorität würde nach 
eingehenden Untersuchungen die Grenze zwischen den beiden Ländern festsetzen. 

Ein derartiges Verfahren setzt voraus: ı. daß die Feindseligkeiten aufhören und daß Para- 
guay die Bestimmungen aufhebt, durch die es sich als im Kriegszustand mit Bolivien befind- 
lich erklärt hat, 2. daß ein Schiedskompromiß ausgearbeitet wird. 

Um das im vorhergehenden Absatz dargelegte Regelungsverfahren in die Wirklichkeit um- 
zusetzen, hält es der Völkerbundrat für wesentlich, eine Kommission an Ort und Stelle zu 
senden, deren Aufgabe es wäre: 

ı. Gegebenenfalls über alle Bestimmungen zu verhandeln, die sich etwa als zweckmäßig 
erweisen sollten, um die Durchführung der Verpflichtung zur Einstellung der Feindselig- 
keiten zu gewährleisten. 

2. In Zusammenarbeit mit den beiden beteiligten Regierungen ein Schiedskompromiß aus- 
zuarbeiten. Im Falle, daß weder die Schiedsrichter noch das für ihre Ernennung vorzusehende 
Verfahren im Schiedskompromiß angegeben werden, wird der Völkerbundrat diese Ernennung 
vollziehen und gegebenenfalls das Schiedsverfahren regeln. 

3. Die Kommission wird dem Völkerbundrat zur Verfügung stehen und ihn über die Ent- 
wicklung ihrer Arbeiten auf dem laufenden halten. Auf Verlangen des Völkerbundrates wird 
sie über alle Umstände des Streitfalles, einschließlich der Aktion der beiden im Streite liegen. 
den Parteien, Erhebungen anstellen und dem Rat Bericht erstatten, um ihm die Erfüllung 
der Pflichten zu ermöglichen, die ihm der Völkerbundpakt auferlegt.‘ 

Nachdem sämtliche Ratsmitglieder den Empfehlungen zugestimmt hatten, wurde der Be- 
richt schließlich von dem paraguayischen Vertreter, Herrn Caballero y Bredoya, vorbehaltlos 
angenommen. Der bolivische Vertreter, Herr Costa du Reis, erklärte, seiner Regierung die 
Entscheidung vorbehalten zu müssen. Unter diesen Umständen forderte der Völkerbundrat das 
Dreierkomitee auf, auch weiterhin die Lage zu verfolgen und dem Völkerbundrat Bericht zu 
erstatten, sobald er dies für notwendig halten würde. 

Am 27. Mai äußerte sich die bolivische Regierung‘ dahin, daß der vom Dreierkomitee aus- 
gearbeitete Plan ihrer Ansicht nach nicht vermögen werde, innerhalb kurzer Frist den Frieden 
herzustellen. Sie erklärte, daß die These, wonach die Abgrenzung des strittigen Gebiets durch 
ein vorheriges Schiedsverfahren zu erfolgen habe, unannehmbar sei. Die einzig logische 
Grundlage für die Einstellung der Feindseligkeiten sei und bleibe ein Abkommen ‚über die 
allgemeinen Bedingungen des Schiedsverfahrens. Aus diesem Grunde sei die bolivische Re- 
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gierung der Ansicht, daß die Bemühungen der mit der Herbeiführung eines vorläufigen 
Waffenstillstandes betrauten Kommission zwecklos bleiben würden. Der Völkerbundrat würde 
gut daran tun, die bereits vorhandenen Unterlagen und Erfahrungen zu benützen, falla er es 
nicht für vorsichtiger halten sollte, die Neutralenkommission in Washington und die angrenzen- 
den Staaten ihre guten Dienste fortsetzen zu lassen.“ 


Leider hat der Völkerbundrat die von Bolivien angeratene Vorsicht außer acht 
gelassen, und eine Chaco-Kommission ernannt, von der die Welt mit Recht ein ähn- 
lich gewichtiges Gutachten wie das der Lytton-Kommission hätte erwarten dürfen 
— wenn nicht diese mittlerweile auf dem Atlantik befindliche Kommission von 
Südamerika für überflüssig erklärt worden wäre: die Streitenden haben sich 
nämlich darauf geeinigt, die Vermittlung der Nachbarstaaten Argentinien, Bra- 
silien, Chile und Peru anzunehmen. 

Man wird begreifen, wie groß das Ansehen des Völkerbundes nicht nur in Süd- 
amerika ist! 

Aus den Vereinigten Staaten ist eine außerordentliche Verschärfung des Krisen- 
ablaufs zu berichten. Die Versuche Roosevelts, die Wirtschaft staatlich zu steuern, 
stellen die Vereinigten Staaten vor die gleichen Probleme, vor denen auch andere 
Länder bei ähnlichen Versuchen stehen und gestanden haben. Das Ergebnis der 
Rooseveltschen Verwaltung ist zunächst eine für die Vereinigten Staaten durchaus 
revolutionäre Ausdehnung der Staatsmacht gegenüber der Wirtschaft und gleich- 
zeitig der Bundesregierung gegenüber den Bundesstaaten. Auf beiden Ebenen halten 
wir schwere Rückschläge und Konflikte für wahrscheinlich. Die Folge wird in 
jedem Fall sein, daß Amerika zunächst (ganz entgegen dem ursprünglichen Pro- 
gramm Roosevelts — aber die Menschen haben ein kurzes Gedächtnis!) in immer 
stärkere Isolierung hineingetrieben wird. Erinnert man sich der amerikanischen 
Stimmung vom Sommer 1931, so kann man nachdenkliche Betrachtungen über 
Wandlung und „Fortschritt“ anstellen. Die Isolierung der Vereinigten Staaten hat 
für Europa die Folge, daß man es sich selbst überläßt; das amerikanische Gesicht, 
das in den letzten Jahren sehr stark über den Atlantik sah, wird sich wieder mehr 
dem Pazifik zuwenden; das neue Flottenprogramm der Vereinigten Staaten spricht 
eine deutliche Sprache. Die Rückwirkungen auf das Britische Reich werden nicht 
ausbleiben. Isolierung der Vereinigten Staaten zwingt England zu stärkerem Aus- 
bau der Reichszusammenhänge; verstärkte Empirepolitik hat wiederum zur Folge, 
daß England auf dem europäischen Kontinent nichts anderes verlangt als Frieden 
um jeden Preis. So trifft alles zusammen, um die Stellung derer zu stärken, die 
bewahren wollen — zumal auch die Sowjetunion aus ihren inneren Nöten heraus 
ein besonderes Friedensbedürfnis hat. Der Übergang zur neuen Ernte ist in diesem 
Jahr vor allem im Wolgagebiet zu einer Hungerkatastrophe geworden. Das Sowjetreich 
braucht Ruhe nach innen und außen. Geschickte Maskierung weitreichenden Rück- 
zugs sowohl in Europa wie im Fernen Osten ist für den Augenblick die Hauptaufgabe 
der russischen Diplomatie. In diesem Sinne war Litwinow der Sieger von London. 
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Karı HAUSHOFER: 
Bericht über den indopazifischen Raum 


Die geopolitische Übersicht über die Einwirkung der deutschen Volkserneue- 
rungsdynamik auf die benachbarten Mächte, die F. Hesse in diesem Heft gibt, 
wäre nicht vollständig ohne eine Ergänzung durch die Ausstrahlung auf den weite- 
ren Erdkreis, namentlich die indopazifischen Kraftfelder, 

Aus Indien wie Japan ist zunächst ein verständnisvoller Widerklang ver- 
nehmlich, der sich bis zur Herzenswärme und tiefem völkerpsychologischem 
Einfühlen bei Benoy Kumar Sarkar in einem Leitaufsatz der „Liberty“, 
Calcutta, steigert: „From Fichte to Hitler“. Darin wird Hitler ‚der größte 
politische Erzieher Deutschlands seit Herder und Fichte“ genannt. Professor Benoy 
Kumar Sarkar ist aber nicht irgendwer in Indien, sondern wohl der am besten zu 
kulturpolitischen und wirtschaftlichen Vergleichen weltüber befähigte Kopf Jung- 
Indiens, gleichzeitig wissenschaftlicher Theoretiker und praktischer Journalist, u. a. 
Herausgeber der hochwertigen Berichte der nationalen Handelskammer von Ben- 
galen, gleich bekannt im angelsächsischen wie romanischen Sprachgebiet, wo er 
durch englische, französische, italienische Vorlesungen ebenso wirkte wie mit 
deutschen in Mitteleuropa. 

Schon 1922 schrieb er das geistreichste Buch über die seelische Haltung der 
Jung-Inder zu panasiatischen Fragen: ‚„Futurism of Young Asia“. Wenn dieser 
Mann die Monate der Volkserneuerung und ihrer Vorbereitung 1932/33 mit dem 
Aufglühen der Nation aus der Tiefe vor den Befreiungskriegen vergleicht, so weiß 
er, was er tut, und er tut es als Wortführer der Vorkämpfer von 353 Millionen, vor 
deren bloßem Boykott Lancashire und Japan zurückzuzucken gelernt haben. 

Aber auch Japan hat auf einige absprechende intellektuelle Stimmen hin, die 
sich mißtönig geltend machten, mit einer hellen Fanfare der Anerkennung seine 
wahre Einstellung eines überraschend großen Verständnisses für die deutsche Be- 
wegung kundgegeben — nicht nur durch Exz. Kano; und auch in Japan wiegen 
diese Stimmen weit schwerer als die wenigen abfälligen, ganz abgesehen von der 
Studienkommission für die nationalsozialistische Bewegung, die von Japan aus 
Deutschland bereiste, was gewiß Anteil verrät. Leider erstreckt sich das Verständnis 
für die deutsche Volkheitserneuerung, das sonst in den Monsunländern stark hervor- 
tritt, auf China nicht im gleichen Maß wie auf Indien und Japan. 

Bezeichnend dafür ist, daß Hao Wu-Teh in „The People’s Tribune“ (1.6.33, 
Nr.9, Bd.4; S.479—483) einen Aufsatz veröffentlichen kann: „China and imperi- 
alist Germany“, der eine betrübliche Sammlung alter britischer Propaganda-Laden- 
hüter aus dem Weltkrieg aufwärmt. Die ‚Gelbe Gefahr“, die „Gepanzerte Faust“, 
‚die angebliche deutsche Anregung zur Wegnahme von Liautung, von Kwangchou- 
wan, von Kowloon und Weihaiwei, die Ausdehnung der Shanghainiederlassung 
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durch die, ach, so unschuldigen und dem Landerwerb so gänzlich abgeneigten, 
Russen, Franzosen, Briten; Kiautschau als angebliche Ursache der Boxerwirren, der 
„Weltmarschall“, das Hunnenwort, die astronomische Beute, die angeblich bar- 
barische Seekriegsführung, gegen die das arme, heute noch des Seeraubs frohe 
China sittlich 1917 protestierte, als ein französischer Dampfer mit 500 chinesischen 
Munitionsarbeitern sank: das alles marschiert in gehässigster Form wieder auf. 

Am Schluß heißt es: „Aber wird der deutsche Michel, jetzt durch den Öster- 
reicher Adolf geführt, wieder versuchen, seinen Schild auf dem Boden Chinas 
aufzupflanzen und wieder mit Attila und den Hunnen an Grausamkeit und Raub- 
gier gegen das chinesische Volk wetteifern.‘“ Nein! Das wird nach seiner großen 
Friedensrede, die vielleicht Herr Hao Wu-Teh vor seinem Schreibwerk hätte lesen 
können, der Führer der Deutschen ganz bestimmt nicht anstreben. Aber der 
„deutsche Michel“ wird sich seine Freunde merken. Er wird (nicht zum Vorteil 
der chinesischen Republik) die Glückwünsche der vaterländischen Verbände des 
kaiserlichen Japan, wie der Nihon Kokutai Yogokai, zu den drastischen Schritten 
gegen die Reichszerstörer und ihre Literatur, die Sympathiebezeugungen des japa- 
nischen Volks für den Aufschwung deutscher Vaterlandsliebe, die edle Huldigung 
des jungindischen soziologischen Denkers Sarkar mit dem Haßgeleier der 
Shanghaier Wochenschrift vergleichen und seine Folgerungen daraus ziehen: daß 
ihm bei den jungchinesischen Intellektuellen und ihren usamerikanischen geistigen 
Geburtshelfern wenig Verständnis blüht. 

Unvergessen ist es doch auch noch in Mitteleuropa, daß es chinesischen Staats- 
männern im Völkerbund viel Unbill verdankt, so Wellington K.oo die sinnlose 
Zerreißung des oberschlesischen Industriegebiets u. a. m. Aus alledem könnte man 
bei den so unfreundlich behandelten Mitteleuropäern die Folge ziehen, daß eine 
so wenig freundwillige Republik unter der stählernen Hand der japanischen Füh- 
rung wohl aufgehoben sei und daß man sie ruhig ihren gepriesenen Freunden im 
Völkerbund, dann den ausgewichenen USA.-Nothelfern zwischen Atlantik und 
Pazifik und den SSSR.-Krallen in Moskau überlasse. 

Auch der Stempel britischer Kolonial-Greuelpropaganda schlägt allzu deutlich 
durch die chinesische Blütenlese der Verständnislosigkeit, die gegenüber der jung- 
chinesischen Bewegung seinerzeit kein Gegenstück in Mitteleuropa hatte, Natür- 
lich versucht britische Geschäftstüchtigkeit nun selbst mit dem ehedem so ver- 
lästerten „Dumping“ durch das fallende Pfund im Sturzwettbewerb mit dem 
fallenden Dollar und Yen goldbeständige Konkurrenten auszuschalten und ver- 
schmäht dabei auch solche Kniffe nicht. Freilich muß Großbritannien sich von 
Northeliffes seligen Erben in der „Daily Mail“ sagen lassen, daß es die Klatsch- 
sitten alter Tanten angenommen habe. 

Da man aber selbst dem eigenen asiatischen Geschäft nicht mehr recht traut, 
beschäftigt man sich in Simla (‚Times of India“, 19. 6. 33) und in London an- 
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gelegentlich mit dem Schicksal von Aden (s. a. T. o. J.; 23. u. al. 6. 33). Aden 
und andere imperialistische Wertgegenstände, wie Birma mit Rangoon, Ceylon mit 
Colombo und Trincomali, womöglich das Islamgebiet an der ganzen Nordwest- 
grenze sollten eben doch rechtzeitig einem etwaigen Hausbrand in Indien selbst 
entzogen werden. Dafür bedenkt man die Ausführung seit 1930. Leider kostet Aden 
nur sehr viel Geld (jährlich 3 Mill. GM. für Wehrausgaben allein), das man lieber 
von Indern (Bombay) als Briten bezahlen ließe. Aber das „Tor der Tränen“ ist 
eben nicht nur ein notwendiger Bestandteil der indischen Reichswehrgestaltung, 
sondern auch eine Weltschlüsselstellun g: schwer trennbar von Indien, 
schwerer noch einem auflüpfischen Indien zu belassen, und zugleich ein Schlüssel 
zu Südafrika und Australien. 

Hier drängt eine ozeanpolitische Frage ersten Ranges Lösungen zu. Aber auch 
an den kontinentalen Hintertüren ist Feuer im Dach der Welt! 

Während sich die im Völkerbund vereinten Regierungen bemühten, das Durch- 
einander in Chinas Nordosteingang auf das höchste, menschlich erreichbare Maß 
zu bringen, und das Ergebnis dann in klassischer Form im Lyttonbericht zu 
Papier brachten, indes China und Japan sich wohl oder übel einigten, fing der 
chinesische wilde Westen (was wir längst unsern Lesern vorbereitend 
gesagt hatten) lichterloh zu brennen an. 

Diesmal ging es zuerst in Hami und Urumchi, dann in Yarkand los, von wo 
die Stichflamme der Turki, Kirgisen und Dunganen über Yangihissar weiterfuhr, 
denen eine weißrussische Söldnerschar von einigen 2000 Mann, erst in Hami nach 
fünfmonatiger Belagerung, dann in Urumchi offenbar tapfer entgegentrat. Dann 
aber überließen die Weißrussen — empört über ihre schlechte Behandlung durch 
den chinesischen Gouverneur, den sie verjagten — beide Städte ihrem Schicksal. Von 
den Sowjets fließen den Empörern Waffen, Munition und was sie sonst brauchen, 
zu („Times“, 19. 6. 33). Über die Gesamtlage dort gibt Frank Godwin in einer 
der recht aufschlußreichen Nummern von „The People's Tribune‘“, Shanghai 
(Nr. 8, 16. 5. 33; S. 415—h24), bemerkenswerte Auskünfte. Es handelt sich um 
das letzte, China noch gebliebene, seiner alten Außenländer, für die man jetzt 
den Ausdruck „Dominions“ anzuwenden liebt (Herrschaft, weil es keine mehr ist!). 
Nepal, Birma, Tibet trifteten mit britischer Hilfe ab, Annam und Umgebung mit 
französischer, Korea und Manchukuo mit japanischer, die Mongolei mit russischer. 

Im letzten Außenbesitz, der an einem schmalen Korridor zwischen Sowjets und 
Tibet hängt: Sinkiang (Ost-Turkestan), lebte immer nur eine dünne chinesische 
Beamten-, Händler- und Soldatenschicht über einer höchst unzufriedenen Islam- 
bevölkerung, die das Joch schon einmal (1864—ı1878) auf ein halbes Menschen- 
alter abgeschüttelt hatte und 1932 wieder damit begann. Dieses Ringen um den 
Korridor Chinas nach Westen ist uralt: Shang-, Chou- und Handynastie kannten es 
schon. Jade (Yü) und Buddhismus wanderte ostwärts, Seide und Imperialismus 


go BERICHTE Heft 8 


westwärts darauf, seine Zugehörigkeit zu China ist geradezu ein Gradmesser für 
seine staatliche Stärke. Läßt sie nach, triftet Sinkiang ab. Der letzte, der es 
wieder zum Mandschureich zwang, war von 1ı873—1878 General Tso. Dann kam 
der Name Sinkiang: die neue Herrschaft: rund ı 12600 qkm mit etwa 2 Millionen, 
einst viel dichter bevölkert, reich an Bodenschätzen (Jade, Gold, Öl, Kupfer, 
Kohle). Grund genug, sich des herrenlos triftenden Gutes zu erbarmen, des 
letzten noch unverteilten Stücks aus dem asiatischen Puffergürtel von einst. Rubel 
und Rupie fingen an, darum zu ringen, von je einem Generalkonsulat der Sowjets 
und Großbritanniens in Kaschgar, von russischen in Urumchi, Thiwa, Kuldscha 
u. a. O. unterstützt. Funkstationen bestehen in Kaschgar und Urumtschi, Tele- 
graphenlinien laufen von Lanchow über Urumchi nach Chuguchak, Ilili, Kasch- 
gar — soweit nicht gerade mit den Pfählen eingeheizt wird. 

1930 begann die Vollendung der Turksib-Eisenbahn sich auszuwirken und 
änderte das bisherige Ränkegleichgewicht zugunsten Rußlands. Der Gegenschlag 
blieb nicht aus. Britisch geschulte Tibetaner drangen nach West-Szechuan (seit 
ıgı5 Hsikang) und Chinghai (Koko-Nor) und bliesen das Feuer in Sinkiang an, 
woran sich doch zuletzt die britische Politik mehr verbrennen könnte als die der 
zweifellos in Turkestan beliebteren Sowjets. In Turfan bildete sich aus merk- 
würdigen Elementen ein „Friedensbewahrungskorps“ — das immer wieder „be- 
siegt werden mußte“. Die Sowjetagentur „Taß‘“ bezeichnete die Aufruhrtruppen 
„als wohlbewaffnet und im Vorrücken“. Sie kann es wissen! Es fehlt nur noch ein 
Pufferstaat mohammedanischer Deckfarbe hier, als Seitenstück zu Manchukuo. 
Das offizielle Nanking versuchte zunächst die peinlichen Vorgänge totzulügen, bis 
sie zum Himmel schrien. Dann sprach auf einmal Reuter von einer festen Stellung 
der Aufrührer in Süd-Sinkiang, am Tarim, in Kotan und Keriya, am Aksu; schon 
am 19. /. wurde das jetzt gefallene und ausgeplünderte und ausgemordete Alt- 
Yarkand als bedroht bezeichnet, Kaschgar als wehrlos. Am 23. 4: sprach der 
Präsident des Mongolei- und Tibetkomitees in Nanking von einer durch Moham- 
medaner überrannten Landschaft, von der Meuterei der 3000 Weißrussen dort. 
Überall strömten Waffen über die Grenzen, auch von Persien, Afghanistan und 
Kaschgar, vielfach von britischen Firmen, wie Vickers-Armstrong, geliefert, wie 
selbst wohl am Waffenschmuggel unschuldige Sowjetfreunde meinen. Andere Be- 
richterstatter suchen die Drahtzieher eben dort bei diesen. Jedenfalls bereitet sich 
eine weitere Abtrennung vor, die durch die 2—3 Mill. Islambekenner in Kansu 
nicht harmloser für China wird. 

So wäre es nicht nur aus innerem Ruhebedürfnis, Tücke gegen Mitteleuropa 
und sonstigen kleineuropäischen Erwägungen zu erklären, warum Litwinow 
so sehr bereit war, ein großes zwischeneuropäisches und vorderasiatisches Friedens+ 
und Rückversicherungsgeschäft abzuschließen und für die Sowjetbünde als siche- 
ren Nebenertrag von London heimzubringen, unbeschadet der Weltwirtschafts- 
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enttäuschung und Abrüstungsversandung. Von Afghanistan über Persien, Türkei, 
Rumänien (mit einem blauen bessarabischen Auge), Polen läuft der Friedensgürtel 
bis zum Baltikum. Nicht drinnen sind Finnland am einen, Japan am andern 
Ende des weiten eurasischen Raums, und außerdem die eben beschriebene zentral- 
asiatische Beutelandschaft für Großräuber, die einstweilen „Autonomie“ begehrt. 

Aber wie sehen solche Sowjetbrüderschaften in Wirklichkeit aus? — Sie ent- 
wickeln sich eben doch zur gemeinsamen Jagd des Löwen mit dem Hasen wenig- 
stens, wenn man die äußere Mongolei betrachtet, der Frank Godwin eine 
zusammenfassende Betrachtung widmet (‚The People’s Tribune‘“, Shanghai, ı. 6. 
1933, Nr. 9, S. 509). 1907 anerkannten. die beiden Inselreiche und 1910 Japan 
noch einmal eigens Rußlands „Sonderrechte‘“ in der Mongolei als Gegenwert für 
Einkreisungsdienste gegenüber Mitteleuropa an; 1912 teilten Japan und Rußland 
heimlich auch die innere Mongolei auf: alles britische Feinleistungen, damit die 
Raubpolitik gegenüber Mitteleuropa ja nicht durch Händel ‘im Fernen oder 
Mittleren Osten gestört werde. Man paßte damals wie heute viel zuwenig auf die 
Rückwirkungen dieser Störungsfelder gegen Mitteleuropa auf. Deshalb erinnern 
wir an diese „alten Geschichten“. 

‚Aus der Druckzusammenziehung um Deutschland entstand die Druckentlastung 
für die sogenannte mongolische Freiheit (1912); jetzt noch ist.die Mongolei auf 
dem Papier (nach einer kurzen, aber furchtbaren Losreißungsgeschichte, die Frank 
Godwin gut erzählt, wie die der Flügelanläufe in Tannutuwa und Barga) ein 
„integrierender Bestandteil der chinesischen Republik unter deren Souveränität“ 
(russ. Anerkennung v. 1924). Aber kein Chinese darf hineinreisen ohne einen Paß, 
den er nicht bekommt. Immerhin hat die Mongolei wenigstens nicht, wie Tibet, 
fortwährend im Kriegszustand gegen den Souverän gelegen. 

Aber zur Verschlechterung des gesamten Spannungszustandesim Fernen 
Osten trägt natürlich auch diese dauernde Trübung bei. Nachdem jedoch zwi- 
schen’ den weltpolitischen Luftdruckverhältnissen im Fernen Osten und im Westen 
der Alten Welt ein unleugbarer Zusammenhang besteht, und zwar derart,. daß 
niederer Luftdruck, einströmende Winde und Sturmgefahr dort häufig Entlastung 
und Dauer des guten Wetters hier bedeutet, ist es einfach notwendig, die Instru- 
mente abzulesen. 

Nun haben sich zu solchen Instrumenten neben den unverändert vorzüglichen 
„Pacific Affairs“ (die nur eine Neigung haben, dem schönen Wetter zuviel 
Vertrauen zu zeigen, wie ein etwas zu hoch weisendes Barometer) auch „The 
People’s Tribune“, Shanghai, ein „Organ für nationalrevolutionäre Denkweise 
und Meinungsbildung“, unter Führung von Tang-Liang-Li entwickelt. Nur 
zeigt dieses Barometer mit Vorliebe schlechtes Wetter, weil der chinesische kos- 
mopolitische und hyperdemokratische Liberalismus des linken Kuomintangflügels 
China nach und nach in die traurige Lage gebracht hat, zwar mit großem 


BR | BERICHTE Heft 8 


Propagandageschick auf allen internationalen Instrumenten, Tagungen usw. mit 
herumzugeigen, aber bald nur mehr Heil von einem großen übervölkischen Durch- 
einander erwarten zu können. Ganz im Gegensatz dazu möchte Japan seine Ernten 
ungestört in die Scheuern bringen, dafür aber, im erneuten Wettkampf mit den 
USA., zur See und in der Luft bis an die Zähne rüsten, während es die russischen 
Wehrbluffs am Amur nicht sehr ernst nimmt. 

Das sind Begleitgeräusche zu dem Handel um die chinesische Ostbahn, wie man 
in Tokyo glaubt, für dessen Stimmungen die ausgezeichneten, nur eben zwischen 
den Zeilen zu lesenden Mitteilungen des japanischen Vereins in Deutschland 
(deutsch handschr.), Berlin, Motz-Str. 31, ein schnell reagierendes Wetterglas sind. 
So haben wir drei gute Instrumente dieser Art zur geopolitischen Wetterbeobach- 
tung; wir bräuchten nur ein ähnliches für Indien, während für Indonesien 
die „Deutsche Wacht“ in Batavia treffliche Dienste leistet („Chinesen in Insu- 
linde“ und ähnliche Aufsätze, bei warmem deutschtreuen Einschlag). 

Für Indien und die Vereinigten Staaten mit ihrem pazifischen Gesicht 
aber muß man sich die Durchschnittswerte für die Spannungszustände fast so 
mühsam aus den gegensätzlichsten Sprüngen im, Aufzeigen der öffentlichen Mei- 
nung herauskonstruieren wie für Österreich, freilich in ganz anders riesen- 
haften Ausmaßen. In Indien ist zuviel öffentliche Meinung unter den Boden 
gedrängt und faucht nur hie und da, wie eine vulkanische Vorwarnung, aus der 
Tiefe. In USAmerika wird augenblicklich in so phantastischem Stil im 
Zeitungswald gelogen, daß es schwer ist, den Wald vor Bäumen zu sehen; nur 
etwa das sichere Distanzgefühl der „Pacific Affairs“ führt die große pazi- 
fische Linie fort, wie z.B. in T. Uyedas: „Japans future population‘ (80 Mil- 
lionen Höchstfassung des eigentlichen Inselbogens, heute 65), oder in Handys 
„Culture and education“, in P. C. Changs: „Educational trends in C!hina“, 
sämtlich im Juni-Juli-Heft 1933. 

China zeigt manchmal sein inneres Durcheinander in schöner Offenheit, wie 
etwa, wenn es anderen: ‚Fostering Banditry in China“ oder „The creation and 
organisation of a Bandit Army“ vorwirft („People’s Tribune“ s. o.). Aber einan- 
der bekämpfende Heere, beiderseits Räuber, Rebellen oder sonstwie benannt, 
können doch wirklich in großen und kleinen, mehr oder weniger östlichen Län- 
dern, durch äußere Mächte, wie J apan, oder auch die Sowjets, oder auch von innen 
heraus durch Prügelfreudigkeit der Staatsbürger, nur dann entstehen, wenn etwas 


faul im Staate ist. Geopolitisch also werden solche Zustände — unbeschadet der 
einzelnen Nebenursachen — als Anzeichen für die Lockerung und Erneuerungs- 


bedürftigkeit der Lebensform in ihrem offenbar nicht genügend beherrschten 
Lebensraum angesehen werden müssen. Sie verschwinden, wenn Zucht und Ord- 
nung einkehrt; sie bilden eine Gefahr für alle Nachbarn, solange sie nicht einge- 
kehrt sind, mögen diese auch selbst noch so friedliebende und totale Staaten sein. 
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HELMUTH LEHMANN: 
Versuch über den Begriff „Biologische Monokulturen“ 


Ein gut gehaltenes Kornfeld ist eine Monokultur, eine gut gehaltene Wiese ist 
eine Pflanzengemeinschaft. Überlassen wir das erstere eine Anzahl Jahre sich selbst, 
dann finden wir fast nichts mehr von ihm vor. In gleichem Zeitraum unter glei- 
chen Bedingungen sind an der Wiese nur wenige Veränderungen vor sich gegangen. 
Das Entscheidende liegt nicht etwa darin, daß es sich dort um einjährige und hier 
um dauernde (perennierende) Pflanzen handelt, sondern in der (fast) lückenlosen 
Anhäufung der Individuen einer gleichen Art. Es steigt die Gefährdung des ein- 
zelnen Lebewesens bei dieser Zusammendrängung in ungeahntem Maße, indem 
Schädlinge dann ebenfalls als Monokulturen auftreten und den ganzen Bestand ver- 
nichten können. Gleichzeitig vernichten sich diese Parasiten aber damit selbst, da 
sie ihre Lebensbedingungen, z. B. die Ernährungsbasis, so verschmälern, daß ihre 
weitere Existenz nicht mehr oder nur noch in geringem Maße möglich ist. 

An diesem einfachen Beispiele sehen wir ein grundsätzliches Verhalten biologi- 
scher Erscheinungen: Sie gleichen sichimmer iin der Richtunghin aus, 
daß bunte Lebensgemeinschaften entstehen. Die einzelnen Mitglieder 
dieser Lebensgemeinschaften erscheinen in ihrer Anpassung weitgehend aufeinander 
und ihrer Umgebung gegenüber eingestellt. Dies ist als das Ergebnis einer un- 
bestimmbar langen Entwicklung und eines ebenso langen Auslesekampfes zu be- 
trachten. Greift der Mensch ein, um eine „Kultur“ zu schaffen, dann tut er dies 
immer in Richtung der Monokultur. 

Wir müssen noch eine Stufe weiter zurückgehen. Nehmen wir ein einzelnes Tier 
oder eine einzelne Pflanze heraus, dann finden wir neben der Tatsache, daß wir 
immer — auch bei Einzellern — hochorganisierte Wesen vor uns haben, Anpas- 
sungserscheinungen in einem Grade, der unser Erstaunen stets neu hervorruft. Es 
findet sich, daß solche Anpassungen um so ausgeprägter sind, je schwieriger die 
allgemeinen Lebensumstände sich darstellen, das heißt also, je mehr sie von einer 
Mittellage abweichen. So finden wir z. B. in den tropischen Wüsten die Verdamp- 
fungseinschränkung und Wasserspeicherung kakteenartiger Pflanzen oder in der 
Tiefsee die Fische mit eigenen Leuchtorganen als hochkomplizierte Einrichtungen 
und vieles andere. Die Eroberung solch schwierigen Geländes ist nur einem spe- 
zialistisch Ausgebildeten möglich. Alle diese Organismen sind auch in der Tat 
Spezialisten mit allen Vorzügen und Schwächen. Haben sie die spezifische Organi- 
sation als Naturgegebenes (Stammeserworbenes, erbbiologisch Übertragenes), so 
tragen unsere menschlichen Spezialisten ihre Ausbildung in einem besonderen 
Organe des Körpers, dem Gehirne, in sich (Erwerbung des Einzelwesens). Bei 


jeder Hochzüchtung einer besonderen Fähigkeit müssen andere 
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Fähigkeiten verkümmern. So bilden sich auch im Organismus stark speziali- 
sierter Arten oder Individuen schwache Stellen (loci minoris resistentiae) aus, die 
leicht einmal der Anlaß zum Untergang einer ganzen Gattung werden können. Zum 
Beispiel sind vor nicht allzulangen Zeitperioden wohl sämtliche Tiefseefische ver- 
nichtet worden, und zwar anscheinend nur durch einen Temperaturabfall in der 
Tiefe des Ozeans infolge einer Änderung der Strömungen. So versagen manchmal 
auch menschliche Spezialisten auf menschlichen Allgemeingebieten derart, daß sie 
dem einfachen Manne nur noch zum Objekt des Spottes dienen. 


Wollen wir nun diese Anpassungsform des Organismus bzw. diese weitgehende Ausbildung 
einen „Überorganismus“ nennen? Wir, müssen uns dazu vor allen Dingen klarmachen, wie 
diese „Einseitigkeit“ zustande kommt. Es fällt sofort in die Augen, daß es sich 
bei ihr nicht um eine starre Form, sondern um ein Glied in der Kette 
des Geschehens handelt, also den Gegenwartszustand eines dynami- 
schen Vorgangs. Diese erschwert ganz wesentlich die Möglichkeit jeder Abgrenzung, 
so auch der Begriffe Organismus und Überorganismus. Es taucht die Gefahr auf, daß wir 
uns einem Begriff zuliebe festlegen und so den Blick auf das Große und Ganze zu ver- 
lieren drohen. Nehmen wir nämlich den Grundstock des organischen Lebens, das Proto- 
plasma, und suchen es aufzulösen, dann bleiben schließlich Atome und Moleküle in den ver- 
schiedensten Zusammenschlüssen in unserer Hand. 

Ja nicht einmal das Atom ist uns heute mehr ‚a tomos‘“, ein Unteilbares, sondern für uns 
besteht es mindestens aus Kern und Elektron. Also wäre das Atom schon ein physikalischer 
Überorganismus, die Moleküle ein chemischer, da sie ja Eigenschaften in dem Augenblick 
einbüßen, in welchem sie die neue Bindung eingehen. Schon beim Molekül aber kommt 
gleichzeitig etwas im absoluten Sinne Neues hinzu: Neue Kräfte erscheinen, neue Mög- 
lichkeiten tun sich auf, es wird ein neuer Wirkungsraum erschlossen. Das gleiche finden wir 
in der organischen Welt. Nur daß hier statt Wirkungsraum Lebensraum gesetzt werden muß. 
Das legt aber die Gefahr nahe, daß wir das Dynamische, den Abwicklungsvorgang, dabei 


vergessen. 


Jede Weiterentwicklung eines Einzelwesens wie einer Art läuft — zum mindesten 
anfangs — auf eine Erweiterung des Lebensraumes hinaus. Das bedeutet jedoch von 
der anderen Seite aus gesehen nichts anderes, als daß eine intensive Anpassung an 
das Milieu stattfindet. 

Wenn Hohltiere oder Würmer im Meere seßhaft geworden sind, nachdem sie vorher über 
ein freies Bewegungsvermögen verfügten, so bedeutet dies keineswegs immer eine Einschrän- 
kung ihrer Lebensmöglichkeit. Ganz im Gegenteil können diese Arten nun in das Gebiet 
der Brandung eindringen, in der sie vorher unfehlbar zerschmettert worden wären. Tritt 
nun aber in ihrem nunmehrigen Lebensraum eine Änderung ein, indem eine Versandung 


oder Aussüßung des Wassers zustande kommt, dann fehlt alle Möglichkeit zur Flucht. Der 
ganze Bestand der Individuen dieser Arten wird rettungslos vernichtet. 


Im Laufe der Entwicklung dieser Anpassung bilden sich nun die einzelnen Organe 
des Organismus durch besondere Leistungen. Diese Spezialausbildung läßt sich 
Schritt für Schritt, wenn auch scheinbar oft sprungweise, in der Stammesentwick- 
lung der Pflanzen und Tiere weiterverfolgen. Sondern sich in den tiefsten Gruppen 
schon gewisse Zellen als Geschlechtstiere aus (Volvox globator), so entstehen in 
rascher Folge Verdauungs- und Abwehrorgane und in direkten Beziehungen zu 
ihnen Sinnes- und Drüsenorgane (Coelenteraten). 
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Es ist durchaus „verständlich“, daß eine einmal eingeschlagene Entwicklungs- 
richtung beibehalten wird, sobald sie Erfolg gehabt hat. Je stärker nun eine der- 
artige Weiterentwicklung auf den Organismus einwirkt, je mehr sie ihm damit neue 
Lebensmöglichkeiten eröffnet, um so mehr beeinflußt sie den Plan und 
Aufbau des Organismus. Sie beherrscht ihn schließlich. Ja sie kann ihn end- 
lich so einschränken, daß er nur ihrem eigenen Ausbau dienen muß. Ein solches 
Extrem stellen die Parasiten dar. Wohl ihr typischster Vertreter, der Bandwurm, 
ist nichts mehr als ein sich selbst zerstückelnder Schlauch, gefüllt mit Millionen 
von Eiern und Embryonen. Jedes andere Organ ist aus übergroßer Anpassung und 
durch die besondere Gunst des Milieus, den Mangel an Feinden, verschwunden. Nur 
die unendliche Menge der nunmehr hervorgebrachten Eier ist in der Lage, den 
außerordentlich komplizierten Entwicklungsweg zu überwinden. Hier hat die 
Spezialisierung ein Ende. Ob es einem Ei gelingt, diesen Weg ganz zu vollenden, 
ist Sache des „‚Zufalls“. Lediglich die Haut, als Sackwand zum Zusammenhalt der 
Eier, und der Kopf, als Haftorgan, blieben erhalten. Dies nun ist eine echte Mono- 
kultur. Wir sehen an der Einseitigkeit dieses Organismus alle die Vorteile und Ge- 
fahren, die daraus entstehen. 


IP 


Versuchen wir auf Grund des eben Gesagten die Begriffsabgrenzung einer bio- 
logischen Monokultur, so müssen wir versuchen, das Ganze der Erscheinung dyna- 
misch zu fassen. Eine biologische Monokultur ist die fast lückenlose 
oder wenigstens stark überwiegende Anhäufung von Individuen 
der gleichen Art, das überstarke Herrschen einer bestimmten 
Organ- oder Zellgruppe. Wenden wir diese Formulierung auf den Menschen 
an, so finden wir als Kennzeichen die ständig stärkere Einflußnahme des Gehirns 
und des übrigen Nervensystems auf den Organismus. Wir sehen in den Gruppen 
der menschlichen Völker die Ausbildung von Monokulturen (Spezialistentum) in 
kleinen Bezirken. Diese kleinen Kulturzellen fügen sich zu größeren und immer 
größeren zusammen, bis schließlich große Einzelgebilde daraus entstehen. 

Hiergegen ist die Industrialisierung des Ruhrgebietes eigentlich keine Monokultur, 
wenn wir das ganze Gebiet als solches betrachten). Neben dem hochgebildeten 
Ingenieur und Chemiker steht der oft ganz ungebildete Arbeiter. Neben dem ent- 
wurzelten Tagelöhner wohnt der Kleinbauer, der nur nebenbei seinen Unterhalt in 
der Fabrik verdient. Jeder denkt anders. Jeder hat ganz andere Raum- und Zeit- 
1) Hier scheint uns der Blickpunkt zu klein gewählt. Zweifelsohne ergibt sich das Bild 
einer Monokultur, wenn man von der gemeinsamen Ausrichtung der Menschen auf die Maschine 
und auf den mechanisierten Wirtschaftsprozeß ausgeht. Aus dieser, in der einzelnen Erschei- 
nungsform natürlich sehr verschiedenartigen Ausrichtung erwächst die Tatsache der Entwurze- 


lung: Industriegebiete sind, wie die großen Städte, Monokulturen weitgehend entwurzelter 


Menschen. Daher die biologische Unfruchtbarkeit, Merkmal der Monokultur und ihr Kains- 
Die Schriftleitungr. 


zeichen zugleich. 
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horizonte. Jeder hat vollständig verschiedene Lebensbedürfnisse und sprengt da- 
durch den Rahmen eines — wenigstens biologischen Monokulturkreises. Daß wir 
unter Umständen gerade eine solche Zusammenballung verschiedenster Elemente 
benötigen, um „monokulturell“ Kohlen zu graben oder Stahl zu erzeugen oder 
irgendeinen Ausfuhrartikel als Alleinware herzustellen, ändert an der biologischen 
Tatsache nur insofern etwas, als alle diese Menschen ungemein viel höher gefährdet 
sind, falls in dem Wirtschaftsprozeß an irgendeiner Stelle eine Schwierigkeit ent- 
steht. Der Versuch, die Menschen einander vollkommen anzugleichen, also eine 
Monokultur menschlicher Individuen zu erzeugen, ist in der Französischen Revo- 
lution und im russischen Bolschewismus blutig und ohne Erfolg ausgegangen. 


a. 


Wie entwickelt sich nun eine Monokultur? Nehmen wir ein Beispiel: In fernen 
Erdperioden entstanden im Zug der Entwicklung riesige Steppen. Diese Steppen 
waren bedingt durch wasserdurchlässige Ablagerungen, diese wiederum sind die 
Folge geologischer Vorgänge. Die Steppen lassen nur eine ganz bestimmte Art 
Pflanzen (meist Gramineen) aufkommen. Gleichzeitig damit treten aus den ver- 
schiedensten Tiergattungen pferdeartige Tiere auf. Ist nun die geologische Bedingt- 
heit Monokultur und das Leben, das sie erlaubt, trotzdem eine bunte Lebensgemein- 
schaft? Wir möchten das Ganze einen monokulturbestimmten Vorgang nennen. Es 
besteht in einem solchen Stadium ein großes Ausbreitungsbedürfnis, das unbe- 
schränkt, scheinbar ziellos, doch mit der Möglichkeit, sich weitgehend anzupassen, 
gewaltige Kräfte in sich birgt. Eine große Auslese tritt ein. Was dem Klima, Licht 
und sonstigen Umweltbedingungen in ihrer neuen Form nicht Stand hält, wird 
vernichtet, Das wenige, was bleibt, beginnt sich der Umgebung anzugleichen. Die 
Entwicklungsrichtung ist unbestimmt, aber immer sinnvoll. Sie gliedert sich in das 
Milieu ein oder sie wird ausgelöscht. Zweifellos überwiegt bei weitem der Lebens- 
wille der Organismen; die Entwicklung schreitet in Richtung zu einem Einklang mit 
dem Milieu fort. Dieser Einklang ist das Stadium der Stabilität. 

Versuchen wir diese Beobachtungen in die Theorie der Naturwissenschaften ein- 
zugliedern, dann müßten wir hier von einer Auslese durch den Kampf ums Dasein 
sprechen, also vom Darwinismus. 

Die Analogie zur geopolitischen Monokultur der heutigen Menschheit ist durch 
die gleiche Spannung gegeben. Etwa: Die Nachfrage nach irgendwelchen Produkten 
vermehrt ihre Erzeugung. Die verstärkung dieser Erzeugung (Landwirtschaft oder 
Industrie) ist der Anfang und Aufbau in der Richtung zur Monokultur. Freihandel, 
Expansionsbestrebungen, beginnende Überseepolitik kennzeichnen dieses Stadium. 


b. 


Ist die Richtung der Entwicklung auf eine Monokultur hin einmal eingeschlagen, 
dann ist die Wahrscheinlichkeit, daß sie auf dem gleichen Wege weiterschreitet, sehr 
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groß. Es ist zum ersten so, daß im Stadium der Entstehung alle diejenigen Lebe- 
wesen ausgemerzt wurden, die weitgehend von dem Milieu abweichen. Die anderen 
haben sich immer mehr und mehr im Laufe von vielen Generationen an die Um- 
weltbedingungen angepaßt. 

Wir wollen hier nur an einigen wenigen Beispielen zeigen, daß dies tatsächlich der Fall 
ist. Die großen Eidechsen der Kreidezeit (Saurier) haben z. T. den breit ausladenden Fuß: 
sie lebten im Schlamm. Die schon erwähnten pferdeartigen Tiere richten ihre Füße immer 
mehr und mehr auf, sie werden zum Dreizehen-, schließlich Einzehengänger: sie lebten in 
den Steppen. Die Fische entwickeln ihre torpedoartige Form. Vögel erhalten gewaltige Flug- 
möglichkeiten, passen sich auch manchmal wieder vollkommen um, wie dies bei den Pinguinen 
der Fall ist, und werden zu einem hervorragenden Schwimmer. 

In diesem Stadium wirkt jeder Anstoß in der Richtung der Entwicklung. Es tritt 
nichts Neues hinzu, es entstehen wohl Varianten, aber kaum einschneidende 
Neuerungen. Hier haben wir das Stadium der Anpassung. 

Im Laufe der Zeit werden die einzelnen Lebewesen bei den meisten Arten immer 
größer. Durch das vermehrte Nahrungsbedürfnis der größeren Tiere und durch die 
wachsende Anzahl der Individuen wird der Nahrungsraum eingeschränkt. 

Gliedern wir nun diese Zeitperiode in unsere naturwissenschaftlichen Vorstel- 
lungen ein, dann finden wir eine Verkümmerung durch den Nichtgebrauch oder 
eine Weiterbildung durch Inanspruchnahme. Wir stellen also hier Lamarckismus fest. 

Geopolitisch finden wir das Gegenstück etwa in einer Industrialisierung. Der Auf- 
schwung ist noch sehr stark, es beginnt aber sich bereits ein Gegendruck geltend zu 
machen. Es kommt zu einer Verkleinerung der Absatzgebiete, die einen beginnen- 
den Abschluß der Wirtschaft nach außen hin erzwingen. Die Gründung von Ko- 
lonien als Ausfuhrgebiete wird erstrebt. Diese Kolonien gelten dann — obwohl sie 
Ausfuhrländer sind — doch bereits als Wirtschaftsgebiet, das zu dem Mutterland 
gehört. Ein Streben zur Autarkie deutet sich an. Diese Autarkiebestrebungen stören 
die Monokultur und führen damit zu einem inneren Ausgleich. 

Alles beginnt in größere Einheiten zusammenzufließen. Die Größe der Einzel- 
betriebe wächst, die Massierung von Kapital und Menschenmassen beginnt. 


6 

Tritt keine Hemmung in der biologischen Entwicklungsrichtung ein, dann führt 
sie zu einer noch weitergehenden Einseitigkeit. Mit anderen Worten, es tritt die 
Monokultur immer stärker in Erscheinung. Schließlich wird diese Einseitigkeit so 
groß, daß sie eine Lebensgefährdung bedeutet. Eine restlose Anpassung ist erfolgt 
und eine solch starke Beherrschung aller Gefahren des Milieus, daß Wille und 
Fähigkeit zum Lebenskampf schwinden. Eine „luxuriöse Lässigkeit“ tritt ein. 
Kommt es nun zu einem feindlichen Anstoß von außen, bedeutet er eine unmittel- 
bare Vernichtungsgefahr. Die Anpassungsreserven — in denen der Lebenswille sich 
verkörpert — erscheinen erschöpft. Je extremer die Form der Monokultur, desta 
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leichter fällt sie einer neuen Anforderung zum Opfer. Sehr oft in der Erdgeschichte 
hat dieser Vorgang mit der völligen Auslöschung der Arten und Gattungen geendet. 

Wir haben hier das Stadium der Labilität. 

Es bedeutet wieder Auslese: Darwinismus. 

Geopolitisch finden wir als Gegenstück die hohen und höchsten Kulturen der 
Völker auf der einen, die reine Monokultur mancher Ausfuhrländer (z. B. Neusee- 
land) auf der anderen Seite. 

Die früher kleinen Einzelbetriebe werden Riesengebilde; sie gewinnen beherrschen- 
den Einfluß auf das Staatsleben und oft genug auch auf das biologische Leben der 
Völker. Die Staatsgebilde kommen mehr und mehr unter eine einzelne Idee (Dik- 
tatur), das Innenleben wächst zu einer rassespezifischen Hochkultur heran. Ge- 
winnen geopolitische Kulturen ein höheres Maß von Autarkie zurück, dann kann 
die Entwicklung wieder in ein Stadium der Stabilität übergehen. 

Treibt aber die Hochkultur weiter und weiter in die Spezialisierung, so kann sie 
überraschend durch von außen kommende Ereignisse (Kriege) vernichtet werden. 
Oder aber, und dies scheint mir bei unseren bekannten Kulturen das Wesentliche zu 
sein: sie werden durch andere Rassen unterwandert. Denn der Vorgang der 
Monokultur scheint in seiner biologischen Auswirkung an sich 
zerstörend zu sein: die Regenerationsfähigkeit des Volkskörpers 
sinkt, die Geburtenzahlen fallen ab. Eine Kultur mit Spätehe der füh- 
renden Schichten z. B. ist auf die Dauer nicht aufrechtzuhalten. Die Speziali- 
sierung fordert weitgehende Ausbildung. Dies schiebt die Eheschließung hinaus. 
Für viele Kinder fehlt Raum und Lebensmöglichkeit, das Vertrauen, den Lebens- 
kampf auch mit einer großen Familie bestehen zu können, schwindet zugleich mit 
Stählung und Willen zum Kampf. So kommt es zum Untergang der ursprünglich 
herrschenden Rasse: Die Römer übernahmen Griechenland, die Germanen waren 
die Erben Roms. Wer sind die Erben Westeuropas? 


II. 


Können wir nun aus diesen kurzen Streiflichtern ein „Gesetz“ entwickeln, das 
uns eine Parallele zwischen den dynamischen Vorgängen im Reich der Organismen 
und der Welt des politisch-sozialen Geschehens der Menschen erlaubt? Daß beides 
Vorgänge sind und keine Zustände, haben wir gezeigt. Beide Vorgänge haben ein 
organisches Geschehen zur Grundlage. Letzten Endes jedoch ist für das Geschehen 
in beiden Fällen die biologische Reaktion von Lebewesen das Ausschlaggebende. 

Somit enthalten beide Vorgänge eine analoge Gesetzmäßigkeit. Nur die Bezeich- 
nungen sind andere. Die drei Entwicklungsstufen der Monokulturen decken sich 
im Biologischen mit den Entwicklungen der Gattungen und Arten, so wie es sich 
uns heute nach den Kenntnissen der Versteinerungen darstellt: Im Anfangsstadium 
führt jeder geringe Anstoß zu einer Entwicklung. Es stehen unerschöpflich schei- 
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nende Reservekräfte zur Verfügung. Was nicht in das Milieu paßt, verkümmert. 
Aber allmählich gleitet die Entwicklung in festere Bahnen. Um sie weiter zu för- 
dern, müssen die Auftriebe immer größer und größer werden, die Auswirkungen 
werden zögernder. Aber immer noch wird die Entwicklungsrichtung eingehalten. 
Immer noch schreitet die Spezialisierung weiterfort. Endlich kommt ein Punkt, an 
dem eine Umkehr, eine Reaktion stattfindet — der gleiche Anstoß wird zu einer 
Schädigung, zu einer Gefahr. Der Erfolg ist nicht mehr vorauszuberechnen, uner- 
wartet treten andere Entwicklungszüge und Rückschläge ein. 

In der geopolitischen Entwicklung des inneren Staatslebens zur Monokultur kön- 
nen wir die drei Stadien etwa so benennen: Am Anfang die Revolution, das Auf- 
kommen der neuen Aufgabe oder Staatsidee, dann die Stände-, Klassen- oder 
Kastenbildung. Am Ende der Entwicklungsreihe tritt schließlich das Bonzentum 
auf. Es wird Selbstzweck und beherrscht den Staat parasitenartig. 

Wir sehen als Hauptmerkmal aller Entwicklung, daß sie zur 
Monokultur hinstrebt. Je stärker die Entwicklung auf die Monokultur 
hinstrebt, um so mehr ermöglicht sie die Zusammenballung von Menschen. Und 
umgekehrt verlangt die Verengung des Lebensraumes oft einen monokulturellen 
Aufbau, um alle Existenzmöglichkeiten ausnützen zu können. Die Gefahr des 
engen Kontaktes von Mensch zu Mensch steigt in ungeheurem Maße, so daß nur 
eine gleichzeitige Entwicklung der Hygiene, der Medizin, der Fürsorge ihnen 
einigermaßen Einhalt gebieten können. Wir finden im Zusammenhang damit oft 
auch eine Monokultur der Krankheitserreger, die wir mit Pandemie bezeichnen; sie 
ist nur möglich eben durch jene enorme Dichte der menschlichen Besiedlung. Wir 
haben aber auch noch — und es walten hier uns ganz unbekannte Gesetze — Mono- 
kulturen der einzelnen Jahreszeiten. Wir erinnern nur an das Auftreten unzähliger 
Flagellaten im Frühjahr, die alle Tümpel und Gewässer schlagartig grün färben. 

Ehe wir nun aus allem einen Schluß ziehen wollen, möchten wir noch einen 
Schritt weitergehen und noch zwei Gesichtspunkte hereinziehen, die uns in diesem 
Zusammenhang unbedingt erwähnenswert erscheinen. Das eine ist die Feststellung, 
daß in gewissen Erdperioden bei den verschiedensten Tiergattungen gleiche Ent- 
wicklungen plötzlich eingetreten sind. So sind z. B. in einer bestimmten Zeit Flug- 
tiere entstanden, und zwar nicht nur Vögel, auch Eidechsen und Säugetiere haben 
sich damals in die Luft erhoben. 

Und weiter wollen wir die rein geistigen Auswirkungen erwähnen. Plötzlich ent- 
standen gleichzeitig und in wenigen Jahrzehnten Gotik oder Romantik oder — wie 
heute — die Staaten straffer nationaler und sozialbetonter Führung: der Bolsche- 
wismus oder der Faschismus oder der Nationalsozialismus. 

Es ist bestimmt so, daß der Mensch nicht die Möglichkeit einer Auswahl hat, 
indem er zwischen verschiedenen Stilmöglichkeiten die der Gotik wählt; oder daß 
er in seiner geistigen Haltung die Romantik schaffen möchte; oder daß er in der 
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modernen Politik zwischen den verschiedenen Staatsformen wählt. Nein — das 
schöpferische Genie wird voneiner ausdunklem Ur grund beding- 
ten und geborenen Idee in einer ganz bestimmten Richtung ge- 
drängt, die gleichzeitig das ganze Volk unbewußt erfüllt. Erst später setzt sich 
das Schöpfertum mit den anderen Formen auseinander, die seiner Lebensarbeit 
parallel gehen. Es deuten sich somit auch im geistigen Leben ganz ähnliche Gesetze 
an, wie wir sie in der Entwicklung der Tiere oder in der Entwicklung der Wirt- 
schaftskulturen beobachten. Und dies soll hier zur Diskussion gestellt werden. 


II. 


Wir fassen zusammen. Was auf den wenigen Seiten hier angedeutet ist, können 
nur Grundzüge und Anregungen sein. Im einzelnen stellt sich alles noch wesentlich 
komplizierter dar; es wäre in allen einzelnen Phasen einer Untersuchung und Dar- 
stellung wert. Aber hier sollte nur gezeigt werden, daß ein gemeinsames „Gesetz“ 
die Lebensrichtung alles Biologischen zu lenken scheint, daß ein gemeinsames „Ge- 
setz“ auch im Leben der Völker im politischen und im Geistesleben geheimnisvoll 
webt. Beide Gesetze scheinen in ihren Grundzügen identisch zu sein. 

Es läßt sich herausstellen, daß die Entwicklung von Organismen im Massen- 
wechsel immer fortschreitet, auch bei scheinbarem Stillstand. Die Richtung, in der 
im großen gesehen dieser Weg führt, geht vom Einfachen zum Komplizierten. Sie 
geht aus von einer Verschiedenheit der Ziele und führt zur Gleichrichtung. Sie geht 
von der Dezentralisation, von den vielen kleinen Sammelstellen zu einer straffen 
Zusammenfassung in der Zentralisation. Sie führt schließlich vom einzelnen zur 
Masse, sei es in einem gigantischen Wachstum des einzelnen Individuums oder des 
einzelnen sozialen Gliedes, sei es in der Ansammlung großer Massen gleichartiger 
Lebewesen oder Kräfte. 

Solange der Fortgang umkehrbar ist, bedeutet er vielleicht eine Gefährdung, aber 
noch nicht den Untergang. Es kommt ein Augenblick, von dem an die 
Biegsamkeit des Lebensweges so stark eingeschränkt ist, daß 
nur noch der Untergang bleibt. 

Geopolitisch, beim Menschen, können wir nicht hintereinander schalten: Unkul- 
tur, Kultur und Monokultur. Sondern es ist so, daß die Vorgänge, die wir oben ge- 
zeigt haben, vertikale Vorgänge sind, deren horizontale Durchtrennung die Anteile 
Kulturlosigkeit, Kultur und Zivilisation erst erkennen läßt. Die Kultur ist eine 
Überlagerung der Kulturlosigkeit. Die Kultur beginnt in dünner Schicht und durch- 
dringt langsam das Gebiet. In einem Augenblick, etwa gegen Ende des Stadiums 
der Anpassung, tritt die Zivilisation als Neues auf. Diese Zivilisation ist nicht ohne 
weiteres mit Monokultur gleichzusetzen, obwohl sie sehr starke Gemeinsamkeiten 
haben und die Zivilisation vielleicht eine conditio sine qua non zur Entstehung einer 
geopolitischen Monokultur im Sinne dieser Ausführungen ist. 
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Hans F. ZEcK: 
Adam Müller, ein Beitrag zum Thema „Geopolitik und Katholizismus“ 


I. 


„Der liberalistische Staat richtete sein Augenmerk auf den Einzelmenschen. 
Darüber ging die Erkenntnis der lebendigen Gemeinschaft verloren; der Begriff des 
Staates verlor sich ins Wesenlose.“ „Geopolitik betrachtet den Staat als Lebens- 
form.‘ ‚Im Staate sieht sie den raumgebundenen Organismus des Volkes.“ — Diese 
Sätze stehen in der Denkschrift „Geopolitik als nationale Staatswissenschaft‘‘ vom 
24. April 1933. Sie stellen den komprimierten Niederschlag einer geistigen Arbeit 
dar, die wesentlich in den letzten zehn Jahren gewachsen ist; gewachsen, frei von 
jeder Rücksicht oder gar Bindung an irgendeine religiöse Gruppe, gewachsen einzig 
aus dem feinen Empfinden für die tiefen irrationalen Kräfte im Staatsbau und 
Staatsleben. Hier bricht das durch, was ein Kampfwort als „Politik aus Blut und 
Boden“ formulierte. 

Dieselben Sätze sind aber zugleich erfüllt von tiefer christlicher Religiosität. 
Sie sind so sehr mit dem innersten Wesen auch katholischer Staatsphilosophie 
identisch, daß man sich verwundert fragen muß: „Wo waren die katholischen 
Staatstheoretiker und Praktiker beim Aufbau des geopolitischen Weltbildes?“ Die 
Antwort kann einzig in der Feststellung liegen, daß der politische Katho- 
lizismus seine antiliberale Sendung vergessen hatte. So tief war 
er in die Machtpositionen eines liberalen Staates hineingewachsen, daß er nur 
durch harten Druck von außen her sich lösen ließ. Druck von außen hinterläßt 
immer einen Stachel. Darum ist (wenigstens im Augenblick) nicht einmal die 
Hoffnung auf Mitarbeit größerer katholischer Gruppen im Rahmen der geopoli- 
tischen Zielsetzungen berechtigt. Das ist zweifellos zu bedauern, denn einmal muß 
Geopolitik Sache des ganzen Volkes sein und zum andern könnte die Geopolitik 
gerade auch von katholischer Seite her manch wertvolle Unterstützung finden. 
Das nachzuweisen soll hier versucht werden. 


U: 


Es ist natürlich unmöglich, im Rahmen eines Aufsatzes die katholische Staats- 
auffassung darzulegen. Wesentlich ist der entscheidende Kern und das ist dieser: 
Der Staat wird als Organismus aufgefaßt mit eignem geistig-sittlichem Leben. 
Er umfaßt die ganze ungeheure Reichtumsskala aller Lebensäußerungen seiner 
Glieder. Der Staat ist darum auch kein bloßer Notbehelf oder 
auch nur ein notwendiges Übel, sondern selber etwas Gutes 
und Wertvolles, die Verkörperung einer erhabenen Schöpfer- 
idee Gottes. Er strebt nach höchster Kraftentfaltung, aber erdrückt nirgends 
das Individuum. Im Gegenteil; der gesunde Staat fordert von jedem Einzelnen, 
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daß er unausgesetzt nach starker Persönlichkeit strebe und bietet ihm dazu die Ent- 
faltungsmöglichkeit. Der Staat will keine Sklaven, sondern Vollmenschen. Der 
Staatswille ist stets auf größtmögliche Harmonie eingestellt, weil nur so das Leben 
des Gesamtorganismus bewahrt werden kann. , 

Diese Grundzüge dürften für unsere weitere Betrachtung genügen. Sie sind 
Besitz aller katholischen Staatsphilosophen. Jenseits dieser Kernpunkte gibt es 
indessen viele Abstufungen, von streng konservativer Haltung bis zur — oft recht 
weitgehenden — Mischung mit liberalen Elementen. Wie stark aber die besten 
und führenden Köpfe mit dem tragenden Geistesgut der nationalen Revolution 
von 1933 sich decken, dafür ist Adam Müller, der bedeutendste unter ihnen, 
der beste Beleg. In seinen, selbst im katholischen Volke leider weithin vergesse- 
senen, Schriften!) sind Gedankengänge niedergelegt, die aus der allerjüngsten 
Vergangenheit zu stammen scheinen. Diese Gedanken sind doppelt wertvoll, weil 
sie die Brücke zur positiven Mitarbeit der Katholiken im neuen Staat bilden und 
uns gleichzeitig das Verhältnis katholischen Geistesgutes zur Geopolitik offenbaren. 


III. 


Den Zugang zu Adam Müllers geistiger Welt bildet seine Lehre vom Gegen- 
satz. Alle Glieder des Universums stehen zueinander im Gegensatz. Es kommt 
aber nicht auf den Gegensatz an, sondern auf das Einende in einem Dritten. 
Diese zu erstrebende Einheit ist jedoch nie völlig zu erreichen, sonst gäbe es 
nur noch Kirchhofsruhe. Das Streben nach Einheit ist vielmehr eine unend- 
liche Aufgabe, die in jeden Menschen hineingelegt ist und alle Zeiten ausfül- 
len wird. 

So kommt Müller zum Gegensatz von „Begriff“ und „Idee“. Für ihn ist „die 
Begrifflichkeit das Übel aller Übel; ist Tod und Starre“. Das ideenweise 
Erfassen allein ist Leben, Bewegung, Wachstum, die Seele aller 
Wissenschaften. Müller lehnt das begriffliche Sezieren, die ‚gedankliche 
Konstruktion ab und will das Erfühlen, Erfassen, Erleben der Dynamik. Er lehnt 
das Rationale schroff ab und sucht als echter Deutscher Erfüllung im Irrationalen. 
Er bekämpft leidenschaftlich den ungeschichtlichen und unreligiösen Rationalis- 
mus und Mechanismus eines Montesquieu und Adam Smith. Einzig wesentlich 
ist ihm. die Kontinuität und die alles umspannende Weite des geschichtlichen 
Prozesses. Er bejaht mit Begeisterung das Einzelne und will es beschützt wissen, 
aber er sieht es nie ohne Beziehung zum Ganzen. 

Dieses Ganze ist ihm der Staat, „ein größerer, alle andern Menschen 
umfassender Mensch“. Genau so wie der Einzelmensch sein Leben vom 
Religiösen her gestaltet, so „hat der Staat von der Religion her die Macht emp- 
fangen, ein ähnlich gegliedertes Werk hervorzubringen. Die Religion hat ein Gleich- 


1) Insbesondere „Elemente der Staatskunst“, „Lehre vom Gegensatz“. 
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gewicht der Organe möglich gemacht, dem der einzelne ebenso untergeordnet ist, 
wie er für jeden rebellischen Eingriff in dieses Gleichgewicht um so unvermeid- 
licher von ihm zermalmt wird. Kurz der Staat ist nicht bloß den Menschen ähn- 
lich geworden, sondern er hat sich in einen Menschen, diesen Künstler aller Künst- 
ler, dieses Kunstwerk aller Kunstwerke, verwandelt“. 

Das ist die schärfste Absage an jede mechanische Staatsführung, sei es Absolu- 
tismus, sei es Formaldemokratie. Der Staat wird zur Totalität aller mensch- 
lichen Angelegenheiten, der physischen und geistigen Bedürfnisse, der innern und 
äußern Notwendigkeiten, des ganzen Reichtums aller Lebensäußerungen, erfüllt 
mit dem großen Respekt von der Vergangenheit und der noch größern Verpflich- 
tung für die Zukunft. ‚Jeder Mensch steht in der Mitte des bürgerlichen Lebens, 
von allen Seiten in den Staat verflochten.‘‘ Außerhalb des Staates ist kein Mensch 
denkbar. So muß der Staat die Elemente der Geschichte ehrfurchtsvoll respek- 
tieren und das Eigenleben seiner Glieder schützend betreuen — muß jedes Glied 
des Staates all seine Kraft und Können der Allgemeinheit zur Verfügung stellen. 
Je reiner dieses beide verpflichtende, unabänderliche Gesetz vom Staat wie vom 
Einzelnen erfüllt wird, desto totaler ist der Staat, desto kraftvoller sein zaues 
Leben und das all seiner Glieder. 


IV. 


Weil der Staat das Ganze allen menschlichen Lebens umfassen soll, ist seine 
verderblichste Krankheit jede Einseitigkeit. Immer wieder von neuem ausgleichen 
und regeln, ist deshalb oberste Pflicht. des Staates. Dazu ist ihm das Wich- 
tigste gegeben: das Recht. Jedes Gesetz ist aus dem Konflikt zweier Elemente 
geboren; beide in einem höhern Dritten (eben im Gesetz), zu versöhnen ist die 
Aufgabe des Staates. 

Das wohl wichtigste Gebiet auf dem er diese Aufgabe zu erfüllen hat, ist die 
berufsständische Ordnung. Die Gegensätzlichkeit, aber auch wieder die Soli- 
darität aller Volksglieder, prägt sich in den Standesunterschieden aus. Das fein- 
fühlige Auswiegen ihrer Kräfte und Werte, die präzise Abgrenzung ihres Arbeits- 
und Verantwortungsfeldes, ist eine der ganz großen Aufgaben staatlicher Neu- 
ordnung; die Erhaltung des Gleichgewichtes der gewaltige Inhalt jeder gesunden 
Staatspolitik, denn nur dadurch kann der Staat Dauerhaftigkeit gewinnen. 
Gerade Dauer ist aber für jeden Staatsmiann das „höchste politische Problem“. 

Für die äußere Politik lehnt Adam Müller die Frage „Militarismus oder Pazi- 
fismus?“ ab, denn die Nation muß zu Krieg und Frieden gleicherweise bereit 
sein. Er kennt natürlich keinen Krieg um des Krieges, sondern nur um des 
Friedens und der Entwicklung des Rechtes willen. Auch die starre Frage „Sozialis- 
mus oder Privateigentum?“ existiert für ihn nicht. Er besitzt eine echte Ehrfurcht 
vor dem Eigentum — das Verhältnis des Menschen zu seinem Besitz soll ‚ebenso 
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zart seien wie das zu seiner Frau in der Ehe‘ — aber den! römischen Eigentums- 
begriff lehnt er ab, weil das „absolute Sachenrecht mit seinem heidnischen Ger 
wie eine pestartige Krankheit die Menschen zu ergreifen und aufzulösen scheint“. 

Überhaupt kehrt die bittere Klage über die Versachlichung des modernen 
Staates und noch mehr der modernen Menschen immer wieder. Der Mensch, der 
nur Privatmann ist, hat einen bloß individuellen Wert, den Wert einer „un- 
brauchbaren Rarität, wie so viele Virtuosen, Gelehrte und gebildete Leute“. Die 
Wissenschaften will er auf nationale Grundlage gestellt und an den Erfordernissen. 
des Vaterlandes orientiert wissen, denn jedes dauerhafte geistige Schaffen er- 
wächst nur aus der Gemeinschaft mit dem geschichtlichen Werden und den gegen- 
wärtigen lebendigen Menschen und Kräften. Wie tief Müller das Wesen der 
Gemeinschaft erschaute, mögen folgende Worte zeigen: „Das sind die einzig er- 
hebenden menschlichen Werke, die kein einzelner Autor sich als Privateigentum 
zueignen kann; woran viele, alle mitwirken mußten, damit sie erstanden, die man 
also nur fortsetzen, vollenden helfen kann in dem Maße wie man die große 
Gemeinschaft anerkennt, mit der man arbeitet.“ „Jede heilige Gemein- 
schaft denkt besser und gründlicher als der einzelne... Es ist 
überhaupt ein gebrechliches Handwerk, welches Denken heißt, 
und — daß zwei Menschen, wahrhaft miteinander verbunden, 
mehr sind als zwei einzelne, tiefer denken, größer handeln — das 
ist das große Geheimnis, um das die Welt gebracht worden ist.“ 


% 

Mit voller Absicht sind Adam Müllers staatsphilosophische Gedankengänge etwas 
breiter dargelegt worden, weil er im katholischen Lager nicht einer unter den 
Staatsphilosophen, sondern der weitaus bedeutendste ist und weil im Katholizis- 
mus die autoritative Äußerung führender Köpfe eine sehr große Bedeutung hat. 
Ist der Nachweis gelungen, daß ein staatspolitischer Führer vom Range Adam 
Müllers positiv zum Wesensgehalte der Geopolitik steht, dann ist die Schluß- 
folgerung berechtigt, daß zwischen katholischer Staatsauffassung und Geopolitik 
zumindest keine unüberbrückbaren Klüfte sich auftun. Im Gegenteil; Geopolitik 
und katholische Staatsphilosophie werden ganz große Strecken, wenn nicht gar 
bis ins Ziel hinein, zusammengehen können. 

Der Staat darf nicht „in den elenden Reifen eines toten Begriffes“ eingespannt werden, 
sondern muß vom ganzen Menschen „verflochten mit seinem Leben und allen seinen Schick- 
salen in die Schicksale der Welt und des Vaterlandes“ ausgehen. „Der Glaube an einen 
ewigen Zusammenhang des Lebendigen“, der Wille zum Organischen, zur Verwurzelung 
im Bodenständigen und in der Tradition, das ist Adam Müllers katholische Staatsidee... 
aber auch die der Geopolitik. Der Grundsatz „Nicht auf den Mechanismus der Regierungs- 
formen kommt es an, sondern auf die Geschichte des lebendigen Gesetzes“ stammt zwar 


von Müller... ist aber auch Grundsatz der Geopolitik. Weil der Staat den ganzen Menschen 
faßt, betrachtet Müller die „Versöhnung von Wissenschaft und Kunst mit dem ernsthaften 
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politischen Leben“ als seine große Aufgabe. Er will „Frieden zwischen dem Staat und 
der Wissenschaft“, weil nur so „ihre Blüten und Früchte dem Gesamtleben (d.h. dem 
Staate) zugute kommen“. Das ist aber nichts anderes, als das tragende Element der Geo- 
politik und heißt in die Sprache des Geopolitikers übersetzt „Der Staat als Lebensform‘. 


Wir sehen somit: von Adam Müller und der katholischen Staatsphilosophie 
führen viele Wege zur Geopolitik hinüber. Beide vermögen sich sehr wohl gegen- 
seitig zu befruchten. Daß es bisher nicht dazu gekommen, ist auf das Schuldkonto 
des politischen Katholizismus zu setzen, der Adam Müller vergessen hatte und sein 
Lebenswerk verstauben ließ. Als lebendig wirkende Kraft hätte die Achtung und 
Aktivierung seines Geistesgutes vieles verhüten können, nicht zuletzt im politischen; 
Katholizismus selber. „Denn“ — sagt Adolf Hitler einmal mit vollem Recht — 
„nicht darauf kommt es an, daß jemand gute Gedanken hat, sondern darauf, daß 
er sie auch verwirklicht“. Dieser Satz umschließt nicht bloß das Urteil über das 
Vergangene, sondern die viel wichtigere Mahnung, nun willig mitzuschaffen am 
Umbau und Neubau des Staates. Die Grundsätze und Richtlinien für dieses Schaf- 
fen am Staatsbau umschließt das geopolitische Geistesgut, das nach dem vorher 
Dargelegten keinem aufgeschlossenen Katholiken fremd sein dürfte. 


KArL HAUSHOFER: 
Die erste geopolitische Wand-Weltkarte! 


Mit dem Führer der Arbeitsgemeinschaft für Geopolitik im Reich begrüße ich als ihr Mit- 
glied und langjähriger Vorkämpfer geopolitischer Arbeitsweise den ersten Anlauf des Verlags 
Justus Perthes zu einer Wandweltkarte, die ganz im Zeichen der Geopolitik von Prof. 
Dr. Max Georg Schmidt entworfen ist. Sie wird ein mächtiges politisches Erziehungs- 
mittel werden können, um so mehr, als sie bei aller Sorgfalt im einzelnen durch künst- 
lerisch wie wissenschaftlich überzeugende Farbenwahl verhalten wie ein gutes Fresko wirkt 
und um so überzeugender dem Mitteleuropäer klarmacht, wie sehr er bei der Verteilung der 
Welt im Verhältnis zu seiner Kulturleistung zu kurz gekommen ist. In kluger Abwägung der 
Farbenvitalität sind die wirtschaftlich passiveren Riesenräume des Sowjetbundes in ruhigem 
kalten Grün, die aktiveren der Vereinigten Staaten von Amerika (USA.) in warmem hellen 
Grün angelegt, abgestuft zugleich nach geschichtlicher Angliederung und Wirtschaftswucht: 
ein organisches Meisterstück. Das britische Weltreich ist in seinem sonst vorleuchtenden Rot 
abgedämpft, für Japan ein lebendiges, fast aggressives Braun, für F rankreich das lange ein- 
geführte Violett mit Abschattierung für seine Gefolgschaft gewählt; die passiveren Räume 
Südamerikas, Chinas sind zugleich in neutralere Farben getaucht. Die Fesselung Indiens, 
Afrikas tritt hervor; mit berechtigter Mahnung ist der Forderung der deutschen Erdkunde 
nach Kennzeichnung der geraubten Erdräume vorbildlich genügt. „Lest we forget“, sagt man 
in England auch für uns! Freier Raum ist der Aufteilung von Arktis und Antarktis 'verfüg- 
bar gemacht worden. Unendlichen Stoff in knapper Form enthalten Wirtschaftsangaben und 
Daten. Nur wer selbst schon für neue Ziele und Zweckforderungen Signaturen entworfen, 
Farben gewählt hat, vermag abzuschätzen, wieviel Überlegung und Entschlußkraft, feinste 
Rücksicht auf die geheimnisvollen Zusammenhänge von Blut und Boden, Einführung in 
weltpolitische Zusammenhänge allein in der Auswahl dieser Weltkarte und ihrer politisch so 
aktiven, dynamischen Gesamthaltung steckt. Sie ruft von der Wand in Schule und Leben 
hinein, was eine geopolitische Wandkarte soll! So dürfen wir ihr mit voller Überzeugung 
weite Verbreitung in beidem auf den Weg wünschen: sie ist dem Mitteleuropäer eine Mahnung, 
dem Ausland eine Warnung, ein aufrüttelnder Ruf nach Gerechtigkeit! K. Haushofer. 
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KArL HAUSHOFER: 
Literaturbericht über den indopazifischen Raum 


ı. Hwang-Tsong: „Methode und Ergeb- 
nisse der neuesten Bevölkerungsstatistik Chinas“. 
Leipzig und Berlin 1933, B. G. Teubner. Er- 
gänzungsheft zum deutschen statist. Zentral- 
blatt, Heft 13, S. 77; ı Volksdichtekarte (1928). 
Geh. 5 RM. 

Die phil. Fak. Leipzig hat sich durch die 
Anregung und Annahme dieser Dissertation 
ein großes Verdienst erworben und ent- 
schlossen eine der heikelsten Stellen in der 
Unterlage eines zutreffenden Weltbildes da- 
mit angepackt: die bevölkerungspolitische 
Dynamik Chinas. In dieser höchst gehaltvol- 
len kleinen Schrift — die wir deshalb be- 
wußt an den Anfang eines Lit.-Ber. mit vie- 
len wichtigen Neuerscheinungen stellen — 
sind geopolitisch am wichtigsten Vorwort, 
Einleitung und Schluß, dann die endliche 
Entkräftung der unhaltbaren Bevölkerungs- 
schätzungen für China durch die US- 
amerikanische Front Rockhill-Willcox (von 
1904 über 1927—ıg3ı spukend), die freilich 
von Anfang an durch die Chinesen selbst und 
den deutschen Sinologen Schüler mit Recht 
angefochten worden sind. Aber immerhin 
dürfte nun von chinesischer Seite die von 
Amerika aus angerichtete Verdunkelung ge- 
genüber einem der wichtigsten geopolitischen 
Vorgänge innerhalb eines Viertels der Erd- 
bevölkerung endgültig beseitigt sein. Der Vor- 
gang ist doch wahrhaftig ernst genug! „Im 
ı6. bis ıg. Jahrhundert haben der hollän- 
dische, englische und spanische Imperialismus 
fast sämtliche Inselreiche des südchinesischen 
Meeres erobert. Die Chinesen aber haben im 
Laufe der Zeit durch ihren Fleiß und ihre 
Bedürfnislosigkeit die ganzen Inselreiche un- 
sichtbar erobert.“ „Während die politische 
Herrschaft in diesen Gebieten noch in den 
Händen der Europäer liegt, gehört die ganze 
wirtschaftliche Macht schon den Chinesen“ 
oder „In der Mandschurei spricht man jetzt 
(300 Jahre nach der Eroberung Chinas durch 
die Mandschu!) chinesisch, herrschen chine- 
sische Sitten und Gebräuche. Jetzt versucht 
die japanische Macht in China einzudringen. 
China kämpft (?) mit Japan um die Man- 
dschurei. Zwischen den jetzigen japanischen 
Bestrebungen und denen der Mandschuren vor 


300 Jahren besteht kein großer Unterschied. 
Wie sich dieser Prozeß weiter entwickeln 
wird, muß man abwarten.“ Endlich: „Jetzt 
tritt die chinesische Bevölkerung aber in eine 
ungeheure Krise.“ Das sind lauter Sätze aus 
dem Vorwort. Wo man mit so kühlen, säku- 
laren Auffassungen an ein Dynamikproblem 
herangeht, müssen gute Nerven vorhanden 
sein. Schade ist, daß die trefflich gegenüber 
den chinesischen Volkszählmethoden, u. a. bei 
der fluß-lebigen Bevölkerung und gegenüber 
Rockhill, wie Willcox arbeitende Kritik d. V. 
nicht auch auf Grund seiner eigenen Zäh- 
lungsergebnisse die Wanderzahlen der Nord- 
wanderung (S. 68/69) und die veralteten und 
unrichtigen, oft nachgedruckten Südwande- 
rungszahlen von ıgı3 und des Professors Ta 
Chen von 1923 unter die Lupe genommen 
hat. Wenn die übrigen Zahlen dort über 
chinesische Volksteile in fremden Staaten auf 
so schwachen Füßen stehen, wie die genau 
kontrollierbaren für Anam, Indonesien, Siam, 
die Straits und Sibirien, dann müssen diese 
Zahlen doch schon 1922 viel größer gewesen 
sein. Wenn Dr. Hwang-Tsong seine eigenen 
Bevölkerungsangaben über die drei Ostprovin- 
zeu mit Jehol (i. G. rd. 331/, Mill. E.) mit 
den Zuzugzahlen seiner S. 69 vergleicht und 
erwägt, daß selbst das in Japan erschei- 
nende Manchukuo-Propagandamaterial minde- 
stens 80% chinesischen Blutanteils zuzugeben 
pflegt, wird er sich klarmachen, daß die Wucht 
der nordchinesischen Binnenwanderung unter 
schätzt ist. Korrekt erfaßt wird ja eigentlich 
nur, was über die Südhäfen hereinkommt. 
Aber das sind kleine Schönheitsfehler an 
einer längst fälligen, höchst dankenswerten 
und leicht zu einem Buch etwa im Stil von 
Brij Narains „Population of India‘ auszubauen- 
den Arbeit, die in jede Bücherei gehört, die 
ernsthaft mit Fern-Ost-Problemen arbeitet. Im 
Zusammenhang sind 

2. Johannes Linke; „Veränderungen der 
wirtschaftsgeographischen Beziehungen in Ko- 
rea unter dem Einfluß der Erschließung“, 
Stuttgart 1933, C. E. Poeschels Verlag. Welt- 
wirtschaftl. Abhandlungen. Hersg. v. Prof. 
Dr. S. Berliner. X. Band. ı32 S. Viele Tab. 
und Skizzen. Geh. 7,25 RM. VII. 132 S. und 
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3. Siegfried Lenk: „Die Bevölkerung 
der Philippinen.“ Eine anthropogeographische 
Untersuchung. Leipzig 1932, Frommhold & 
Wendler, Diss., 152 S., ı große Höhenschich- 
tenkarte der Philippinen, 54 Karten und 
Diagramme. 


Beide Arbeiten springen in dankenswerter 
Eigenart für die beiden wichtigsten Puffer- 
räume zwischen der eigentlichen chinesischen 
und der weiteren malaio-mongolischen bevöl- 
kerungspolitischen Dynamik ein, Linke für 
die Halbinsel Korea und Lenk für die am 
meisten ozeanisch aufgelockerte Inselgruppe 
der Philippinen, dort von japanischer Wehr- 
kraft, hier von USamerikanischer Wirtschafts- 
macht überschoben. 

Linkes Koreastudie füllt eine Lücke, deren 
bedauerliches Vorhandensein ja auch Hermann 
Lautensach zu seiner Reise von 1933 nach 
Korea veranlaßte. Der Hauptreiz der Pro- 
blemstellung ist für beide die vollkommene 
exogene Umstülpung der Kultur-, Macht- und 
Wirtschaftsverhältnisse über einem der in 
Naturanlage von Erde und Volk konserva- 
tivsten Böden, dessen Annexion mit seinen 
220960 qkm auch auf die einverleibende 
Macht tiefe Wirkung üben mußte. Eine 
schöne, prägnante Schilderung Koreas durch 
Linke geht darein, scharfe, bildhafte, gut 
gehauene Sätze, überall von geopolitischem 
Verständnis, von weitblickender Zusammen- 
schau zeugend. Immer wieder wird die Einzel- 
heit in den Gesamtrahmen gestellt. Es ist in 
ihrer lapidaren Kürze und Anschaulichkeit die 
beste Schilderung von Korea, die ich kenne. 
„Kleinbetrieb stellt die naturgegebene Wirt- 
schaft dar“ (S.ı5). Richtig, wie alle gut 
malenden Schilderungen dieser Seite. Wenn 
der Verf. nicht im Lande war, wird es 
schwer sein, vom Augenschein her seine 
Schilderungen zu übertreffen; das ist das 
höchste Lob, was man beim Sprung vom 
Gesellenstück zum Meisterstück in der Erd- 
kunde aussprechen kann. Reizvoll wird die 
Umprägung von einem Exzeß der Selbst- 
genügsamkeit der fast anspruchslosesten Men- 
schen der Erde zum angespornten Rückhalts- 
raum eines überforderten Reiches von außen 
her gezeigt: träge, idyllfrohe Käfer, von 
rastlosen Raubameisen jäh in tätiges Leben 
gehetzt! Wieviel Schweiß, Umstellung und 
Verlust an Glücksgefühl hängt allein an einer 
Handelssteigerung von rund 16 Mill. RM. auf 


fast 1500 Mill. innerhalb von weniger als 
ho Jahren! Ein solcher Schulfall verlorener, 
geraubter Autarkie durfte wohl so geschickte 
Hände zur Darstellung reizen und ihren 
Lesern allen Grund zum Nachdenken über 
solche Spannungswandlungen und Glücksum- 
schläge geben. 

Einen ganz entgegengesetzten Entwick- 
lungsgang, auch er nur aus den geopolitischen 
Grundlagen des Lebensraumes verständlich — 
zeigt Siegfried Lenk an dem Los der 
Philippinen. „Das Tempo für das geschicht- 
liche Werden eines Volkes wird durch seine 
Raumgebundenheit bestimmt.“ Ein eminent 
geopolitischer Satz, der für die Frage der 
Selbstbestimmungsreife der vielumworbenen 
Inselgruppe mit 7083 Inseln zu ganz anderen 
anthropogeographischen Methoden zwang, als 
bei der Landbrücke von Korea, mit ihrem viel 
eindeutigerem Los. 

So wird einer der am meisten fesselnden 
Abschnitte bei Lenk ‚Das wahre Gesicht der 
Philippinos (S.34—39) und das Verhältnis 
des Amerikaners zu ihm.“ 

Wenn freilich gegen Schluß der Arbeit 
(S. 126), die mehr, als dem V. zum Bewußt- 
sein kommt, unter den Einfluß der klugen 
Propaganda des USamerikanischen Wirtschafts- 
Imperialismus geriet — (gibt es etwa in USA. 
den so unfreundlich gemalten Kaziken-Typ 
nicht), — der stolze Satz steht: „‚Die Amerikaner 
haben sich ein Recht auf die Philippinen er- 
worben, nicht am Tage der Besitzergreifung 
(die allerdings ein glatter Versprechensbruch 
war!)“, sondern erst durch die geleistete 
„Kulturarbeit“ — so zeugt das doch sonst so 
robuste Gewissen des Senats und Kongresses 
der USA. vom Gegenteil. Noch mehr bezeugt 
es die lehrreiche Gliederung der Einheits- 
gebiete auf S. 57, die erkennen läßt, daß von 
den 296 260 qkm der Inseln doch nur 8689 
die Bevölkerungsdichte tragen, die wahr- 
scheinlich der ganze Raum tragen kann, und 
der annähernd noch höchstens etwa 70 000 qkm 
nahekommen, während alle andern weit da- 
hinter zurückbleiben. Die Sulu- und Moro- 
liebe Leonard Woods und Forbes ist aus sehr 
durchsichtigen seestrategischen Gründen ent- 
deckt worden, als man erkannte, daß sich im 
übrigen die Fortentwicklung zur versproche- 
nen Selbstbestimmung kaum aufhalten lassen 
werde, der man nun solche Widerstände und 
Reibungen schuf, daß die Philippiner selbst 
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an dem Danaergeschenk irre wurden, Jeden- 
falls aber ist die Schrift von Lenk ein we- 
sentlicher Beitrag zur Erkenntnis einer folge- 
schweren, zur Entscheidung heranreifenden, 
in ihrer Tragweite viel zu wenig begriffenen 
Frage. 

Zwei andere wunde Stellen beleuchten: 

4. K. K. Kawakami; „Manchukuo: Child 
of Conflict.“ New York 1933, Macmillan 
Comp. 311 $., 7Abb. und 

5. Otto Heller; ‚„Wladiwostok: Der 
Kampf um den Fernen Osten.“ Berlin 1932, 
Neuer Deutscher Verlag. 310 S., 7 Karten, 
80 Abb. Kart. 3,20 RM., Leinen geb. 4,80 RM. 

Zu 4. schildert K. K. Kawakami, der 
ausgezeichnete Kenner der Hintergründe in 
Genf wie in der USAPolitik, die Vorgänge 
um Manchukuo „das Kind des Konflikts“ bei 
seiner Zangengeburt, die Eigenart der leiten- 
den Männer, den roten Schatten von Moskau, 
die innerchinesischen Zustände mit beständi- 
gen Streiflichtern auf die Fehlgriffe des 
Völkerbundes, aber auch gelegentliche seiner 
eigenen Heimat mit überlegener Ironie, zu- 
weilen zermalmendem Hohn. Da aber der 
gleichzeitig in Ostasien herumreisende Fran- 
zose Pierre Lyautey, gewiß nicht europa- 
feindlich, den Völkerbund noch weit mehr 
bloßstellt (‚„L’extreme Orient et la societ& des 
Nations“; Revue de Paris, ı5. 5.33), gleich- 
zeitig Colonel Etherton und H. Hes- 
sel Tiltman (,Japan: Mistress of the Paci- 
fic“; London; Jarrolds) den Teufel auch 
ozeanisch an die Wand malen, und der ja- 
panische Admiral Tanetsu Sosa (Gaiko 
Jiho, engl. Transpacific, 20. 4. 33) in aller 
Gemütsruhe bekräftigt, was sie sagen, wird 
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man Kawakamis höchst fesselndes Buch eher 
noch gemäßigt nennen und als sehr zeitge- 
rechte Quelle empfehlen können. 

Während Kawakami, der Vertreter der 
mutigen „Hochi“ (Tokyo) in New York einer 
der wenigen Journalisten von treffsicherem 
Flair mit einem sorgfältig im Gleichgewicht 
gehaltenen Weltbild ist, der sich bemüht, 
seine Leser immer wieder vor eine breitere, 
weltüber ausgeglichene Anschauung zu füh- 
ren, läßt Otto Heller sie (zu 5.) bewußt 
nur durch Sowjetbrillen schauen. Man sieht 
also nur „rot“, wenn man dieses Buch liest; 
aber viele Einblicke in ÖOstsibirien sind eben 
nur mit dieser roten Brille zu gewinnen; und 
man wundert sich nur angesichts der Fan- 
faren O. Hellers (die allerdings, namentlich 
auch mit ihren Bildern, sehr verschiedenen 
Jahrgängen entstammen), daß die Sowjet- 
union statt eines neuen Alexander-Zuges der 
Weltrevolution, den Pazifik entlang, die ost- 
chinesische Bahn Manchukuo oder dem ja- 
panischen Imperialismus nach Wahl zum 
Kauf angeboten hat, daß der Handel von 
Wladiwostok so unheimlich verfällt und wie 
so völlig vergessen werden kann, daß der 
ganze russische Besitz um den Amur ja erst 
ein sehr junges imperialistisches Raubergebnis 
ist, das von den Amur-Partisanen und ande- 
ren Tapferen mehr durch Kompromisse mit 
dem Fernen Osten, als durch „heißumstrit- 
tene“ „Jagd“züge wiedererobert wurde. Der 
Rausch des Angarastroj-Milliardenprojekts, der 
zweiten Magistrale überwältigt den Verfasser 
zuweilen; sonst aber sieht er gut und scharf, 
je weiter nach Osten, desto klarer und wert- 
voller, namentlich in Sachalin. 
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KARL SPRINGENSCHMID 


Die rn als Lebewesen 


Geopolitisches Skizzenbuch. 1933. 
12.Seiten Text und 244 Schwarz-Weiß-Zeichnungen 
auf 64 Tafeln in Größe 19:29 cm. 
Miüt Vorwort von Univ.-Prof. Dr. Karl Bun 
Geh. M. 4.40, in Halbleinen M. 5.40 


Aus dem Vorwort: Darin liegt das große Verdienst der Methode von Springenschmid für 
Schule und Leben, für eigenschöpferische Erfüllung der verantwortlichen Staatsbürgerpflicht, 
zu wissen, warum und in welcher Richtung das Gewicht der Stimme, das höhere der schöpfe- 
rischen, gestaltenden, freudigen Mitarbeit außen- und innenpolitisch in die Waage geworfen 
werden muß. Gewiß enthüllt sie dabei als letzten Sinn: Erhaltung des Lebensraumes für die 
Zukunft des eigenen Volks und Erreichung eines höchsten Zieles der Menschheit: der ge- 
rechten Verteilung von Atemweite und Lebensraum auf Erden nach dem Beitrag an ge- 
staltender Kraft und schöpferischer Leistung ihrer einzelnen Gruppen. 

So wird das geopolitische Skizzenbuch zu einem starken Erwecker des politischen Gewissens, 
zum dankbar begrüßten Werkzeug der Volkserneuerung aus Raumtiefen und geschichtlichem 
Erleben heraus in einer tiefbewegten und mächtigen Erneuerungswehen zustrebenden Zeit! 


_ VERLAG ERNST WUNDERLICH / LEIPZIG / ROSSPLATZ 14 


Erhalten Sie den Wert Ihrer 
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‚durch gute Aufbewahrung. Für den eben abgeschlossenen 
1. Halbjahresband bringt der Verlag die geschmackvolle 


Einbanddecke 


heraus. Preis RM 2.-, bei freier Zusendung. Wer die Decke 
laufend zur Fortsetzung bestellt hat, erhielt sie in diesen 


Tagen bereits zugeschickt. 


KURT VOWINCKEL VERLAG GMBH. »- BERLIN-GRUNEWALD 
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Das 11. Beiheft zur Zeitschrift für Geopolitik: 


JOSEF MÄRZ ee 


Die Adriafrage 


44. Beiheft zur Zeitschrift für Geopolitik 
Mit Geleitwort von Karl Haushofer 


4 Kartenskizzen 


n 


Wenn wir einmal über die Brandherde an unserer eigenen Grenze hinausschauen ins übrige 
Europa: am stärksten und brennendsten glüht das verborgene Feuer desKrieges ander 
Adria. Um dies Meer und über seine Fluten hinweg tobt der Haß zwischen Italien nd 
Südslawien. Ein Gegensatz, hinter dem der größere steht: zwischen Frankreich und Italien 
in ihrem Kampf um den Balkan. Bei einer solchen Lage ist es dem Unbeteiligten schwer, 
sich über die Tatsachen zuverlässig zu unterrichten. Mag er die Geographie, die Geschichte, 
mag er das Volkstum oder seine Kultur betrachten: alles ist zur Waffe im Streit zweier 
Völker geworden. Es gibt somit bisher kaum eine wissenschaftlich einwandfreie Literatur 
über die Adria, es gab bis heute überhaupt keine Gesamtdarstellung des Adriaproblems. 
Aufgabe der Geopolitik ist es, sold heiße Eisen anzufassen. Sie tut es in diesem Buch, 
dem Professor Haushofer ein Geleitwort mitgab, auf Grund langjähriger Studien, auf Grund 
vieler Reisen. Sorgfältig hat der Verfasser die Tatsachen geprüft und gewertet. Wenn keins 
der beiden streitenden Völker zufrieden sein wird mit dem Ergebnis: dem deutschen Volk, 
der internationalen Wissenschaft und der Politik ist mit ihm die ungeschminkte Kenntnis 
der Tatsachen gegeben, dem Reisenden aber ein Handbud, das ihm vieles an diesem 
schönen Land erschließt, ihn vieles verstehen läßt, an dem er sonst vorübergegangen wäre. 
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